u. Fan deuische Nachr ichienmasazin | 
Deutschland: 


Stramme Genossen inder 
Bundesbank verstehen nicht 
viel von Wirtschaft - spielen 
aber mit der Zinsschraube 


Mitteldeutschland: 
Irak: Gehraucht werden weitere 1,5 Billionen DM 
neorge Bus  Geheimgienste: 

Ein Mossad-Agent stellt sich der Diskussion 


biologischen 

Kriegesgegen Naher Osten: 

Saddam Die Hintergründe des Golikrieges 
Hussein Rubel: 

verloren 


Das Ende einer Währung 


a EEEEEEEEEEEEEEEEEU_ 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 

anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 


Nr 


| Diagnosen 


Des Griffin: »Wer regiert die Welt?« mit den Protokollen der Weltdiktatur. 
328 Seiten mit 60 Abbildungen. DM / SFR 25,-— ISBN 3-923864-01-9 
Verlag Diagnosen, D-7250 Leonberg - Zu beziehen über den Buchhandel 
Verlagsauslieferung: SPS-Verlagsservice GmbH, D-5400 Koblenz 
Telefon 0261/80706-0, Telex 862 662, Telefax 0261/8070654 


Sehr verehrte Leser, 


bisher haben Sie CODE bei Ihrem Zeitschriftenhändler oder im Bahnhofsbuchhandel gekauft. Leider 
mußten wir laufend viele Klagen entgegennehmen. Die Leser teilten uns mit, daß CODE nicht mehr 
geführt wird, »die Zeitschrift eingestellt sei« oder »der Verlag sei pleite«. Wir haben uns alle Mühe ge- 
geben, die Verbreitung von CODE zu verbessern, es lag jedoch nicht in unserer Hand. Wir sind dabei von 
den Grossisten abhänging. 


Schweren Herzens haben wir uns entschlossen, CODE nur noch im Abonnement zu verbreiten. 


Ab der November-Ausgabe können Sie CODE nur noch im Abonnement beziehen. Wir haben uns dazu 
einiges einfallen lassen, damit Ihnen dieser Schritt leichter fällt. 


CODE wird in einem neutralen Umschlag von unserer Aboverwaltung verschickt. Wir haben ein besseres 
Papier. 


Und wer den Schritt in das Abonnement wagt, bekommt als einmaliges Dankeschön unser neues Buch 
»Das ABC der Insider«. 


CODE kostet im Abonnement DM 90,- einschließlich Porto und Mehrwertsteuer; im Ausland DM 90,- 
zuzüglich DM 15,- für den einfachen Postweg. 


Wenn Sie bei einer deutschen Bank oder Postgiroamt ein Konto unterhalten, können Sie CODE auch in 
zwei Raten von jeweils DM 45,- bezahlen. Wir buchen den Betrag dann jeweils von Ihrem Konto ab. 


Wir haben eine Bestellkarte vorbereitet. Schicken Sie uns bitte die Karte umgehend ein. 


Wir hoffen, daß Sie für unseren Schritt Verständnis haben. Wir hatten keine andere Wahl. 


Ihr 
Diagnosen Verlag 
Das ist das | VerlagD eisen . 
Verlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-7250 Leonberg 
Dankeschön ! Ich habe mich entschlossen CODE im Abonnement zu beziehen. 
x Ab der Nr. 11/November 1992 bestelle ich CODE 
Peter Blackwood bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementpreis 
DAS ABC von DM 90,- einschließlich Porto und Mehrwert- Bank/Ort 
steuer; im Ausland DM 90,- zuzüglich DM 15,- 
DER INSIDER Versandkosten für den einfachen Postweg. Bankleitzahl 
WERTET P Als Dankeschön für die Umstellung erhalte ich Kontonummer 


I = kostenlos das Buch »Das ABC der Insider« 
SR Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Wider- 
ruf und erlischt automatisch bei Beendigung des 


Name Abonnements. 


Vorname 


Datum 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Unterschrift 


Postleitzahl/Stadt/Land 
Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung 


Der neue Abonnent ist einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von einem Konto bei einer deut- 
schen Bank oder Postgiroamt in Deutschland ab- 
gebucht wird. 


[_] Jährlich DM 90,- 


[_] Zweimal jährlich jeweils DM 45,- 


des Abonnements ohne Angaben von Gründen 
gegenüber dem Verlag Diagnosen, Untere Burg- 
halde 51, D-7250 Leonberg, binnen einer Woche 
schriftlich widerrufen kann, daß es zur Fristwah- 
rung genügt, wenn der Widerspruch innerhalb der 
laufenden Frist abgesandt wird. 


Unterschrift 


Lieber Abonnent, 


der Vertrieb von CODE über den Zeitschrifteneinzelhandel hat uns immer mehr Probleme und Kosten 
auferlegt. Es gab ganze Landstriche, wo Sie CODE nicht kaufen konnten. 


Wir gehen nun ab der November-Ausgabe aus dem Einzelhandel heraus. CODE kann man dann nur 
noch im Abonnement beziehen. 


Viele Abonnenten haben an uns immer wieder den Wunsch herangetragen, daß sie CODE verschlossen 
in einem Umschlag erhalten möchten. Mit der Umstellung zur November-Ausgabe tragen wir diesem 
Wunsch Rechnung, versenden CODE nur noch in einem neutralen Umschlag. 


Auch das Papier der Zeitschrift wird verbessert. 


Dies hat natürlich alles seinen Preis, zumal wir in der letzten Zeit mehrmals Erhöhungen der Postzei- 
tungsgebühren hatten. 


CODE kostet ab der November-Ausgabe im Abonnement DM 90,- für zwölf Ausgaben, einschließlich 
Porto und Mehrwertsteuer; im Ausland DM 90,- zuzüglich 15,- für den einfachen Postweg. 


Bitte haben Sie für unsere Preiserhöhung Verständnis. Am Kiosk hat die Zeitschrift immer schon 


DM 90,- im Jahr gekostet. 


Ihr 
Diagnosen Verlag 


Bitte 
Postkarte 


mit 60 Pfennig 
freimachen 


Antwort 


Verlag Diagnosen 


Untere Burghalde 51 


W-7250 Leonberg 


Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 


JEDEN MONAT NEU! 


CODE veröffentlicht regelmäßig die Arbeitsergebnisse des Institutes for Historical Review. 
Die Beiträge werden aus der Vierteljahreszeitschrift »The Journal of Historical Review«, 
herausgegeben von Theodore J. O’Keefe, übernommen und für den deutschen Sprachraum 
erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe international 
bekannter Historiker und Publizisten getragen. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kolle- 
gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Leser werben Leser +++ Leser 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. 


Vielen Dank 
Ihr Diagnosen Verlag 


EEE. RER MEN EEE ne 


de: erlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-7250 Leonberg 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab 

bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementpreis von 
90.- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 
Ausland DM 90.- zuzüglich DM 15.- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs 
umgerechnet) an: 


Die Einziehungsermächti igung gilt bis auf Widerruf und 
erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 


Datum 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 


m Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


[[] Jährlich DM 90.- 


U Zweimal jährlich jeweils DM 45.- 


Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 
Abonnements ohne Angabe von Gründen DEREN, 
dem ia, Plan garen Untere Burghal 1, D-7250 
innen einer Woche Pe ng widerrufen 
es zur Fristwahrung 
spruch innerhalb der laufenden 


Leonbe 


a 


enügt, wenn der kenn; 
ern abgesandt wird 


Unterschrift 

Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür .: 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 
ausgehändigt. Meine Anschrift: 


Name 


ri 


ODE 


Deutschland 


8 


14 


Aug’ in Aug’ mit 
der staatlichen 
Meinungszensur 


Die Stasi holt zum 
Gegenschlag aus 
Die Kampfkraft der linken 
Horden der ehemaligen 
DDR ist noch lange nicht 
gebrochen. Die Stasi holt 
jetzt zum Gegenschlag 
aus. Erreicht werden soll 
dies durch das »Komitee 
für Gerechtigkeit«. 


Die Bundesbank 
überdreht die 


Zinsschraube 

Die Konjunktur der Bun- 
desrepublik Deutschland 
befindet sich derzeit auf 
einem Scheideweg. Auf- 
schwung oder Rezession, 
ist die Frage, die sich der- 
zeit die meisten tatsäch- 
lichen oder vermeintlichen 
Wirtschaftsexperten stel- 
len. 


Wahrungspflicht zur 
Erhaltung der 
Identität des 
deutschen Staats- 
volkes 


ODE 10/1992 


Das ondere deutsche Nachrichienmagazin 


18 Die verlorene Ehre 


des Oskar 
Lafontaine und 
anderer Deutscher 
Nachdem die Bonner West- 
extremisten vom Ruf »Wir 
sind ein Volk!« überstimmt 
wurden und.die Vereini- 
gung Rumpfdeutschlands 
nicht mehr verhindern 
konnten, wollen sie jetzt 
ihren früheren »gleichbe- 
rechtigten Verhandlungs- 
partner« Honecker als Ver- 
brecher aburteilen. 


Egon Bahr, SPD: »Wer Wieder- 
vereinigung sagt, begeht geistige 
Umweltverschmutzung.« 


Finanzen 

22 Die Geldmenge 
ist die Tücke 
des Objekts 


23 Die Banker, das 
Geld und das Gold 


24 In Mitteldeutsch- 
land werden weitere 
1,5 Billionen DM 
gebraucht 


Die abenteuerliche 
Geschichte der US- 
Bundesbank 

“ Mit welcher Masche 
schaffte es eine kleine 
wohlhabende Elite inter- 
nationaler Banker einem 
unterwürfigen amerikani- 
schen Kongreß, mit weni- 
gen bemerkenswerten 
Ausnahmen, das Federal 
Reserve-Bank-Gesetz zu 
verkaufen. Es gab dieser 
Gruppe das Recht, den 
US-Dollar aus dem blauen 
Dunst ’heraus zu schaffen, 
Zinsen darauf zu erheben 
und dem amerikanischen 
Staat zu leihen. 


"a 


US-Senator Nelson Aldrich 
wurde zum großen Förderer der 
Pläne zur Währungsreform im 
amerikanischen Kongreß. 


28 Das Ende des Rubel 


Internationales 


32 


33 


39 


Bi 


Prestige durch 
Dänemarks Ab- 
stimmung über den 
Maastricht-Vertrag 


Kleinvieh macht in 
Polen auch Mist 


Die Arbeit von 
Betar-Tagar 


Ein Mossad-Agent 
stellt sich der 
Diskussion 

Der ehemalige Agent des 
israelischen Geheimdien- 
stes, Victor Ostrovsky, 
stellt sich in einem Inter- 
view den Fragen von 
CODE-Mitarbeiter Tom 
Valentine. 


Japans Markt 
wartet auf seine 
Erschließung 


Die Erfahrungen 
eines Journalisten 
bei der Bilderberg- 
Konferenz 


Die Welt schaut 
dem Holocaust der 
Serben zu 


6. Jahrgang Nr. 10 Oktober 1992 


Ständige Rubriken 


E Skandal um 
Bombenanschlag 
auf kubanisches 
Flugzeug 
Die Medien des Establish- 
ments haben so manchen 
Skandal, in den US-Präsi- 
dent George Bush verwik- 
kelt war, schlichtweg über- 
sehen, aber keiner war 
schädlicher für das Pre- 
stige der USA als Bushs an- 
gebliche Verbindungen zu 
dem Bombenanschlag auf 
eine kubanische Verkehrs- 
maschine. 


Was weiß der heutige US-Präsi- 
dent George Bush aus seiner Zeit 
als CIA-Chefüber das Attentat 
auf das kubanische Verkehrsflug- 
zeug? 


47 Milliarden für 
Bushs besten 
Freund 


50 Hintergründe des 
Golfkrieges 


52 Die Opfer des Golf- 
krieges sind Frauen 
und Kinder 


-1 53 Bushs Kampf gegen 


Saddam Hussein 
geht weiter 


55 Saddam Hussein ist 
der Gewinner 
Wirtschaftssanktionen, die 
dem Irak von den Verein- 
ten Nationen auferlegt 
wurden, bereiten dem ira- 
kischen Volk Not und 
Elend. Es weigert sich je- 
doch immer noch, Saddam 
Hussein dafür verantwort- 
lich zu machen, wie US- 
Präsident George Bush 
das gerne möchte. 


Saddam Hussein hat eine sehr 
erfolgreiche Kampagne durchge- 
führt, um seine Position zu festi- 


‘gen, während die Schuld für den 


ganzen Kummer des Landes Ge- 
orge Bush angelastet wird. 


57 Zur Position: 
von Saddam 
Hussein 


58 DerRll 
Demjanjuk - eine 
Blamage für 
die USA 


60 Die schweren Fehler 
der US-Politik im 
Nahen Osten 


62 Israel und der 
Antisemitismus 


6 


Deutschland- 
Journal 

Genscher bald.Bundes- 
kanzler?; Aufmerksame 
Beobachter aus dem Aus- 
land; Ozonloch entpuppt 
sich als Jahrhundert- 
schwindel; Wo ist die 
Friedensbewegung?; 
WestLB übt harsche Kritik 


: ander Bundesbank. 


29 
30 


Banker-Journal 
Keine Wirtschaftsentwick- 
lung in der Dritten Welt; 
IWF unter Beschuß wegen 
seiner Rußland-Politik; 


Aids-Studie über afrikani- 


sche Bevölkerung; Die 
Probleme des Hungers in 
Afrika; Woduzauber gegen 
IWF-Steuerreform; Präsi- 
dent Ramos soll Bevölke- 
rungsbegrenzung voran- 
treiben; Der Walfang geht 
weiter; Algerien und seine 
Wirtschaftsprobleme; Is- 
rael baut weiter Siedlun- 
gen. 


Impressum 


Europa-Journal 
Armenien klagt die Türkei 
an; Rußland und Molda- 
wien im Krieg; Die kleinen 
Geschäfte der englischen 
Königin; Französische 
Gruppe entlarvt Cousteau; 
Britisches Parlament un- 
tersucht Milliarden der 
Königin; Türkei schlägt 
Armenien ein Abkommen 
oder Krieg vor; Italien will 
endlich etwas gegen die 
Mafia tun; Rußland strebt 
größere Seerolle im Pazifik 
an; Albanien unterzeich- 
net Kooperationsabkom- 


‚ men mit Griechenland. 


48 Nahost-Journal 


Israels Bombardierung des 
Irak; Offene Fragen zu 
Libyens Rolle bei der 
Lockerbie-Katastrophe; 
Gefahr des Faschismus in 
Israel; Irakische Sterbezif- 
fern steigen infolge.des 
Embargos; Neue Konfron- 
tationen zwischen den 
USA und Jordanien; 
Rabin-Regierung in Israel 
fest im Sattel; Jemen be- 
schuldigt Saudi-Arabien 
der Verschwörung. 


Vertrauliches 

Geplant ist eine UN-Ar- 
mee und ein eigener Spio- 
nagedienst; UN-Truppen 
zum Einmarsch ohne je- 
den Vorbehalt; Panamas ' 


‚Regierung beschuldigt US- 


Beamte; Japans Reichstag 
billigt Truppeneinsatz in 
Übersee; Buthelezzi warnt 
vor einem Bürgerkrieg in 
Südafrika; Präsident 
Ramos setzt sich für die 
Todesstrafe ein. 


66 Leserbriefe 
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Deutschland- 


Journal 


Aufmerksame 


Beobachter aus 


dem Ausland 


Eine sehr interessante Studie hat. 


jetzt das Institut der deutschen 
Wirtschaft (IW) der Offentlich- 
keit vorgestellt. Danach ist das 
Interesse des Auslands an der 
deutschen Außenpolitik seit der 
(Teil-)Wiedervereinigung Mittel- 
und Westdeutschlands wieder 
stark gestiegen. So zeige eine 
Analyse ausländischer Medien, 
daß ın Frankreich, Großbritan- 
nien und den USA »viele Vorur- 
teile wiederaufgelebt (sind), von 
denen hierzulande viele glaub- 
ten, sie seien schon lange nicht 
mehr vorhanden«. 


»Die Frage, die von der briti- 
schen Presse am meisten gestellt 
wurde, ist die nach der Stellung 
des vereinten Deutschlands in 
Europa. Verbreitet ist die Auffas- 


sung, daß Deutschland eine Ab- . 


wendung von der westlichen Al- 


“ lianz vollzogen habe (Sunday 


Telegraph). Manche Leitartikler 
fordern den Westen auf, die 
Deutschen an die Leine zu hal- 
ten, um einen deutschen Allein- 
gang zu verhindern (The Inde- 


. pendent), und andere Kommen- 


tatoren sehen langfristig eine Ge- 
fahr darin, die Deutschen könn- 


. ten mit der Wiedervereinigung 


zugleich die Neutralität favorisie- 
ren (The Daily Telegraph).« 


Bei all diesen Fragen sei es um 
die Problematik gegangen, wie 
Deutschland seine neue politi- 
sche Souveränität nutzen werde 
und ob sich daraus mit seiner 
wirtschaftlichen Dominanz eine 
Führungsrolle in Eitaph: ergeben 
könnte. 


»Der nahe einhellige Tenor in 


. der Berichterstattung war: Die 


neu gewonnene Souveränität 
wird auch das politische Selbstbe- 
wußtsein der Deutschen stärken 
- und zusammen mit der wirt- 
schaftlichen Macht in politische 


‚Dominanz münden. Anzeichen 


dafür gäbe es bereits in der euro- 


 .päischen Währungspolitik (Eco- 
:nomist, Spectator). Die einzige 
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Gegenstimme zu diesen Befürch- 
tungen wurde in der »Times« er 
hoben. 


Mit Vorsicht wurde dagegen über 
das weitere außenpolitische Ver- 
halten der Deutschen spekuliert. 
Auch wenn die Forderung des 
Westens nach mehr Westintegra- 
tion zunimmt, bleibt doch 
Deutschland - aus der Sicht der 
britischen Presse - weiterhin mit 
eigenen Problemen beschäftigt.« 


Allen untersuchten Artikeln sei 
gemein, so das IW weiter, daß sie 
die deutsch-britischen Beziehun- 
gen als kompliziert beschreiben. 
Nicht wenige Kommentatoren 


bedienten sich dabei des stereoty- 


pen Hinwieses auf die traditio- 
nell antideutsche Haltung in 
Großbritannien oder auf die 
deutsch-britische Haßliebe. 


Nicht viel anders sieht ‘es in 
Frankreich aus. Auch dort gibt es 
sehr viele Vorbehalte gegen 
Deutschland. 


»Die französische Presse konsta- 
tierte, daß nach der Wiederver- 
einigung in Deutschland im Eil- 
tempo der Wunsch wach werde, 
in Europa eine Schlüsselrolle zu 
spielen (Le Figaro). Damit könn- 
ten die alten politischen Atavis- 
men, die das gegenseitige 
deutsch-französische Mißtrauen 
nährten, wieder die Oberhand 
gewinnen (Les Echos).« 


Unterschiedliche Positionen hät- 
ten die großen politischen Wo- 
chenmagazine 
Während »Le Point« weitgehend 
die Angst vor Deutschland wal- 
ten gelassen habe, sei :»L’Ex- 
press« nach einigem Zögern sei- 
ner positiven Linie treu ‚geblie- 
ben. 


»Die Kritiker der deutschen Au- 
Benpolitik im französischen Fern- 
sehen sahen bereits eine neue 
Weltmachtrolle Deutschlands 
(Antenne II, Europe I). Anspie- 
lungen an das alte aggressive 
Deutschlandbild vor den beiden 
Weltkriegen waren nicht zu über- 
sehen.« 


Große Vorbehalte gibt es gegen 
Deutschland auch in den USA. 
Dabei hätten im Zusammenhang 
mit der internationalen Rolle der 
Deutschen aus amerikanischer 
Sicht die sich ändernden Bedin- 
gungen für eine Sicherheitspoli- 
tik in Europa eine große Rolle ge- 
spielt. So falle mit der (Teil-)Wie- 


eingenommen. 


dervereinigung die Integrations-. 


funktion der NATO für die Deut- 
schen weg. Deshalb sei von.den 
Deutschen eine geänderte Rolle 
in der NATO zu erwarten. Es 
wurde die Befürchtung geäußert, 
Deutschland könne aus der 
NATO austreten (Washington 
Post). 


»An anderer Stelle hieß es: 
Deutschland werde das europäi- 
sche Sicherheitssystem kompli- 
zieren - wenn auch nicht genau 
vorherzusehen sei, in welcher 
Weise. Von Deutschland ginge 
zwar keine militärische Bedro- 
hung aus, doch ein Wiederaufle- 
ben von rivalisierenden nationa- 
len Sicherheitspolitiken destabili- 
siere die europäische Sicherheit 
(Time). Ein Teil der US-Presse 
verbreitete bereits das Klischee, 
daß den Deutschen alles zuzu- 
trauen sei.« 


Damit hat nun ein nicht als 
rechtsextrem geltendes Institut 
das bestätigt, was konservative 
und nationale Kreise schon lange 
erklären, ihnen dies aber immer 
als Polemik vorgeworfen wurde: 
Daß es nämlich im Ausland jede 
Menge Vorbehalte gegen 
Deutschland gibt und. daß die 
Hetze gegen Deutschland wieder 
Hochkonjunktur hat. Bislang ist 
auch nichts darüber bekanntge- 
worden, daß die Bundesregie- 
rung hiergegen bei den jeweili- 
gen Landesregierungen We 
stiert hat. DO 


Ozonloch 
entpuppt sich 


als Jahrhundert- 


schwindel 


Was CODE exclusiv bereits seit 
mehreren Jahren behauptet, daß 
das Ozonloch eines der größten 
Lügen dieses Jahrhunderts ist, er- 
weist sich zunehmend als richtig. 
Mehr und mehr Wissenschaftler 
und etablierte Presseorgane, wie 
zuletzt auch die »Wirtschaftswo- 
che«, schließen sich dem an. 
Hierzu haben jetzt auch der deut- 
sche Physiker Ralf Schauerham- 
mer und der amerikanische Geo- 
loge Roger A. Maduro die Fak- 
ten internationaler Experten zu- 
sarmmmengetragen und in dem 
buch. »Ozonloch - das miß- 
brauchte Naturwunder« zusam- 
mengetragen. 


Das Fazit von ihnen lautet: 1. Es - 


gibt kein sogenanntes Ozonloch. . 
2..FCKW ist nicht der Verursa- 


cher der zeitweisen Verdünnung 


der Ozonschicht. Die wichtigsten 
Begründungen lauten wie folgt: 


»Seit 30 Jahren verändert sich die 
Ozonschicht in der Stratosphäre. 
Es gab Phasen, in denen sie weit 
dünner war als heute. Seriöse Kli- 
maforscher wie der Amerikaner 
Dr. Hugh Elsässer wissen, daß es 
sich bei den Schwankungen um 
einen natürlichen rhythmischen 
Vorgang handelt. 


Noch nie konnte die Aufspaltung 
von FCKW in der Stratosphäre 
durch kurzwellige UV-Strahlen 
nachgewiesen . werden. Außer- 
dem können Chlorverbindungen 
kaum in solche Höhe gelangen, 
weil sie vier- bis achtmal so 
schwer sind wie die Luftmole- 
küle. US-Expertin Dr. Dixie Lee 
Ray: »Ich sehe zur Zeit keinen 
Beweis für die These, daß 
FCKWs Schaden anrichten. Das 
ist bis heute lediglich eine Theo- 
rie, die auf Computermodellen 
beruht.« 


Jährlich werden rund 1,1 Millio- 
nen Tonnen FCKW produziert. 
Sie enthalten 750000 Tonnen 
Chlor. Doch: Mehr als 660 Millio- 
nen Tonnen Chlor gelangen pro 
Jahr allein schon durch die Was- 
serverdunstung der Ozeane in 
die Atmosphäre. Und: Mehr als 
36 Millionen Tonnen Chlorgase 
werden jährlich von Vulkanen 
ausgespien. Bei heftigen Ausbrü- 
chen werden die Gase sogar di- 
rekt in die Stratosphäre katapul- 
tiert. 


Ganz wichtig: In der Antarktis, 
wo die höchste Chlorkonzentra- 
tion gemessen wird, spuckt der 
Vulkan Erebus täglich über 1000 
Tonnen Chlor in den Himmel. In- 
teressant: Dieser Vulkan ist nur 
15 Kilometer von der berühmten 
Meßstation im McMurdo Sund 
entfernt!« 


Ist der ganze Ozonloch-Horror 
und die Killergas-Theorie also 
nur die Basis für eines der größ- 
ten und folgenschwersten Ge- 
schäfte auf Kosten der Allge- 
meinheit? Ja, meinen die Sachbu- 
chautoren Maduro und Schauer- 
hammer aufgrund ihrer umfas- 
senden Recherchen. 


»Denn: Die großen FCKW-Her- 
steller haben Patente für neue Er- 
satzstoffe. Sie sind 30mal so teuer 


wie das FCKW! Für diese Ersatz- 
stoffe muß die Erdbevölkerung 
jährlich drei bis fünf Milliarden 
Dollar aufbringen. Das wird für 
uns eine gewaltige Belastung, 
und für die Länder der Dritten 
Welt, die mehr als alle anderen 
auf preiswerte Kühlsysteme an- 
gewiesen sind, eine Katastrophe. 


Wenn immer mehr Wissenschaft- 
ler sich von der Ozonloch-Theo- 
rie abwenden, andere sie bezwei- 
feln: Dann darf der Begriff, 
»Ozonloch« nicht schon zum 
Angstmacher Nr. 1 hochstilisiert 
werden, noch bevor die Forscher 
sich wenigstens in etwa einig in 
ihrem Theoriendschungel sind.« 


Genau diese Punkte werden von 
CODE schon seit Jahren vertre- 
ten, mit zum Teil genau der glei- 
chen Argumentation. Man kann 
den Politikern nur raten, ruhig 
auch einmal auf unbequeme Kri- 
tiker zu hören, denn dann wäre 
nicht nur Panik vermieden: wor- 
den, sondern hätte der Staat auch 
viel Geld sparen können. Aber 
nein, lieber wird Personen wie 
Bronfman, der mit seiner Du- 
Pont der Hauptprofiteur vom 
Ozon-Schwindel ist, der Hof ge- 
macht! m) 


WestLB übt: 
harsche Kritik 
an Bundesbank 


Eine in diesem Ausmaß selten er- 
lebte harsche Kritik hat die West- 
deutsche Landesbank (WestLB) 
an der Politik der Deutschen 
Bundesbank geübt. 


Danach trage die Bundesbank 
bei.ihrem avisierten Geldmen- 
genziel von 3,5 bis 5,5 Prozent 
kaum dem Umstand Rechnung, 
daß sich die Zusammenhänge 
zwischen M3, die den Bargeld- 
umlauf, ‚die Sichteinlagen sowie 
Termin- und Sparkonten bis zu 
vier Jahren Laufzeit umfaßt, und 
den Bestimmungsfaktoren nach 
der (Teil-JWiedervereinigung 
stark geändert haben. Von daher 
sei das Geldmengenziel »zu 
knapp bemessen«. 


Zwar gestehe auch die Bundes- 
bank ein, daß die Geldmenge M3 
durch die inverse Zinsstruktur - 
die dadurch gekennzeichnet ist, 
daß es für kurzfristige Anlagen 
mehr Zinsen gibt als für langfri- 


stige —, die Unsicherheit über die 
neue Regelung der Zinsbesteue- 
rung und die gestiegene Verwen- 
dung der Mark in Osteuropa als 
Ersatzwährung das Bild der mo- 
netären Expansion verzerrt, 
doch sei sie nicht zu einer Ande- 
rung ihrer Politik bereit. 


Die WestLB wandte sich auch ge- 
gen die Kritik der Bundesbank 
an der Kreditausweitung. So 
diene ein erheblicher Teil der 
Ausleihungen zur Finanzierung 
von Projekten in den fünf neuen 


‚Bundesländern. Der »wirtschaft- 


liche Um- und Aufbau« in Mittel- 
deutschland verursache aber 
»zwangsläufig« einen stark er- 
höhten Finanzbedarf und eine 
hohe Liquiditätshaltung. Auch 
führe die Angleichung der mittel- 
deutschen Preisstruktur an die 
westdeutsche »unweigerlich« zu 
starken Preisniveausprüngen, die 
nicht mit einer Inflation gleichzu- 
setzen seien. i 


Kritik üben die WestLB-Volks- 
wirte nicht nur daran, daß die 
Bundesbank den »gestörten Zu- 
sammenhängen« kaum Rech- 
nung trage, sondern auch an den 
Annahmen für. die Bestimmungs- 
faktoren des Geldmengenziels. 
So hätten die obersten deutschen 
Währungshüter. das gesamtdeut- 
sche Produktionspotential mit 
2,75 Prozent veranschlagt, wäh- 
rend der Sachverständigenrat 
diese Rate auf etwa 3,5 Prozent 
schätzt. 


Obwohl die Preissteigerungsrate 
zum Zeitpunkt der Formulierung 
des Geldmengenziels bei mehr 
als sechs Prozent gelegen habe, 
seien nur zwei Prozent für den 
»unvermeidlichen« Preisanstieg 
angesetzt worden. Die WestLB 
hält eine Rückführung auf zwei 
Prozent binnen Jahresfrist selbst 
unter Inkaufnahme einer Rezes- 
sion für »kaum erreichbar«. 


Vielmehr erinnert das Düsseldor- 
fer Bankhaus daran, daß in der 
Vergangenheit derartige Diskre- 
panzen zwischen Norm und Wirk- 
lichkeit dadurch berücksichtigt 
wurden, daß die Bundesbank 
den Zuschlag für den »kurzfristig 
unvermeidlichen« Preisanstieg 
zunächst etwas höher veran- 
schlagt und danach von Jahr zu 
Jahr schrittweise verlängert hat. 
Vor dem Hintergrund der verhee- 
renden Konsequenzen einer Sta- 
bilisierungsrezession sei eine sol- 
che Vorgehensweise auch in die- 
sem Jahr angemessener. oO 


Genscher bald 
Bundeskanzler? 


Heiße Gerüchte um den früheren 
Bundesaußenminister und ehe- 
maligen FDP-Vorsitzenden 
Hans-Dietrich Genscher machen 
derzeit in Bonn die Runde. Da- 
nach soll sein Rücktritt im Mai 
dieses Jahres nicht mit irgendwel- 
chen noch unentdeckten Skanda- 
len zusammenhängen, sondern 
aus reinem Opportunismus und 
kaltblütiger Berechnung erfolgt 
sein. 

Angeblich soll Genscher über- 
zeugt davon sein, daß die Union 
und die FDP bei der Bundestags- 
wahl 1994 keine absolute Mehr- 
heit erhalten werden, sondern 
nur ein von den Republikanern 
unterstütztes Minderheitenkabi- 
nett stellen könnten. Dies wäre 
aber besonders für die Liberalen 
nicht akzeptabel. 


Auf der anderen Seite könnte es 
aber, wenn auch nur knapp, für 
eine Ampelkoalition - also SPD, 
FDP und Grüne - reichen. Da 
Engholm sich in den vergange- 
nen Monaten nicht gerade mit 
Ruhm bekleckert hat, er viel- 
mehr nahezu gänzlich unterge- 
taucht war, wird SPD-intern der 
Widerstand gegen ihn immer stär- 
ker. Ein anderer Kanzlerkandi- 
dat zeichnet sich aber nicht ab. 
Stolpe und Lafontaine hätten 
sich selber disqualifiziert, und 
weit und breit sei ansonsten nie- 
mand zu sehen. 


Damit könnte dann endlich der 
langersehnte Wunsch der freien 
Demokraten in Erfüllung gehen, 
auch einmal den Bundeskanzler 
zu stellen. Und wer böte sich da- 
bei besser an als Genscher?! Dies 
gilt umso mehr, als er noch immer 
hohe Sympathiewerte bei Umfra- 
gen bekommt. 


Ein Indiz für die Richtigkeit die- 
ser Gerüchte könnte auch sein, 
daß Genschers Worte zum von 
den Serben geführten Krieg ge- 
gen Bosnien und Kroatien immer 
schärfer werden, er damit sein 
Fähnchen wieder zur Volksmei- 
nung gedreht hat. Man solle nur 
nicht glauben, daß Genscher sich 
damit zufrieden geben wird, bis 
zum Ende seines politischen Le- 
bens, das er noch lange nicht an- 
strebt, ein »kleines Licht« im 
Bundestag zu bleiben. Sein Ehr- 
geiz sei nach wie vor ungebro- 
chen, und mit.einem Comeback 


müsse jederzeit gerechnet wer- 
den. 


Wo ist die” 
Friedens- 
bewegung? 


Die wahre Einstellung der soge- 
nannten Friedensbewegung ist 
selten so deutlich geworden wie 
in den vergangenen Wochen und 
Monaten. Wußten diese Frie- 
densapostel vor Aktivität gar 
nicht wohin, wenn in Südafrika 
auch nur einem Neger ein Haar 
gekrümmt wurde oder ein Chi- 
lene sagte, ein Wärter habe einen 
glühenden  Zigarettenstummel 
auf ihn fallen lassen, so rühren 
diese ansonsten so mitleidsvollen 
Engel nicht einen einzigen Fin- 
ger, wenn altstalinistische serbi- 
sche Betonköpfe binnen weniger 
Monate mehr als 35000 Men- 
schen zum Teil bestialisch um- 
brachten und mehrere Millionen 
Moslems aus ihrer Heimat ver- 
trieben. 


Stürmten zehntausende Frie- 
denspilger auf die Straße, als der 
Westen zum Ausgleich der sowje- 
tischen Bedrohung Mittelstrek- 
kenraketen installieren wollte, ist 


. jetzt keiner von ihnen zu sehen. 
Lieber sitzensie müslikauend vor - - 


dem Fernseher, sehen sich eine 
der wöchentlich 20 bis 30 Sendun- 
gen im Fernsehen an, die sich um 
eine Aufarbeitung der NS-Zeit 
bemühen, wobei ihr Pulsschlag 
vor Empörung auf mindestens 
180 steigt, in vielen Fällen sogar 
die 200er-Marke weit hinter sich 
läßt. 


Wer jetzt noch einen Beweis für 
die Linksaußen-Lastigkeit dieser 


Personen brauchte, hat ihn späte- .. - 


stens seit dem Jugoslawien-Krieg : 
erhalten. Das traurige ist. nur, 
daß viele Medien diese Figuren 
zu anderen Punkten durchaus be- 
fragen, aber es kaum eine Fern- 
seh- oder Rundfunkanstalt für 
nötig erachtet, hierüber mal eine, 
Dokumentation zu machen. Von 
wegen Ausgewogenheit des Pro- 
gramms! 
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Beat Christoph Baeschlin 


Einmal mehr ist festzustellen, daß wir im Zeitalter der politisch- 
ideologischen Heuchelei leben. Mit empörtem Protestgeschrei wird 
man uns sagen: »Es gibt keine Spur von staatlicher Meinungszensur 
im deutschen Musterstaat Bundesrepublik. Im Gegenteil; es hat auf 
deutscher Scholle noch nie einen so freiheitlichen Rechtsstaat gege- 
ben wie unser demokratisches Regime ... und so weiter.« 


Die vom Grundgesetz zugesi- 
cherte Freiheit der Meinungsäu- 
Berung ist aber einigen handfe- 
sten Einschränkungen unterwor- 
fen, wie solche sowohl im Deut- 
schen Kaiserreich wie auch in der 
Weimarer Republik durchaus un- 
denkbar waren. Vorab geht esum 
die Liste der verbotenen Bücher. 
Dazu gehören alle Schriften, die 
das Vorhandensein von Gaskam- 
mern zur Vernichtung von Juden 
während des Nationalsozialismus 
kritisch hinterfragen. Vermutlich 
handelt es sich da schon um eine 
umfangreiche Menge von Veröf- 
fentlichungen, denen die Polizei- 
organe nachspüren müssen. Ist 
doch anzunehmen, daß ein eifri- 
ger Schwarzhandel sich um diese 
Bücher rankt. Denn, was verbo- 


ten ist, reizt die Neugierde und 


setzt das liberale Spiel der Nach- 
frage und somit des Angebots in 
Schwung. 


»Nur für 
Jugendliche verboten 


Neben den verbotenen Büchern 
gibt es das umfangreiche Rudel 


der sogenannten »indizierten« 


Bücher. Das Wort »Index« läßt 
an den einstigen »Index Li- 
brorum Prohibitorum« der ka- 
tholischen Kirche anklingen. Es 
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war dies eine im Gefolge des 
Zweiten Vatikanischen Konzils 
abgeschaffte Verbotstafel von kir- 


_chenfeindlichen Schriften, die 


ein gläubiger Katholik nicht zur 
Hand nehmen durfte. 


Aber die staatliche Meinungszen- 
sur in Bonn meint es offenbar 
nicht so bitterernst. »Indizierte« 
Bücher sind auf deutschem 
Staatsgebiet angeblich nur für Ju- 
gendliche verboten. Wie alt diese 
»Jugendlichen« sein müssen, um 
diesen Schutz zu genießen, wird 
nicht verraten. Vielleicht ist das 
ein Staatsgeheimnis, vielleicht 
aber liegt es im Ermessen der 
Ordnungshüter oder der Richter, 
zu befinden, mit welchem Alter 
einer »Jugendlicher« ist und 
wann einer aufhört, »Jugendli- 
cher« zu sein. 


Wer des »Jugendschutzes« in 
ideologischer Hinsicht bedarf, 
das bestimmen vermutlich die 
Hüter der Staatsdoktrin. Zwar 
läßt sich die »Bundesprüfstelle 
für jugendgefährdende Schrif- 
ten« in Bonn von Vertretern zahl- 
reicher Berufsarten bei ihrer kitz- 
ligen Aufgabe »beraten«. Diese 
Gruppe umfaßt: Kunst, Litera- 
tur, Buchhandel, Verleger, Ju- 
gendverbände, Jugendwohl- 
fahrt, Lehrerschaft und Kirchen. 
Dazu kommen drei »Länderbei- 
sitzer«. Diesen ist wohl die Auf- 
gabe zugedacht, den ideologi- 


schen Jugendschutz unter geo- 
graphischen, vielleicht auch un- 
ter verschiedenen klimatischen 
Gesichtspunkten zu beurteilen. 


Man muß sich fragen, ob all diese 
Leute etwas anderes sind als 
bloße Statisten. Wenn sie die 
Texte gelesen hätten, die in ih- 
rem Namen herumverboten wer- 
den, wären die zum Teil hanebü- 
chenen Ungereimtheiten und 
Schreibfehler ausgemerzt wor- 
den. 


»Rassenhaß gegen 
Angehörige islamischen 
Glaubens...« 


Das Buch »Der Islam wird uns 
fressen!« ist in dieser Zeitschrift 
schon mehrmals erwähnt wor- 
den. Es ist gemäß Verfügung vom 
5. März 1992 mit dem Makel der 
»Indizierung« belegt worden un- 
ter dem Vorwurf: »Das Taschen- 
buch stachelt zum Rassenhaß ge- 
gen Angehörige islamischen 
Glaubens auf...!« Das ist nun 
wahrlich nicht banal zu nennen 


Die Kaaba, ein würfelförmiger 
Stein und die heilige Stätte in 
Mekka, die Pilger berühren sie 
und preisen Gott. 


»Rassenhaß ‚gegen Angehörige 
islamischen Glaubens!« 

Der Autor der offenbar so ver- 
werflichen Schrift ist Alemanne, 
also Germane und könnte von 
»Rassenhaß« ergriffen sein ge- 
gen einen anderen Germanen, 
falls dieser sich zum islamischen 
Glauben bekennt. 


Haben die Worte da überhaupt 


- noch einen Sinn, oder wird da 


bloßes Geschwätz abgeleiert? Ist 
Rasse etwas, das mit der Klassie- 
rung von Lebewesen zu tun hat, 
oder ist es ein moralischer, viel- 
“leicht sogar ein religiöser Be- 
griff? Darüber müßte doch vor- 
erst einmal Klarheit herrschen, 
bevor man pauschale Werturteile 
. fällt. Denn es ist Ausdruck intel- 
. lektueller Unzulänglichkeit, das 

. Wort »Rassenhaß« mit religiösen 
Dingen in Zusammenhang zu 
bringen. Der Vorwurf, Rassen- 
haß zu empfinden gegen Angehö- 
rige eines Glaubensbekenntnis- 
ses, ist heller Unsinn. 


Sodann ist es durchaus rätselhaft, 

‚warum die Jugendprüfstelle fol- 
- genden Abschnitt aus dem Islam- 
:: Buch zitiert, um ihre »Anklage« 
zu bekräftigen. Der Autor erin- 
nert an die 1962 erfolgte Vertrei- 
bung von zwei Millionen Europä- 
ern aus Algerien, und zwar aus 
eindeutigem Rassenhaß: »Die 
politischen »Moralisten< haben 
- vor einem Menschenalter den 
afrikanischen Rassenhaß als ge- 
sunde Außerung des Volksemp- 
findens betrachtet. Aber heute 
wollen uns dieselben »Morali- 
sten< aufschwatzen, es sei böse 
und verwerflich, die europäi- 
schen Länder vor der afrika- 
nisch-asiatischen Invasion. zu 
schützen.« 


Was will die Bundesprüfstelle mit 
diesem Zitat bewirken? Will sie 
sagen, es sei böse, daran zu erin- 
nern, daß die westliche Mei- 
nungsmache vor 30 Jahren den 
afrikanischen Rassismus wohl- 
wollend beurteilt hat?. Oder gibt 
es etwa »guten« und »bösen« 
Rassismus? 


Der deutsche Staat 
macht sich lächerlich 


Mit seinem »grenzüberschreiten- 
den« ‚Moralisieren macht. der 
deutsche Staat eine etwas gro- 
teske Figur. Das ganze Theater 
der »Indizierung« meines Islam- 
Buches vermittelt den peinlichen 
Eindruck geistiger Einfalt. Schon 


die Anklageschrift ist von einer 
Dürftigkeit, als wäre sie von ei- 
nem »Landjäger« oder Dorf- 
schulzen zusammengestoppelt 
worden: Eine schockierende 
Menge von Tippfehlern und zahl- 
reiche störende Ungenauigkeiten 
beim Abschreiben der Buchzitate 
zieren das Dokument und die Ar- 
gumentierung ist von entwaff- 
nender Primitivität. 


Noch bedenklicher ist die »Ent- 
scheidung Nr. 4215«, die offenbar 
sogar im »Bundesanzeiger Nr. 63/ 
1992« veröffentlicht worden ist: 
Fünf zum Teil hanebüchene Feh- 
ler in den zitierten Buchtexten, 
zwei Grammatikfehler im Kom- 
mentar der »Prüfstelle« sowie 
drei falsche Seitenzahlen für Zi- 
tate aus dem Buch! 


Wahrlich eine beachtliche Lei- 
stung von Leuten, die andern am 
Zeug flicken wollen. 


In meiner Jugendzeit habe ich 
aus grenznachbarlicher Ferne 
den Aufstieg des Nationalsozia- 
lismus miterlebt. Trotz der alliier- 
ten Greuelpropaganda von 1914 
bis 1948 war unsere Eltern- und 
Lehrergeneration bis: dahin noch 
zutiefst erfüllt vom Respekt vor 
dem, was sie als deutsche Tugen- 
den ansah: Zuverlässigkeit, Sorg- 
falt, Gründlichkeit. Da waresein 
bitteres Erwachen, als deutsche 
Richter und moralische Füh- 
rungspersonen vor dem Über- 
schwang und Übermut der Natio- 
nalsozialisten diesen Tugenden 
untreu wurden. Viele .ließen sich 
einschüchtern, ohne nur einen 
Versuch der Standhaftigkeit zu 
wagen. War es doch gefährlich, 
als »Volksfeind« verschrien zu 
werden. 


Heute sind wir wieder soweit wie 
damals: Alle Druckmittel. wer- 
den eingesetzt, damit die neue 
Staatsdoktrin der Völkerbastardi- 
sierung möglichst reibungslos 


verwirklicht werde. Wer diese, 


als »demokratisch« ausgegebene 
Politik der Völkervermischung 
nicht fördern hilft, wird als »ju- 
gendgefährdender Rassist« ver- 
schrien. 


Das ist des Pudels Kern. El: 


Deutschland | 


Die Stası ho 


zum Gegen- 
schlag aus 


Alfred König 


Die Kampfkraft der linken Horden der ehemaligen DDR ist noch 
lange nicht gebrochen. Ganz im Gegenteil: Die Stasi holt jetzt zum 
Gegenschlag aus! Erreicht werden soll dies durch das im Juli gegrün- 
dete »Komitee für Gerechtigkeit«. Dieses Komitee ist nichts anderes 
als eine kommunistische Kaderorganisation, die die katastrophale 
Politik der Kohl-Regierung zu ihren Gunsten ausschlachten und das 
Ruder wieder nach links drehen will. 


Man braucht sich doch nur die 
Gründungsmitglieder anzuse- 
hen, dann weiß man, woher der 
Wind weht. Die beiden Hauptak- 
teure sind dabei der Vorsitzende 
der SED-Nachfolgepartei, PDS, 
Gregor Gysi und der bei der 
CDU gescheiterte Peter-Michael 
Diestel. Gerade seine Rolle 
scheint äußerst obskur: Entwe- 
der war er schon immer ..ein 
»Maulwurf« der Kommunisten in 
der CDU, oder er wechselte aus 
purem Opportunismus und ge- 
scheitertem Stolz die Seite. 


Hausaufgaben für den 
Verfassungsschutz : 


. Einige weitere Beispiele, aus 


wem: die 69 Unterzeichner des 
Gründungsaufrufes _ bestehen! 
Heinrich Fink, Ex-Präsident der 
Humboldt-Universität, der we- 
gen seiner Tätigkeit als Informant 
der Stasi (Deckname Heiner) ge- 
hen mußte; Günter Maleuda, in 
der DDR Vorsitzender der 
gleichgeschalteten  »Demokrati- 
schen. Bauernpartei«, auch war 
er einer der Stellvertreter Honek- 
kers als‘ Staatsratsvorsitzender; 
Lothar Bisky, der als Rektor der 
Hochschule für Film und Fernse- 
hen der DDR die sozialistische 
Medienmaschine. schürte; Ste- 
phan Hermlin, einer. der führen- 
den und mit unzähligen Orden 
überschütteter Claceur-Literaten 
der DDR, der in den fünfziger 
Jahren Lobeshymnen an Stalin 
schrieb; Jürgen Kuczynski, einer 
der führenden Wirtschaftler: der 
DDR und Jast but not. least 


der Schriftsteller Stefan Heym. 
Stefan Heym geriet ja erst kürz- 
lich in die Schlagzeilen. und 
wurde von den etablierten Me- 
dien bemitleidet, weil ihm ein 
6ljähriger, in die USA ausgewan- - 
derter Ex-Bürger der DDR ein 
»Veilchen« geschlagen hatte. Wie 
sich aber später herausstellte, 
hatte Heym dem Jetzt-Amerika- 
ner auf Vorhaltungen wegen der 
Tätigkeit des Literaten für. die 
DDR geantwortet: »Wennichim - 
Krieg ihrem Vater die Eier abge- . 
schossen hätte, bräuchte ich mich 
jetzt nicht mit ihnen herumzuär- 
gern.« 


Der frühere Sonderberater der 


DDR-Regierung und jetzt zum 
antikommunistischen Streiter av- 
ancierte Hermann . von: Berg 
hatte schon 1988 in seinem Buch 
»Vorbeugende Unterwerfung« 
über Heym folgendes geschrie- 


‚ben: »Bevor Markus Wolf ging, 


erklärte er mir noch, warum. ‘, 
Stefan Heym, den die Westme- . 
dien gerade wieder einmal lob- . 
ten, ein Perspektivagent der CIA 
sei. Aber eingesperrt würde: er 
nicht. Enttarnte Agenten seien 
nicht nur harmlos, sondern nütz- : 
lich.« 


Weitere Gründungsmitglieder. 
sind die linken Rock-»Sänger« 
Rio Reiser und Tamara Danz so- . - 
wie die »Liedermacherin« Bar- 
bara Thalheim. Hinzu kommen 
aus Mitteldeutschland »Lieder- 
macher« Stefan Krawczyk, Altbi- 


schof Gottfried Forck und SED- _-: 


Staatspreis-Dramatiker Heiner 
Müller. Aus dem Westen kom- 
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Deutschland 


Die Stasi holt 
zum Gegen- 
schlag aus 


men Personen wie Kabarettist 
Dieter Hildebrandt, Kirchenre- 
bell Jürgen Drewermänn, Ber- 
lins Ex-Bürgermeister Heinrich 
Albertz und der kommunistische 
Sänger Hannes Wader. 


Anscheinend hat der Verfas- 
sungsschutz wenigstens diesmal 
seine Hausaufgaben gemacht, 
denn vollkommen richtig messen 
die Kölner der PDS und der DKP 
eine führende Rolle bei dem Ko- 
mitee bei. Die Bewegung solle 
Unzufriedenheit schüren und len- 
ken. Die PDS wolle mit diesem 
Komitee versuchen, aus der Iso- 
lation auszubrechen. Auch hät- 
ten sich die meisten der westdeut- 
schen Gründungsmitglieder frü- 
her in der DKP oder kommuni- 
stisch gesteuerten Bündnissen 
engagiert. Dann zeigt sich der 
Verfassungsschutz auf dem lin- 
ken Auge aber wieder blind: 
»Wir beobachten die Komitees 
nicht.« 


Zentrum aktiver 
Stasi-Seilschaften 


Die Gründung dieses Komitees 
paßt auch zusammen mit der der- 
zeit vom Verfassungschutz festge- 
stellten Mobilmachung von Stasi- 
Organisationen - hier überlegt 
man immerhin schon mal, ob 
man sie überwachen soll oder 
nicht —. In jüngster Zeit wurden 
nämlich »diffuse Gruppen« ge- 
gründet, die offensichtlich von 
ehemaligen Stasi-Offizieren auf- 
gebaut werden. An der Spitze 
dieser Gruppen stehen übrigens 
Mitglieder der PDS. Die Mitglie- 
derzahl dieser diversen Gruppen 
soll bereits bei rund 10.000 Perso- 
nen liegen, was, wie es in einer 
»Aktuellen Analyse« heißt, »an- 
gesichts der (wahrscheinlichen) 


. Bewaffnung und ihrer Ausbil- 
- dung in Konspiration und Desin- 


formation ein erhebliches Gefah- 
renpotential darstellt«. 


Als Zentrum der weiterhin akti- 
ven Stasi-Seilschaften entpuppte 
sich das »Insiderkomitee zur Auf- 
arbeitung«, das aus ehemaligen 
Offizieren der Staatssicherheit 
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Das Ende der SED-Diktatur: Arbeiter demontieren das Sym- 
bol der SED am Parteigebäude. 


besteht und theoretisch die Ge- 
schichte des zuletzt in Amt für 
Nationale Sicherheit umbenann- 
ten Ministeriums für Staatssicher- 
heit schreiben will. 


Nach außen hin tritt ein früherer 
MfS-Stabsoffizier namens Jörg 
Seidel auf, den die Verfassungs- 
schützer aber nur für eine vorge- 
schobene Figur halten, während 
im Hintergrund wichtige Figuren 
aus der Generalität der Stasi an- 
genommen werden. Vermutet 
wird, daß der wahre »starke 
Mann« dieses Insiderkomitees 
der frühere Leiter der Hauptver- 
waltung Aufklärung, General- 
leutnant Werner Großmann, ist. 


Großmann verlangt eine General- 
amnestie mindestens für diejeni- 
gen, die als »Kundschafter« 
(oder im-Klartext: Spione) in den 
alten Bundesländern tätig waren 
(also etwa 5000 Personen). Offi- 


ziell will das Insiderkomitee die 
Geschichte der Spione und der in 
der DDR wirkenden Stasi-Agen- 


‚ten und ihres Ministeriums »kri- 


tisch aufarbeiten«. Diese »kriti- 
sche Aufarbeitung« klingt dann 
so (Originalton Seidel): Man 
wolle sich »gegen alle ungerecht- 
fertigten Anschuldigungen zur 
Wehr setzen und zugleich die 
deutsche Nachkriegsgeschichte 
analysieren«. Wie sich dieses Insi- 
derkomitee finanziert, weiß bis- 
her selbst der Verfassungsschutz 
noch nicht. 


Immer wieder stößt man 
auf die PDS 


Daneben kennt das Kölner Amt 
eine zweite Stasi-Organisation 
(ISOR), die »unter 10000 Mit- 
glieder« haben soll, wie sich der 
Leiter des Verfassungsschutzes, 
Werthebach, vorsichtig aus- 


drückte. Die Hauptaufgabe der 
von einer PDS-Funktionärin ge- 
leiteten Truppe ist neben der 
Wahrnehmung der Mitgliederin- 


„teressen "auch Rechtsberatung, 


Beratung sowie Hilfe in schwieri- 
gen Situationen. Da es gelang, 
hier recht viel V-Leute einzu- 
schleusen, ist der Kenntnisstand 
des Verfassungsschutzes hier 
recht gut. Sehr schlecht ist er.da- 
gegen bei der »Organisation der 
Offiziere des Ministeriums« 
(ODOM). 


Die Kölner gehen darüber hinaus 
von der Existenz weiterer Stasi- 
Gruppen aus. Es seiein Märchen 
zu glauben, die rund 100000 ehe- 
mals hauptamtlich bei der Stasi 
Beschäftigten hätten sich in Luft 
aufgelöst. Vielmehr stellten diese 
ein»besonderes Risikopotential« 
dar. So seien sie »im Umgang mit 
Waffen geschult, beherrschen die 
Regeln der Konspiration und 
Desinformation und kennen Fak- 
ten, mit denen zahlreiche Perso- 
nen kompromittiert werden kön- 
nen«. Auch geht man davon aus, 
daß den anonymen Morddrohun- 
gen auch Taten folgen werden, so- 
bald das Stasi-Geflecht gut genug 
organisiert ist, so daß man orts- 


. fremde Täter einsetzen kann, um 


die Aufklärung zu erschweren 
oder gar ganz unmöglich zu ma- 
chen. 

Interessant: Bei jeder Fahndung 
nach alten Stasi-Verbindungen 
stößt man auf die PDS, die sich 
prinzipiell den alten MfS-Ange- 
hörigen geöffnet hat. Umso un- 
verständlicher ist es dann, daß 
alle von der SPD beherrschten 
Bundesländer es ablehnen, die 
PDS überwachen zu lassen. Sie 
fürchten den von den Linken er- 
hobenen Vorwurf der »undemo- 
kratischen Überwachung einer 
zugelassenen Partei« — was für 
rechte Parteien  seltsamerweise 
aber nicht gilt —. 


Genauso unverständlich ist es, 
daß Gysi der derzeit wohl am 
häufigsten zu Talkshows eingela- 
dene Politiker ist. Es vergeht 
kaum eine Woche, wo er nicht 
mindestens einmal zu sehen ist. 
In einer Woche war er sogar in 
drei oder vier Talkshows zu sehen 
und, was noch schlimmer war, 
auch zu hören. 


Welch Geistes Kind müssen die 
Talkshow-Verantwortlichen sein, 
wenn sie gerade den Politiker ein- 
laden, der in der Nachfolge eines 
Erich Honecker als SED-Vorsit- 
zender steht? oO 
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Gerhard Baader 


Die Konjunktur der Bundesrepublik Deutschland befindet sich der- 
zeit auf einem Scheideweg. Aufschwung :oder Rezession, ist die 
: Frage, die sich derzeit die meisten tatsächlichen oder vermeintlichen 
Wirtschaftsexperten stellen. Tatsache ist, daß die Stimmung viel 
schlechter als die Lage ist. Genauso richig ist es aber auch, daß die 
Konjunktur derzeit das einzige zarte Pflänzlein mitten in einem 
Schneesturm und das Überleben von daher sehr fraglich ist. Genau 
in diesem Moment, dem so ziemlich falschesten, den es überhaupt 
gibt, kommt die Bundesbank und erhöhte den Diskontsatz um dra- 
- stische 0,75 Prozentpunkte auf 8,75 Prozent, den höchsten Satz seit 


‚den dreißiger Jahren. 


Begründet wurde dieser - um es 
vorwegzunehmen, vollkommen 
überflüssige — Schritt von Bun- 
.. desbankpräsident Helmut Schle- 
‚.singer mit der seiner Ansicht 
nach notwendigen Eindämmung 
des Preisauftriebs und der Kredit- 
ausweitung in der Bundesrepu- 
. blik. Nach Meinung des Zentral- 
: bankrates wird dadurch der deut- 
- schen Konjunktur keinerlei Scha- 
den zugefügt, obwohl selbst 
Schlesinger zugeben mußte, daB 
.. .es.»hier und da« zu Überlegun- 
gen bei der Auftragsvergabe 
kommen werde und der Mittel- 
stand und das Handwerk hiervon 
hauptsächlich betroffen sein wer- 
den. Schlesinger scheute sich in 
seiner Verteidigungsrede auch 
vor der Lüge nicht zurück, die In- 
flation liege derzeit bei vier Pro- 
zent. Dabei stand zu diesem Zeit- 
punkt bereits fest, daß die Infla- 
tionsrate im Juli deutlich unter 
vier Prozent fallen wird, da zum 
einen der Basiseffekt der deutli- 
chen Steuer- und Abgabenerhö- 
hungen vom 1. Juli 1991 wegfällt 
und zum anderen der ohnehin be- 
reits niedrige Dollarkurs die Im- 
portpreise nochmals deutlich ab- 
schwächt. _ 


Es ist die reinste 
Augenwischerei 


Auf besondere Kritik der soge- 
nannten »obersten Währungshü- 
ter« stieß dabei das Geldmengen- 


wachstum M3, das den Bargeld- 
umlauf, die Sichteinlagen bei 
Banken sowie die Termingelder 
und Spareinlagen bis zu vier Jah- 
ren umfaßt. Statt des von der 
Bundesbank vorgegebenen Ziel- 
korridors von 3,5 bis 5,5 Prozent, 
war diese im Mai um neun Pro- 
zent gestiegen und damit nach 
Ansicht der Frankfurter Geldhü- 
ter vielzu hoch. 


Dieses ist die reinste Augenwi- 
scherei, da bereits die Vorgabe 
des Zielkorridors von vornherein 
nicht einzuhalten war. In »norma- 
len« Zeiten, also vor der (Teil-) 
Wiedervereinigung mit all ihren 
auf die Bundesrepublik zukom- 
menden finanziellen Sonderauf- 
wendungen zur Beseitigung des 
in 40 Jahren Kommunisten ange- 
fallenen Chaos, hatte der Ziel- 
korridor schon meist bei zwei bis 
vier Prozent und sehr oft zwi- 
schen drei und fünf Prozent gele- 
gen. Und bereits damals hatte die 
Geldmenge zumeist am oberen 
Ende gelegen. Von daher war es 
jedem Volkswirtschaftstudenden 
im ersten Semester klar, daß die 
Zielvorgabe von 3,5 bis 5,5 Pro- 


. zent vollkommen unrealistisch 


war und niemals eingehalten wer- 
den konnte. 


Zudem wird M3 derzeit noch 
durch viele andere Sonderfakto- 
ren verzerrt. Einer dieser Haupt- 
punkte ist die derzeitige inverse 
Zinsstruktur. Dies bedeutet 


nichts anderes als das volkswirt- 
schaftlich so ziemlich unerfreu- 
lichste ‚was es gibt, daß nämlich 
für kurzfristige Geldanlagen 
mehr Zinsen gezahlt werden als 
für langfristige. Das sieht derzeit 
so aus, daß man für Tages- oder 
Monatsgelder je nach Anlage- 
summe durchaus zehn Prozent 
und mehr Zinsen bekommen 
kann, während der Zinssatz für 
mehrjährige Anlagen bei etwa 
ächt Prozent liegt. Die Rendite 
deutscher Unternehmen liegt oft 
zwischen drei und fünf Prozent 
bei den Konzernen und im Mit- 
telstand oftmals darunter. 


Milliarden liegen auf 
kurzfristigen 
Festgeldkonten 


So ist es dann auch kein Wunder, 
daß die kapitalkräftigen Unter- 
nehmen diese inverse Zinsstruk- 
tur derzeit nutzen, ihr Kapital ri- 
sikolos zu vermehren. Alleine 
Siemens soll mehr als eine Mil- 
liarde Mark auf kurzfristigen 
Festgeldkonten liegen haben. So 
werden ohne jegliches Risiko 
mehr als 100 Millionen Mark ein- 
genommen, während es bei einer 
Investition maximal 30 bis 40 Mil- 
lionen Mark wären. Warum soll 
dann also investiert werden? Ins- 
gesamt wird ‚geschätzt, daß zwi- 
schen 300 und 400 Milliarden 
Mark (!) kurzfristig geparkt sind, 
wie es schön zutreffend im Bör- 
sendeutsch heißt. Sobald die in- 
verse Zinsstruktur aufgegeben 
wird, werden diese Gelder sofort 
entweder an den Kapitalmärkten 
langfristig angelegt oder inve- 
stiert. Wenn überhaupt, gehen 
von dieser Summe wenige Mil- 
liarden Mark in den Konsum, 
sind damit also für die volkswirt- 
schaftliche Statistik vollkommen 
unbedeutend. Damit muß dieses 
Geld eigentlich in den langfristi- 
gen Bereich gerechnet werden, 
der vom M3 nicht mehr erfaßt 
wird. Durch die Anhebung des 
Diskontsatzes erhöhen sich diese 
Zinsen sogar noch weiter! 


Darüber hinaus hat sich die Deut- 
sche Mark in den osteuropäi- 
schen Staaten oftmals noch vor 
dem Dollar zur Reservewährung 
Nummer 1 entwickelt. Auch dies 
ist ein Betrag in sehr großer Mil- 
liardenhöhe, der zwar auf den 
Bargeldkonten der Banken liegt, 
nichtsdestotrotz aber nicht in den 
Konsum gelangt und damit 
zwangsläufig auch nicht infla- 
tionssteigernd wirken kann. 


Des weiteren wird M3 derzeit 
durch die subventionierten Kre- 
dite zur Umstrukturierung der 
Wirtschaft in Mitteldeutschland 
»belastet«. Dieser -Kreditbedarf 
erledigt sich zum Teil selber, 


wenn die subventionierten Kre- 


dite Ende dieses Jahres zumin- 
dest: teilweise auslaufen  bezie- 
hungsweise.ist dieser auch unbe- 
dingt notwendig, wenn die dor- 
tige Wirtschaft saniert werden 
soll. Alleine aus dem ohnehin oft- 
mals viel zu niedrigen Eigenkapi- 
tal westdeutscher Unternehmen 
und dem praktisch nicht vorhan- 
denen Eigenkapital mitteldeut- 
scher Unternehmen wäre dies 
nicht möglich. Also ist dies eine 
von allen gewollte Geldmengen- 
ausweitung. 


Inflationsrate ist 
erstaunlich niedrig 


Wenn man alleine die auf die vor- 
genannten drei Punkte entfallen- 
den Gelder aus M3 herausrech- 
net, ergibt sich, daß das Geld- 
mengenwachstum genau im vor- 
gesehenen Korridor liegt oder im 
schlimmsten Fall bei vielleicht 
sechs Prozent und damit erheb- 
lich über den geplanten 5,5 Pro- 
zent liegt. 


Und auch die Inflationsrate von 
derzeit knapp über drei Prozent 
ist kein Grund für eine Zinserhö- 
hung. Selbst dann nicht, wenn 
man berücksichtigt, daß die Er- 
höhung der Mehrwertsteuer von 
14 auf 15 Prozent ab dem 1. Ja- 
nuar des kommenden Jahres sich 
zwischen 0,2 und 0,5 Prozent ver- 
teuernd auf die Preise auswirken 
könnte. 


Mit einer Preissteigerungsrate 
von nur noch etwas über drei Pro- 
zent liegt die Bundesrepublik be- 
reits heute schon im unteren Drit- 
tel der EG-Staaten. Angesichts 
der vielen Sonderfaktoren, die 
Deutschland durch die (Teil-) 
Wiedervereinigung ausgesetzt 
ist, kann diese Inflationsrate als 
erstaunlich niedrig angesehen 
werden. In wohl allen anderen 
Staaten der Welt würde bei einer 
derartigen Konstellation minde- 
stens eine fünf vor dem Komma 
stehen. Eine Preissteigerung, wie 
von der Bundesbank propagiert, 
von zwei Prozent ist absolut lä- 
cherlich und nie und nimmer zu 
verwirklichen - außer wenn man 


die Wirtschaft durch einenochre- 


striktivere Geldpolitik.mit einem : : 
Diskontsatz von 15 Prozent und... : 
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einem Lombardsatz von 20 Pro- 
zent in eine Rezession zwingt —. 


Betroffen ist der 
Mittelstand und die 
Mieten 


Alles in allem ist die jüngste Dis- 
kontsatzerhöhung überflüssig 
wie ein Kropf. Vor allem erweist 
die Bundesbank nicht nur der 
deutschen Wirtschaft, sondern 
auch ihren eigenen Zielen einen 
Bärendienst. 


Die Banken haben nämlich die 
Erhöhung des Diskontsatzes 
prompt an ihre Kreditnehmer 
weitergegeben, damit aber auch 
an den Wohnungsbau. Und ge- 
rade dieser ist in der Regel zu na- 
hezu 100 Prozent über Kredite fi- 
nanziert. Nicht nur, daß damit 
die Mieten in der ehemaligen 
DDR in immer unerschwing- 
lichere Höhen getrieben und die 
Wohnungsnot auch in den alten 
Bundesländern vergrößert wird, 
wirkt sich die voll auf die Miete 
umgeschlagene Weitergabe der 
höhreren Kreditzinsen eben in- 
flationsfördernd aus. 0,1 bis 0,2 
Prozentpunkte können hierfür 
nach Ansicht vieler Experten 
ohne weiteres in die Inflations- 
rate eingerechnet werden. 


Gleichzeitig wird aber auch der 
ohnehin schwache Wirtschafts- 
aufschwung noch weiter abge- 
würgt. Das Handwerk und der 
Mittelstand sind zu etwa 80 Pro- 
zent an der Entwicklung des 
Bruttosozialprodukts und auch 
» der Beschäftigung beteiligt. Ge- 
rade für diesen Mittelstand und 
das Handwerk werden aber die 
Probleme durch die höheren Zin- 
sen, wie selbst Schlesinger einge- 
‚stehen mußte, immer größer. Be- 
reits heute können die deutlich 
gestiegenen Kosten wegen des 
immer härter werdenden Wettbe- 
werbs nicht mehr über die Preise 
an die Kunden weitergegeben 


2 werden, so daß die Eigenkapital- 


quote der Unternehmen, die oh- 
nehin ‚oftmals bereits erschrek- 
kend schwach ist, noch weiter 
aufgeweicht wird. Auch wird da- 
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durch die Umstrukturierung in 
den neuen Bundesländern noch 
weiter verzögert. 


Probleme mit dem 
schwachen Dollar 


Ein weiterer Nebeneffekt war, 
daß der Kurs des für die deutsche 
Wirtschaft sehr wichtigen Dollar 
nach der Leitzinserhöhung in die 
Knie ging. Mit 1,40 Mark lag er 
Ende August unter seinem bishe- 
rigen historischen Tiefststand 
von 1,4535 Mark am 12. Februar 
1991 - im US-Handel war der 
Dollar damals sogar auf 1,4430 
Mark gefallen gewesen -. Hier- 
durch wird aber die besonders 
dollar- und zinsreagible Chemie-, 
Automobil- und Maschinenbau- 
branche stark belastet. 


$o sagte dann auch der Hauptge- 
schäftsführer des Verbandes 
deutscher Maschinen- und Anla- 
genbau (VDMA), Hans-Jürgen 
Zechlin, in einem Interview: 
»Der schwache Dollar, der in Zu- 
sammenhang mit der Erhöhung 
des Diskontsatzes um 0,75 auf 
8,75 Prozent steht, dämpft zu- 
nächst die Hoffnung auf Auf- 
schwungtendenzen, die wir noch 
im ersten Quartal des Jahres hat- 
ten. Konkret befürchte ich zwei 


er 


Folgen für den Maschinenbau: 
Erstens eine mengenmäßige Aus- 
wirkung. Durch die Konkurrenz 
der jetzt preiswerteren US-Pro- 
dukte werden wir weniger ver- 
kaufen. Ich schließe zusätzliche 
Wachstums-Einbußen im Ma- 
schinenbau von einem bis 1,5 Pro- 
zent nicht aus. Zweitens be- 
fürchte ich einschneidende Ge- 
winneinbußen durch die Kursver- 
luste. Bei Wachstumseinbußen 
von 1,5 Prozent müssen rund 
15000 Arbeitsplätze im Maschi- 
nenbau zusätzlich abgebaut wer- 
den. 60000 sind bereits durch den 
Rückgang der Absätze in den 
letzten Monaten programmiert. 
Wir (die Gesamtkonjunktur; die 
Redaktion) haben eine stark auf 
den Außenhandel ausgerichtete 
Wirtschaft, so daß der schwache 
Dollar sich auch auf die Konjunk- 
tur insgesamt auswirken wird, 
vor allem auf die Zweige, die mit 
Anbietern aus den USA konkur- 
rieren müssen.« 


Doch das ist nicht alles. Zwar hat 
ein schwacher Dollar den Vorteil, 
daß die Importpreise niedrig sind 
und damit die Inflation entlasten, 
doch bringt er gerade im Zusam- 
menhang mit den Importpreisen 
auch gravierende Nachteile mit 
sich. Da die Stärke der Mark und 
das durch die restriktive deutsche 


Die Börse gleicht oftmals mehr 
einem Zockerlokal, dennoch 
erfüllt sie eine sehr wichtige 
volkswirtschaftliche Funktion. 


Geldpolitik ausgelöste europa- 
weit hohe Zinsniveau den Dollar 
auch gegenüber diesen Währun- 
gen abwertet, haben diese Län- 
der eben auch den Vorteil der 
niedrigen Importpreise, wodurch 
sie zusätzliche Konkurrenten auf 
dem deutschen Markt für die ein- 
heimischen Anbieter sind. 


Harte Kritik 
aus Japan 


Insgesamt erwarten die meisten 
Experten aber, daß der Dollar 
mittlerweile die Talsohle erreicht 
hat und in den nächsten Monaten 
eher wieder fester tendieren 
wird. Die Westdeutsche Genos- 
senschafts-Zentralbank sieht den 
Dollar bis Ende dieses Jahres so- 
gar wieder auf 1,70 Mark klet- 
tern. Von daher dürften die Aus- 
wirkungen wahrscheinlich nicht 
ganz so drastisch ausfallen, wie 
von Zechlin beschrieben, aber 
immer noch einen nicht unbedeu- 
tenden negativen Effekt haben. 
Eines ist aber wahr, auch wenn 
dies von manchen immer in Frage 


gestellt wird: Deutschland ist es 
dann wirtschaftlich am besten ge- 
gangen, wenn der Dollar hoch 
war, .-Ganz einfach aus dem 
Grunde, weil die positiven Fol- 
gen aus dem Exportgeschäft 
volkswirtschaftlich weitaus hö- 
her anzusetzen sind als die negati- 
ven Faktoren. 


Querbeet fiel der Tenor auf die 
Entscheidung der Bundesbank 
dann auch durchaus negativ aus; 
selbst die zustimmenden Auße- 
rungen waren von einem unüber- 
hörbaren »Aber...« gekennzeich- 
net. Mit am schärfsten gingen - 
vollkommen richtig- die Japaner 
mit der Bundesbank ins Gericht. 
Nur eine Woche zuvor hatten 
nämlich die Regierungschefs und 
Finanzpolitiker der sieben wich- 
tigsten westlichen Industrienatio- 
nen auf dem Weltwirtschaftsgip- 
fel beschlossen, alle ihnen mögli- 
chen Maßnahmen zur Ankurbe- 
lung der Weltkonjunktur durch- 
zuführen. Dem hatte auch die 
Bundesrepublik zugestimmt. An- 
gesichts der schwachen Weltkon- 
junktur und der Tatsache, daß die 
europäischen Volkswirtschaften 
mehr oder weniger alle von der 
deutschen Konjunktur abhängig 
sind, konterkarierte die Leitzins- 
erhöhung genau diese nur wenige 
Tage zuvor gefaßten Beschlüsse. 
Sehr wichtig war auch der Kom- 
mentar einer französischen Zei- 
tung, die von den »notorischen 
Inflationsängsten« der Deut- 
schen schrieb. 

Der Hintergrund für diese Ent- 
scheidung dürfte aber ganz woan- 
ders zu suchen sein: Nämlich in 
der Politik. Die Bundesbank und 
besonders die Landeszentralban- 
ken haben sich in den vergange- 
nen Jahren immer mehr zum Ab- 
ladebahnhof für Politiker, die aus 
irgendwelchen Gründen geschei- 
tert sind, sich im Laufe der Jahre 
für ihre Partei aber soviel Ver- 
dienste erworben haben, daß sie 
von dieser dann noch auf einen 
ausgezeichnet bezahlten Posten 
abkomplimentiert werden. 
Hierzu eignen sich die Landes- 
zentralbanken ausgezeichnet, da 
sie nämlich der jeweiligen Lan- 
desregierung unterstehen. 


Ein Tritt vor’s 
Schienbein! 


Bekanntlich tagt der Zentral- 
bankrat im l4tägigen Turnus im- 
mer donnerstags in Frankfurt; 
am Mittwoch findet immer eine 
Vorbereitungskonferenz statt, an 


der hauptsächlich der Bundes- 
bankpräsident und sein Vize - in 
diesem Fall Schlesinger und Tiet- 
meyer - teilnahmen sowie die 
Mitarbeiter der zweiten Reihe - 
die aber in Wirklichkeit oft, wie 
auch in der Politik, die wahre Ar- 
beit leisten —. Und wie aus in der 
Vergangenheit immer sicherer 
Quelle aus diesem Teilnehmer- 
kreis verlautete, war in der Mitt- 
wochskonferenz lediglich eine 
technische Maßnahme - entwe- 
der Erhöhung der Mindestreser- 
vepflicht der Banken oder eine 
Senkung der Rediskontkontin- 
gente - vorbereitet worden; die 
Leitzinsen sollten aber unverän- 
dert bleiben. 

Daß dem dann noch nicht so war, 
läßt daräuf schließen, daß die ge- 
samten SPD-Landesfürsten der 
Landeszentralbanken ihre Macht 
nutzten, sich zusammenschlos- 
sen und der Bundesregierung »ei- 
nen Tritt vor’s Schienbein« geben 
wollten. Dies ist aber nichts ande- 
res als Machtpolitik auf dem Rük- 
ken der Volkswirtschaft. Hierzu 
paßt auch, daß Bundeskanzler 
Kohl und Bundeswirtschaftsmi- 
nister Möllemann sich vor der 
Bundesbanksitzung in deutlichen 
Worten gegen jede Zinsänderung 
ausgesprochen hatten. 


Auf lautes Gelächter stieß in Ex- 
pertenkreisen das Interview von 
Ottmar Issing - seines Zeichens 
»Chefökonom« der Bundesbank 
und strammes SPD-Mitglied -, 
der in einem Fernseh-Interview 
äußerte, die Entscheidung der 
Bundesbank sei ein »Kompromiß 
zwischen den binnenwirtschaftli- 
chen Notwendigkeiten und au- 
Benpolitischer Rücksicht- 


nahme«. Gerüchten zufolge soll |. 


Issing sogar darauf gedrängt ha- 
ben, den wirtschaftlich noch viel 
bedeutenderen Lombardsatz von 
derzeit 9,75 auf 10,5 Prozent zu 
erhöhen. Dieses hätte aber na- 
hezu unweigerlich eine Rezes- 
sion als Folge gehabt - was aber 
die Aussichten der SPD bei den 
nächsten Wahlen verbessert 
hätte. 

Es ist dann auch kein Wunder, 
daß die Proteste gegen die Bun- 
desbank immer lauter wurden. 
Nicht zuletzt auch seitens der 
Börse, wo die Aktienkurse bin- 
nen zwei Tagen durchschnittlich 
rund fünf Prozent verloren und 
die Zinsen deutlich stiegen - ge- 
rade letzteres hat natürlich auch 
den fatalen Nebeneffekt, daß der 
Staat mehr Zinsen für seine ohne- 
hin schon horrende  Staatsver- 
schuldungzahlenmuß-. - D 


Der 
iressen! 


Wie Frankreich afrikanisiert wird . 
vierter 


Das aufrüttelnde Buch ist soeben in dyitter ö 
Auflage erschienen 
(1. Auflage Februar 1990) 


J In 


Nach Frankreich wurden Millionen von Afrika- 
nern eingeschleust. Mit dem am 3. Juni 1991 
ratifizierten »Abkommen von Schengen« 
(Beseitigung jeglicher Personenkontrolle an 
der deutsch-französischen Grenze) werden 
diese Menschenmassen ungehindert nach 
Deutschland einsickern. 


Autor: Dr. jur. B. C. Bäschlin 
99 Seiten, SELVAPIANA-Verlag CH-6652 TEGNA 
Preis 19,- DM/ 17 ,- Sfr. 
Direkt beim Verlag (Porto und Verpackung inbegriffen) 
oder im Buchhandel. ; 


Deutschland 


| ge 
pflicht zu 
Erhaltung der 


Identitä 


it des 


deutschen 
Staatsvolkes 


Helmut Schröcke 


Volk und Staat in eins ergeben erst ein Reich, und dessen Erhal- 


lung des Deutschen Ostens. 


 . Die höchste Spitze der derzeit de 
facto ausgeübten Gerichtsbar- 
: keit, das Bundesverfassungsge- 
© richt, führte in den Gründen sei- 
. ner Entscheidung vom 21. Okto- 


ber 1987 aus: 


. .»Es war die politische Grundsatz- 


entscheidung des Parlamentari- 
schen Rates, nicht einen neuen 
' Staat zu errichten, sondern das 
“.. Grundgesetz als Reorganisation 
"eines Teilbereiches des deutschen 
Staates ... zu begreifen. Das Fest- 
halten ... an der bisherigen Iden- 
‚tität des Staatsvolkes des deut- 
schen Staates ist normativer Aus- 
druck ... dieser Grundentschei- 
 »dung ... Der Senat hat aus dem 
- .. Wiedervereinigungsgebot 
auch ein Wahrungsgebot abgelei- 
tet, alles zu unterlassen, was die 
Wiedervereinigung vereiteln 
würde ... Aus dem Wahrungsge- 
bot folgt insbesondere die verfas- 
sungsrechtliche Pflicht, die Iden- 


1; tität des deutschen Staatsvolkes 
- zuerhalten.« 


- Aus Artikel 79 des Grundgeset- 
zes (GG) folgt weiterhin, daß das 
* deutsche Staatsvolk zu jenen Tei- 
len des GG gehört, die über- 
: ‚haupt nicht geändert oder besei- 

« tigt werden können. 
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= tungsgewalt bleibt das Volkstum. Zu diesem Thema sprach Professor 
; Dr. Helmut Schröcke aus Kottgeisering vor der Nationalversamm- 


Über die Bedeutung des Begrif- 


fes »Volk« in den Rechtswissen- 
schaften hat sich der Innsbrucker 
Völkerrechtler Th. Veiter wieder- 
holt geäußert. Danach ist: 


Die Identität des 
deutschen Volkes 
ist bedroht 


»Volk eine Abstammungsge- - 


meinschaft (Generationsge- 
bilde), bei welcher zum naturhaf- 
ten Element der Abstammung 
noch das Element der geistigen 
Zielrichtung kommt. Der Begriff 
»deutsches Volk« ist trotz seiner 
ausdrücklichen Nennung im GG 
kein Rechtsbegriff, sondern ein 
nicht an die Staatsgrenze gebun- 
dener ethnischer Begriff.« 


Damit übereinstimmend sagt das 
Bundesvertriebenengesetz vom 
14. August 1957 in seinem $ 6: 


»Deutscher Volkszugehöriger im 
Sinne dieses Gesetzes ist, wer 


- sich in seiner Heimat zum deut- 


schen Volkstum bekannt hat, so- 
fern dieses Bekenntnis durch be- 
stimmte Merkmale wie Abstam- 
mung, Sprache, Erziehung, Kul- 
tur bestätigt wird.« 


-So wären eigentlich die. Hand- 


lungsanleitungen für die Gesetz- 
geber, Politiker, Parteien und 
Medien gegeben. Daß dem nicht 
so ist, weiß jeder, der in seinem 
Urteil nicht ideologisch gebun- 
den ist. Offensichtlich ist die 
Identität des deutschen Volkes 
heute stärker bedroht als jemals 
zuvor. 


Vor dem Lichte dieser Hand- 
lungsanweisung sind die Förde- 
rung der Ausländereinwande- 
rung, die massenhafte Erteilung 
von unbeschränkten Aufenthalts- 
genehmigungen, die übergroße 
Einbürgerung von Nichtdeut- 
schen sowie die Niederlassungs- 
freiheit und Freizügigkeit in der 
Europäischen Gemeinschaft 
(EG) verfassungswidrig. Demge- 
genüber hatte die ehemalige 
DDR vorbildliche Regelungen 
wie keine unbeschränkte Aufent- 
haltserlaubnis, keinen Familien- 
nachzug und keine massenhaften 
Einbürgerungen, statt dessen 
galt das Rotationsprinzip. Nun 
werden auch die Bürger in Mittel- 
deutschland mit dem westlichen 
Fortschritt der Ausländer- und 
Asylantenschwemme, mit 
Rauschgift, Pornogaphie und 
steilem Anstieg der Straftaten 
überrollt. 


Aids-bedingte 
Gehirnschäden 


Beim wissenschaftlichen Inhalt 
der Erläuterung Veiters für den 
Begriff Volk geht es vor allem um 
die nichtkörperlichen und geisti- 


- gen Bereiche. Vertreter von Gei- 


steswissenschaften behaupten, 
der homo sapiens stünde mit Be- 
wußtsein, Sprache, Denkvermö- 
gen und Willensfreiheit über und 
außerhalb der Natur. Der glei- 
chen Ansicht ist das Bundesver- 
fassungsgericht (BVerfG), wenn 
es in den Gründen: seiner ein- 
gangs genannten Entscheidung 
die Einbürgerung von Auslän- 
dern empfiehlt. 


Aber die genannten Bereiche ha- 
ben ihren Sitz im Gehirn und sind 
auf natürliche Art mit der ge- 
schichtlich fortschreitenden Ent- 
wicklung des Gehirns entstanden 
und an dieses gebunden. Das 
wird besonders deutlich durch 
aids-bedingte Gehirnschäden. 


Mit dem Gehirnabbau durch die 
Aids-Seuche verschwinden sämt- 
liche _ Persönlichkeitsmerkmale 
und geistigen Fähigkeiten. 


Es kann kein Zweifel daran sein, 
daß der Mensch auch mit seinem 


Bewußtsein, seinem Denken und 


Fühlen-ein Teil der Gesamtnätur 


ist. Konrad Lorenz forderte des- ° 


halb, auch die nichtkörperlichen 
Bereiche mit naturwissenschaftli- 
chen .Lehrweisen zu untersu- 
chen. Eine Gegensätzlichkeit 
Körper/Geist gibt es nicht. Sie ist 
nur eine Erfindung des Christen- 
tums wie von solchen Ideologien, 
die auf wissenschaftlich falschen 
Weltbildern beruhen. 


Daß diese nichtkörperlichen Ei- 
genschaften entwicklungsge- 
schichtlich vorgegeben sind und 
weiter vererbt wurden, wurde 


- durch Forschungen an eineiigen 


Zwillingen bewiesen, die nach ih- 
rer Geburt voneinander getrennt 
wurden und trotzdem auffallende 
Übereinstimmungen in ihren 
Schicksalen besitzen. 


Der von linksliberalen Vorstel- 
lungen hergekommene Naturwis- 
senschaftler Hoymar von Diet- 
furt weilte längere Zeit unter ei- 
ner solchen Forschergruppe in 
den USA und schrieb dann 
(1982), die sogenannte Milieu- 
theorie — eine der Eingangsvor- 
aussetzungen herrschender Ideo- 
logien - sei nun wohl widerlegt, 
ja das menschliche Verhalten sei 
in viel höherem Sinne als bisher 
vermutet erheblich vorbestimmt. 
Dazu gehören zum Beispiel das 
Bestreben, Eigentum zu besit- 
zen, und der Territorialtrieb, das 
heißt das Bestreben menschli- 


-cher Gemeinschaften nach dem 


Besitz abgegrenzter Gebiete. 


Völker sind 
Abstammungs- und Ver- 
erbungsgemeinschaften 


Daraus folgt das Naturrecht jedes 
Volkes auf seinen eigenen Staat. 
Auch die Wertordnung ist ent- 
wicklungsgeschichtlich und da- 
mit erblich und vererblich ange- 
legt, wie zum Beispiel Forschun- 
gen an wilden Schimpansen erga- 
ben. 
Da nun die Ähnlichkeit der Ge- - 
samtheit nichtkörperlicher Ei- 
genschaften der Einzelwesen in- 
nerhalb des jeweiligen Volkes 
größer ist als jene zwischen den 
Völkern, muß nach der Entste- 
hung der Übereinstimmungen 
wie der Unterschiede gefragt wer- 
den. Hier ist über die Rolle fort- 
schreitender stammesgeschichtli- 
cher Entwicklung der Lebewesen 
von niederen zu höheren Formen 


zu sprechen. Darunter versteht 
man die unaufhörliche Weiterent- 
wicklung des gesamten Weltalls 
und - als winzigen Ausschnitt da- 
von — die Entwicklung natürli- 
chen Lebens auf unserem Ge- 
stirn, der Erde, unter der Macht 
des Zusammenwirkens aller na- 
turwissenschaftlichen Gesetzmä- 
Bigkeiten. 


»Deutschlands Einigung« an 
der Schwelle des 20. Jahrhun- 
derts, ein Holzstich nach ei- 
nem Gemälde von A. v. Werner. 


Die bereits vorhandenen Ge- 
samtheiten von Einzellebewesen 
bestimmter Arten sind die unver- 
zichtbaren Vorstufen der Artneu- 
bildung. Beim homo sapiens 
nennt man solche artbestimmten 
Gesamtheiten (Populationen) 
Völker. Alle diejenigen, die an 
der Völkerzerstörung etwa durch 
Völkervermischung arbeiten, be- 
seitigen damit den Fortschritt 
erbbedingter Weiterentwicklung, 
gerade so als ob es beim einzel- 
nen Menschen-Volk nicht auch 
einiges zu verbessern gäbe. Nun, 
das sind aber die gleichen Zeitge- 


nossen, die um jeden bedrohten 
Wurm eine Okonische bauen 
möchten. 


Allgemein verständlich kann 
man den Begriff Volk so darstel- 
len: Völker sind Abstammungs- 
und Vererbungsgemeinschaften 
mit jeweils eigener Sprache, eige- 
ner Kultur und eigenem Selbst- 
verständnis (Identität). 


Die modernen Naturwissenschaf- 
ten bieten mit Genetik (= Verer- 
bungslehre), Ethnologie (= Tier- 
verhaltenslehre) und Humanbio- 


logie (= Lehre von den menschli- 
chen Lebensvorgängen) Grund- 
lagen für die Erarbeitung von 
wissenschaftlich‘ richtigen Welt- 
bildern und gestatten die Wider- 
legung falscher Ideologien. Hier 
muß noch darauf hingewiesen 
werden, daß in den Naturwissen- 
schaften ein in sich fehlerfreier 
Lehrsatz, eine Theorie, auch 
dann ‚falsch ist, wenn nur eine 
einzige Eingangsvoraussetzung 
falsch ist. Solches trifft aber für 
die heute herrschenden Ideolo- 
gien, die westlichen wie die östli- 
chen, vielfach zu. 


Demagogische Schimpfwörter 
wie etwa Biologismus, Darwinis- 
mus, Faschismus stehen dann be- 
reit. Für diese Ideologien hat der 
Begriff Volk nur die Bedeutung 
von Menschen in der Mehrzahl 
wie zum Beispiel Kirchenvolk 
oder Gewerkschaftsvolk, und 
alle sind sogenannte Endzeit- 
ideologien. Sowohl mit der Ver- 
wirklichung des Sozialismus wie 
mit der Einführung der westli- 
chen Demokratie als des jeweils 
höchstdenkbaren »Fortschrittes« 
ist für sie die Weiterentwicklung, 
die Evolution, zu Ende. Das an- 
zunehmen ist aber sicher falsch. 


Die geplante 
Völkerzerstörung 


Dem deutschen Verfassungsrecht 
liegt mit dem ius sanguinis (= 
Staatsangehörigkeit kraft Ab- 
stammung) der wissenschaftliche 
richtige Volksbegriff zugrunde. 
In Frankreich dagegen herrscht 
das ius solis (= Staatsangehörig- 
keit kraft Geburtsort). Dort steht 
jedem Einwanderer, wie schwarz 
er auch ist, nach einer gewissen 
Zeit das Recht auf Staatsbürger- 
schaft zu, genauso wie das beiuns 
die Lafontaines, Geißlers und an- 
dere wollen. Damit sind nicht nur 
alle juristischen Schleusen zur 
Völkervermischung und Völker- 
zerstörung geöffnet, sondern die- 
ser Rechtsbegriff lag und liegt 
dem französischen - Nationalis- 
mus zugrunde, der chauvinistisch 
und damit in überspitzter Vater- 
landsbegeisterung für das »eine 
und unteilbare Frankreich« der 
französischen Revolution von 
1789 den Imperialismus, die 
Herrschsucht der französischen 
Könige brutal weitergeführt hat 
bis zum Genocid, dem Völker- 
mord an den Lothringern und EI- 
sässern heute. 

Dadurch haben in der westlichen 
»Wertegemeinschaft« die Be- 
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griffe national und Nationalis- 
mus eine völlig andere Bedeu- 
tung erhalten, die mit EG-Freizü- 
-  gigkeit und EG-Niederlassungs- 
‘ freiheit der geplanten Völkerzer- 
störung zugrundeliegt. Das Wort 
Nation kommt vom lateinischen 
nasci, heißt geboren werden und 
beinhaltet den Rechtsbegriff 


Volk als Abstammungsgemein- 


schaft und damit das ius sanguinis 
für die Staatsbürgerschaft. 


Der ehemalige Berliner Staatsse- 
kretär Dr. Uhlitz schrieb 1987 als 
Staatsrechtler: 


»Es kann nicht angehen, daß we- 
gen Vorbereitung eines hochver- 
räterischen Unternehmens be- 
straft wird, wer die Staatsform 
der BRD abändern will, während 
der, der das deutsche Staatsvolk 
in der BRD abschaffen und 
‘ durch eine multikulturelle Ge- 
sellschaft ersetzen und auf deut- 
schem Boden einen Vielvölker- 
staat etablieren will, straffrei 
bleibt. Das eine ist korrigierbar, 
das andere nicht und daher viel 
verwerflicher und strafwürdiger. 
Diese Rechtslage wird auch der 


": Generalbundesanwalt nicht auf 


Dauer ignorieren können.« 


u Und das GG sagt dazu in Artikel 
20 Absatz 4: 


»Gegen jeden, der es unter- 


> nimmt, diese Ordnung zu beseiti- 


gen, haben alle Deutschen das 
Recht zum Widerstand, wenn an- 
dere Abhilfe nicht möglich ist.« 


Es steht hier nicht Mitbürger, 


» sondern es heißt eindeutig »alle 


Deutschen«. 


Die Zunahme 
gespaltener Charaktere 


Zu den nichtkörperlichen Eigen- 
.schaften, die innerhalb der Völ- 
ker ähnlicher sind als zwischen 
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den Völkern, gehören Sprache, 


Kultur, Volkscharakter, Wertord- 
nung und mehr. Aus der Wertord- 
nung folgt die Rechtsordnung 
und aus dieser .die Staatsord- 
nung. Alles das ist Teil des Selbst- 
bestimmungsrechtes der Völker. 
Volksgruppen eine andere Spra- 
che aufzuzwingen, wie das zum 
Beispiel seit 1945 an den Elsäs- 
sern und den Deutschen in Polen 
und Rußland geschah und ge- 
schieht, ist tatsächlich Völkerzer- 
störung und rechtlich Völker- 
mord. Hier treffen sich also Hu- 
manbiologie und Völkerrecht. _ 


Zu’ den ideologisch angepriese- 
nen Völkervermischungen ist zu 
sagen, daß in eine Mischpopula- 
tion sehr verschiedenartige, ab- 
weichende wie gegensätzliche Ei- 
genschäften eingebracht werden, 
die genetisch erhalten bleiben. 


Das Vielerlei und Durcheinander 


vermehrt sich, Zwiespältigkeit 
und Unausgeglichenheit, »ge- 
spaltene Charaktere« nehmen 
zu. Keineswegs erfolgt eine 
Rückbildung zu ausgeglichenen 
Urformen. Es entsteht also im 


Sinne der Evolution keineswegs 


Besseres, sondern Schlechteres. 
Doch die Süßmuths, Geißlers, 
Lafontaines und andere sprechen 
von Bereicherung. 


Wenn wir diese humanbiologi- 
schen Erkenntnisse, die im 
Grundsatz schon seit Mendel be- 
kannt sind, auf das deutsche Volk 
anwenden, dann kommt von be- 
stimmter Seite sofort der Ein- 
wand, es lohne sich gar nicht, das 
deutsche Volk zu erhalten, es sei 
ja sowieso nur ein beliebiger Völ- 
kermischmasch aus Kelten, Sla- 
wen, Romanen und vielleicht 
auch ein paar Germanen. Ganz 
Boshafte behaupten sogar, die 
Bayern seien die Nachkommen 
der durch die Römer bei ihrem 
Rückzug listigerweise zurückge- 
lassenen römischen Freudenmäd- 
chen. Dem widersprechen die Er- 
gebnisse der Vorgeschichte. 


So kann man anthropologisch 
(menschengeschichtskundlich) 

auch noch nach ihrem Abzug Kel- 
ten von Germanen unterschei- 
den, das heißt eine Vermischung 
fand nicht statt. Und die nach 
dem Ende der Völkerwanderung 
zugezogenen sogenannten Sla- 
wen sind anthropologisch nicht 
von den gleichzeitigen Germa- 
nen zu unterscheiden. Die heute 


als Slawen Bezeichneten werden . 


durch unsere wichtigsten alten 
Chronisten (Zeitbeschreiber), so 


von Einhard an über Sebastian 


Münster bis zu Friedrich dem 


Großen, als Vandalen bezeich- 
net. Zudem besteht der deutsche 
Nationalstaat im Sinne von Volks- 
staat als regnum theodiscum, 
also als deutsches Königreich, 
seit Heinrich I. und wird vom grö- 
Beren Imperium Romanum, dem 


Kaiserreich und späteren Heili-- 


gen Römischen Reich Deutscher 
Nation, schon im Wormser Kon- 
kordat 1124 in päpstlichen Ur- 
kunden unterschieden. 


Die Diktatur zwangs- 
eingeführter 
Weltanschauungen 


Das deutsche Königreich und das 
Kaiserreich waren rechtlich zwei 
‚verschiedene Einrichtungen. Da- 
von steht leider noch nichts in 
deutschen Schulbüchern. 


Die Identität eines Volkes und 
hier des seit 1000 Jahren staats- 
tragenden deutschen Volkes des 
regnum theodiscum, des Heili- 
gen Römischen Reiches Deut- 
scher Nation, bis zum kleindeut- 
schen Bismarckreich und schließ- 
lich zum großdeutschen, besser 
zum gesamtdeutschen Reich und 
jetzt wieder eines kleinstdeut- 
schen Staates umfaßt nicht nur 
seinen körperlichen Bestand, 
sondern auch weitere, schon ge- 
nannte nichtkörperliche Berei- 
che. 


Unsere Wertordnung, die weit 
mehr als 2000 Jahre galt, ist in 
den letzten 40 Jahren in Mittel- 
wie in Westdeutschland durch die 
Diktatur zwangseingeführter 
Weltanschauungen weitgehend 
zerstört worden. 


Stichworte hierzu sind Eheschei- 
dung, Wehrdienstverweigerung, 
Abtreibung gewissermaßen 
durch Postkarte, kirchliche Seg- 
nung (evangelische Kirche) und 
Steuervorteile (Süßmuth) für 
gleichgeschlechtliche Paare, 
Denkmäler für Fahnenflüchtige 
und Überläufer, ein gekreuzigte 
Schweine malender »Kunst«pro- 
fessor als Akademiedirektor und 
dergleichen mehr. 


Das Bauerntum, das in Mittel- 
deutschland durch Proletarisie- 
rung vernichtet wurde und in 
Westdeutschland durch die EG- 
Diktatur mit ihren Mansholt-Kol- 
chosen stark bedroht ist, war seit 
der jüngeren Steinzeit bei unse- 
ren Vorfahren mit ihren bäuerli- 


chen Familienbetrieben die Le- 
bensgrundlage und besitzt heute 
trotz oder gerade wegen der so- 
zialen Veränderungen eine unver- 
zichtbare Bedeutung. Die Ameri- 
kanisierung des Gesichts unserer 
Städte und Dörfer nimmt er- 
schreckende Ausmaße an. Das 
Kulturgesicht Deutschlands wird 


zerstört. Der Frankfurter Dom, 


in dem viele Jahrhunderte der 
rex theodiscus gekrönt wurde, 
wird umstellt durch Zementki- 
sten-Giganten als Ausdruck des . 
Sieges dieser zwangsimportier- 
ten westlichen Ideologie über 
deutsche Geschichte, deutsche 
Kultur und deutsche Identität. 


Demgegenüber gab es in der ehe- 
maligen DDR erstaunliche Kul- 
turleistungen ohne jede Spur von 
Ideologie wie zum Beispiel das 
Thomas-Münzer-Ehrenmal bei 
Bad Frankenhausen, den fünftei- 
ligen Luther-Film oder Bücher 
von Geschichtswissenschaftlern 
über Bismarck und Friedrich den 
Großen. Diesem steht das Buch 
über den Gleichen gegenüber, 
das Augstein schrieb (der am er- 
sten Umerziehungskurs der eng- 
lischen Besatzungsmacht teilge- 
nommen hat) und das entspre- 
chend ausfiel. Unter dem Diktat 
der Umerziehung und der libera- 
listischen Ideologie sind in West- 
deutschland keine den mittel- 
deutschen Leistungen vergleich- 
baren erbracht worden. 


Die Zerstörung 
deutscher Identität 


Auch die Zerstörung unserer 
Sprache mit Computern, Recyc- 
ling und Containers gehört hier- 
her, ein Rückfall in vorsintflutli- 
che Barbarei. Für das Fremdwort 
Container hat die deutsche Spra- 
che mehr als 20 verschiedene Ei- 
genwörter bereit, so von der 
Schachtel über die Kiste bis zur 
Mülltonne. Seit dem Zweiten 
Deutschen Reich gab es bis 1945 
einen Staatsbeamten, der alle Er- 
lasse der Regierung auf gutes 
Deutsch zu verbessern hatte. 


Heute, im Zeichen der Über- 
fremdung, ist das natürlich nur 
hinderlich, die Lizenzpresse ver- 
ordnet das Okay. Jedem Deut- 
schen sollte aber ein jedes dieser 
USA-Wortgebilde im Halse stek- 
ken bleiben, wenn man weiß, daß 
in Verwirklichung des Morgen- 
thau-Planes nach dem 8. Mai 
1945 durch die US-Befreier fast 
eine Million deutsche Kriegsge- 


fangene brutaler noch als zur glei- 
chen Zeit durch die sowjetische 
GPU umgebracht wurden. 

Das gehört auch zur Zerstörung 
der deutschen Identität. Dieses 
Zerstörungswerk wird heute nur 
in scheinbar gesitteter Weise 
durch die EG mit Freizügigkeit, 
Niederlassungsfreiheit und Ab- 
schaffung von überprüfbaren bin- 
nenstaatlichen Grenzen fortge- 
setzt, und das alles im Namen 
von Freiheit, Humanität und De- 
mokratie. Die EG, die nach der 
Sowjet-Union das letzte europäi- 
sche Völkergefängnis ohne 
Selbstbestimmungsrecht für EI- 
sässer, Südtiroler und andere ist, 
ist das getreue Abbild der multi- 
rassischen, multiethnischen und 
multikulturellen USA. Die.Geiß- 
lers, Süßmuths und Kohls schwär- 
men geradezu von den Vereinig- 
ten Staaten von Europa als der 
unumkehrbar sein sollenden 
Endlösung für Deutschland und 
das deutsche Volk! 

Josef Strasser, österreichischer 
sozialdemokratischer Parteitheo- 
retiker hinterließ uns (1912) sei- 
nen Zukunftswunsch so: 


»Wir Sozialdemokraten wollen 
nicht nur die heutigen National- 
charaktere nicht erhalten. Wir ar- 
beiten geradezu an ihrer Zerstö- 
rung. Wir wollen aus dem Deut- 
schen etwas Undeutsches ma- 
chen.« 

Die hochrangige SPD-Amtsträ- 
gerin Renate Schmid antwortete 
am 14. März 1986 auf die Frage, 
ob die Deutschen aussterben: 


»Die Frage, die Sie hier stellen, 
das ist für mich eine, die ich an al- 
lerletzte Stelle setze, weil dieses 
ist mir, also so, wie sie hier ge- 
stellt ist, _ verhältnismäßig 
wurscht.« 


Und zweieinhalb Jahre danach 
der Generalsekretär der CDU, 
Geißler: 


»Ich kann nicht einsehen, warum 
Ausländer, die in der BRD woh- 
nen, arbeiten und sich integrie- 
ren — Portugiesen, Griechen und 
Menschen anderer Kulturen — 
eine Gefahr für uns bedeuten sol- 
len. ... Für ein Land der Mitte 
Europas ist die Vision einer multi- 
kulturellen Gesellschaft eine 
große Chance. Deshalb müssen 
wir das Land offen halten für 
Ausländer und Aussiedler.« 

Wenn wir das alles bedenken, 
können wir aus diesem Strauß 
zerstörerischer Ideologien zwei 
Richtungen herauslesen, den 


»Schlagt die Hunnen zurück...«, ein amerikanisches, deutsch- 
landfeindliches Kriegsplakat. 


marxistischen und den liberalisti- ' 


schen Materialismus. 


Der marxistische Materialismus 
ging gerade an seinen Fehlern zu- 
grunde. Aber die Wiederlegung 
blieb aus, wozu vor allem die C- 
Parteien gefordert gewesen wä- 
ren. Doch diese zogen anläßlich 
der 100. Wiederkehr des Todesta- 
ges von Karl Marx im Jahre 1983 
— ohne aufzumucken - bei den 
Gedächtnis-Wallfahrten in Trier 
mit. 


Die andere Ideologie, der libera- 
listische _ Materialismus, wurde 
1945 durch die USA-Sieger 
zwangseingeführt. Sie herrscht, 
nun auch über Mitteldeutsch- 
land, mit Lizenzparteien und Li- 
zenzmedien. Diese Ideologie ver- 
kündet einen hemmungs- und 
bindungslosen Individualismus. 


Sie erfand die Wegwerfgesell- 
schaft, die Wegwerfkultur, die 
Wegwerfethik und den Wegwerf- 
menschen. Eine auserlesene, 
schmarotzerhafte Hochfinanz be- 
treibt zu Höchstgewinnen füh- 
rende Spekulationsgeschäfte und 
betrachtet Kriege als weitere Ge- 
winne bringende Geschäfte, wie 
jetzt. gerade wieder im Golf- 
Krieg. Ihr Golf-Krieg wird mög- 
licherweise ihr letzter Krieg ge- 
wesen sein. 


Dem steht als Aufkäufer der 
USA das Arbeitsethos des gan- 
zen japanischen Volkes gegen- 
über mit der Lebensregel: Ge- 
winn durch harte Arbeit. 


Alle _gemeinschaftstragenden 
Werte und alle menschlichen Bin- 
dungen werden durch den libera- 
listiischen Materialismus _ ver- 


höhnt und zerstört. Das Wort 
Volksgemeinschaft, schon vor 
dem Ersten Weltkrieg im Wander- 
vogel und in der Burschenschaft 
zur geistigen Überwindung des 
Klassenkampfes "gedacht, wird 
jetzt vom Staatsanwalt verfolgt. 


‘ Zwischen beiden Ideologien gibt 


es aber verdeckte innere Zusam- 
menhänge. Beide gehen auf den- 
selben geistigen Großvater zu- 
rück, auf die westliche Aufklä- 
rung. So ist für Adam Smith, den 
Vater des Kapitalismus, die wich- 
tigste Verhaltensnorm der Egois- 
mus. Der Zusammenhang offen- 
bart sich beispielsweise dadurch, 
daß Lenin seine Revolution nur 
mit Dollarmillionen durchführen 
konnte. 


Ein Erlebnisträger, Thomas Rit- 
ter, schreibt 1988: 


»Von Amerika können wir für un- 
seren eigenen Weg in die Zukunft 
fast nichts lernen, außer wie man 
es nicht machen sollte. Freiheit, 
so wie ich sie verstehe, kann nicht 
die Freiheit sein, die unter den 
Bajonetten amerikanischer Sol- 
daten und einer außer Rand und 
Band geratenen Wallstreet gedei- 
hen kann. ... Da aber immate- 
rielle Werte im Zuge eines durch 
harte Dollar und einen radikalen 
Materialismus beherrschtes Sy- 
stem für nichtig erklärt wurden, 
da man trotz vieler gegenteiliger 
Anzeichen kaum noch feste Bin- 
dungen an einen Gott hat und 
sich an diese Zustände nach jahr- 
zehntelanger Berieselung durch 
ideologische Gleichschaltung all- 
mächtiger Massenmedien und ir- 
reführende Propaganda gewöhnt 
hat, haben die Menschen in den 
USA ihre eigene Identität verlo- 
ren. Sie sind lebensuntüchtig ge- 
worden. ... Es ist bereits zu spät, 
die von Wallstreet bis Washington 
verkrusteten und einbetonierten 
Strukturen aufzubrechen und zu 
ändern.« 


Jetzt droht der entscheidende 
und letzte Identitätsverlust, näm- 
lich die Auflösung und Zerstö- 
rung unseres Staates und unseres 
Volkes in der EG, die geplante 
Endlösung, der mit allen nur zur 
Verfügung stehenden Mitteln be- 
gegnet werden muß, 


Die EG ist das letzte Völkerge- 
fängnis nach der Sowjet-Union. 
Darum gehen wir wie 1989 un- 
sere Brüder und Schwestern auf 
die Straße mit dem unüberhörba- 
ren Ruf: »DasVolk sindwir!« DJ] 
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Deutschland 


Die verlorene 
Ehre des 


Oskar 


Lafontaine 
und anderer 
Deutscher 


Frank Falkenberg 


»Die DDR ist nicht das flüchtige Phänomen, das einst der Bundes- 
kanzler Kiesinger in ihr zu sehen glaubte. Sie ist unter Erich Honek- 
ker ein wirtschaftlich leistungsfähiger, innenpolitisch stabiler und 
außenpolitisch selbstbewußter Staat geworden, was der Sicherheit in 
Europa zugute kommt.« Oskar Lafontaine am 24. August 1987. 


Bei aller Empörung über Lafon- 
taine, der seit seinem 43. Lebens- 
jahr Versorgungsbezüge kas- 
sierte, wird vergessen, daß dieser 
leider immer noch amtierende 
stellvertretende SPD-Vorsit- 
zende seine politische Glaubwür- 
digkeit und Ehre schon lange ver- 
loren hat. 


Die SPD unterscheidet 
sich nicht von der CDU 


Viel schwerer wiegt sein jahrelan- 
ger Widerstand gegen die Vereini- 
gung West- und Mitteldeutsch- 
lands, zusammen mit anderen 

führenden Genossen, die jetzt - 
wie Brandt, Bahr, Momper usw. - 
so tun, als hätten sie sich dafür 
besonders angestrengt. In Wahr- 
heit haben sie dafür genau so we- 
nig getan wie die Bonner Partei- 

- größen von CDU/CSU und FDP, 
von den Grünen ganz zu schwei- 
gen. 


- Schon seit Brandts Führung 
(1966) war die SPD kein bißchen 
wiedervereinigungsfreundlicher 

als die karolingische CDU/CSU 
- „unter Adenauer und Kohl. Aus 
- der Fülle nur eine, sogar schriftli- 
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waltherrschaft und nicht auch der 
Staat zugrunde gegangen ... Es 
war ein Irrtum oder Selbstbe- 
trug, aus den Erklärungen und 
Beschlüssen der Siegermächte ei- 
nen Rechtsanspruch auf staatli- 
che Einheit herleiten zu wollen 
., daß es die Siegermächte da- 
mit genug sein ließen, sich der 
Wiedervereinigung als Propagan- 
daformel zu bedienen ... Durch 
den kalten Krieg und dessen 
Nachwirkungen gefördert, ge- 
rann die »Wiedervereinigung« zur 
spezifischen Lebenslüge der 
zweiten deutschen Republik.« 


Auch andere SPD-Größen in 
Westdeutschland und West-Ber- 
lin äußerten sich bis in den 
Herbst 1989 hinein gegen eine 
Wiedervereinigung von West- 
und Mitteldeutschland, obwohl 
sich damals die Freiheitsbewe- 
gung in der DDR schon in großen 
Demonstrationen bekundete. 


Nehmen wir nur den seinerzeiti- 
gen Regierenden Bürgermeister 
von West-Berlin, Walter Mom- 
per. Mitte Juni 1989 hatte er den 
damaligen DDR-Staatsratvorsit- 
zenden und SED-Chef Honecker 
auf Schloß Niederschönhausen 
besucht. Drei Tage später, am 22. 
Juni 1989, erklärte er vor dem 


® 


Egon Bahr, SPD: »Wer NUNG sagt, begeht geistige 


Umweltverschmutzung.« 


che, also wohlüberlegte Auße- 
rung Brandts. Er schreibt bei- 
spielsweise in seinem 1989 im 
Propyläen-Verlag erschienenen 
Buch »Erinnerungen« auf Seite 
154 ff: 


»Es war eine lebenslügnerische 
Vorstellung, 1945 sei nur die Ge- 


West-Berliner 
haus: 

»Die Wiedervereinigungsrheto- 
rik ist unter den heutigen Prämis- 
sen schlichtweg verlogen, sie 
blockiert das Denken, sie blok- 
kiert die Fortentwicklung des 
Verhältnisses zwischen den bei- 
den deutschen Staaten, sie blok= 


Abgeordneten- 


kiert die inneren Entwicklungen 
in der DDR ... Was auch immer 
der Fortgang der deutschen Ge- 
schichte für das Volk an Verände- 
rungen mit sich bringen mag, und 
als Historiker glaube ich zu wis- 
sen, wovon ich rede, fest steht, 
daß es eine europäische Friedens- 
ordnung in überschaubarer Zeit 
nur mit zwei gleichberechtigten 
und miteinander kooperierender 
deutschen Staaten geben kann, 
die ihre Existenz nicht gegensei- 
tig in Frage stellen.« 


»Wir gehen weiterhin von 
der Zweistaatlichkeit aus« 


Man muß sich diesen SPD-Non- 
sens von 1989 täglich vor Augen 
führen: »Europäische Friedens- 
ordnung nur mit deutscher Spal- 
tung«. 


Derselbe SPD-Prophet sagte am 
14. September 1989 - drei Tage 
nach Öffnung der ungarischen 
Grenze zu Österreich für die mas- 
senweise flüchtenden Mitteldeut- 
schen - in einer Regierungserklä- 
rung vor dem West-Berliner Ab- 
geordnetenhaus: 


»Die zur Zeit stattfindenden 
Übungen in _Wiedervereini- 
gungsrhethorik helfen nieman- 
dem, hier wie dort ... Ich stelle 
fest, es geht nicht um die Wieder- 
vereinigung ... Wir gehen weiter- 
hin von der Zweistaatlichkeit 
aus.« 


Und selbst nach riesigen Kundge- 
bungen in Leipzig am 9. Oktober 
1989 mit 70000 Menschen und 
am 23. Oktober mit mehr als 
300000 Menschen blieb Momper 
bei siner alten Meinung (bei- 
spielsweise am 26. Oktober 1989 


in einer Rede im Schöneberger 


Rathaus): 


Es seien »durchaus mehrere Staa- 
ten deutscher Zunge denkbar«. 


»Der nationale Traum der 
Deutschen zu Ende« 


Lafontaine, der damalige »Hoff- 
nungsträger« und Kanzlerkandi- 
dat der SPD, hielt sogar nach 
dem Fall der Berliner Mauer 
noch an seinen separatistischen 
Ansichten wie Absage an eine 
einheitliche deutsche Staatsbür- 
gerschaft fest! Am 30. November 
1989 schrieb er in einem zwei Sei- 
ten langen Artikel in der Ham- 
burger Illustrierten »Stern« unter 
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der Überschrift »Wider die natio- 
nale Leier« ein Plädoyer für die 
weitere Trennung von West- und 
Mitteldeutschland... Nur drei 
kleine Auszüge aus diesem gera- 
dezu hirnrissigen Elaborat des 
stellvertretenden SPD-Vorsitzen- 
den (als solcher wird er im Unter- 
titel ausdrücklich genannt): 


»Als sich am 9. November der Ei- 
serne Vorhang zwischen den 
deutschen Staaten hob, war dies 
— Walter Momper hat es gesagt — 
nicht die Stunde der Wiederver- 
einigung, sondern die Stunde des 
Wiedersehens.« — »Viele sagen 
jetzt, die Teilung Deutschlands 
sei widernatürlich. Das aber 
hieße, die »deutsche Natur« mit 
Bismarck beginnen zu lassen. In 
der langen, langen Geschichte 
Europas hat ein einheitliches 
Deutschland gerade 75 Jahre Be- 
stand gehabt, die Dauer eines 
Menschenlebens. In dieser, nach 
dem Maß der Geschichte kurzen 
Zeitspanne hat Deutschland zwei 
Weltkriege angezettelt, am Ende 
lag Europa in Schutt und Asche. 


Spätes Geständnis 
von Egon Bahr 


Der nationale Traum der Deut- 
schen ist in einem zwölf Jahre 
währenden nationalistischen 
Rausch gleichsam stellvertretend 
zu Ende gelebt worden.« - »Das 
Ziel ist nicht die Wiederherstel- 
lung des alten deutschen Natio- 
nalstaates, das Ziel ist Europa.« 


Mit dem letzten Satz gegen den 
deutschen Nationalstaat stimmt 
übrigens der saarländische Mini- 
sterpräsident Lafontaine mit 
dem CDU-Vorsitzenden Kohl 
aus der benachbarten Pfalz über- 
ein, derschon jahrelang zuvor ge- 
gen Bismarck und den deutschen 
Nationalstaat polemisiert hat; 
auch mit der Meinung von 
Deutschlands Alleinschuld an 
der »Anzettelung« zweier Welt- 
kriege. Doch wer wundert sich 
noch über die total gelungene 
Umerziehung und die stümper- 
haften »Geschichtskenntnisse« 
von Bonner Politikern?! 


0 
« 


Es können hier noch andere füh- 
rende SPD-Leute mit-wiederver- 
einigungsfeindlichen Außerun- 
gen gerade aus dem Jahre 1989 
genannt werden, als ob jeder von 
ihnen zur endgültigen Teilung 
West- und Mitteldeutschlands 
noch seinen Senf dazu geben 
wollte. Auch Egon Bahr hat sich 


Oskar Lafontaine, SPD: »Das Ziel ist nicht die Wiederherstellung 


des alten deutschen Nationalstaates, das Ziel ist Europa.« 


SED-Chef Erich Honnecker empfängt den damaligen Bundes- 
kanzler Helmut Schmidt. 


da keineswegs mit Ruhm beklek- 
kert. 


»Wer Wiedervereinigung sagt, 
begeht geistige Umweltver- 
schmutzung«, so Egon Bahr. 
Aneikannt sei, daß er ein Jahr 
später wenigstens ein der Wahr- 
heit nahekommendes Fazit gezo- 
gen hat (obwohl man es mit viel 
deutlicheren Worten ausdrücken 
könnte). In einem Leserbrief in 
der »Frankfurter Allgemeinen« 
vom 20. September 1990 schreibt 
er: 


»Zunächst würde es falsch sein, 
den Eindruck zu erwecken, als 
hätte bundesdeutsche Politik zwi- 
schen 1960 und 1988 auch nur ei- 
nen einzigen energischen, kraft- 
vollen Vorstoß, eine sorgfältig ge- 
plante diplomatische Aktion un- 
ternommen, um die deutsche 
Frage auf die Tagesordnung inter- 
nationaler Politik zu bringen. 
Das gilt für alle Bundesregierun- 
gen ...« 


Das Bonner 
Pharisäer-Schauspiel 


Nachdem die Bonner Westextre- 
misten vom Ruf »Wir sind ein 
Volk!« überstimmt wurden und 
die Vereinigung Rumpfdeutsch- 
lands nicht mehr verhindern 
konnten, wollen sie jetzt ihren 
früheren »gleichberechtigten Ver- 
handlungspartner« Honecker als 
Verbrecher aburteilen. 


Kein Mensch wird diesen kom- 
munistischen Zwangsherrscher 
verteidigen. Aber er hat recht, 
wenn er sagt, »er wolle nicht der- 
jenige sein, der nach der Nieder- 
lage im Triumphzug vorgeführt 
werde, so wie es die alten Römer 
mit ihren besiegten Gegnern ta- 
ten«. 


Die Bonner Pharisäer schwelgen 
darin, die Vergangenheit der ehe- 
maligen -DDR. in einseitiger 
Weise so aufzuarbeiten, »daß die 
innere Freiheit unseres Landes 
auf dem Spiel steht«. So der Vor- 
sitzende der SPD in Branden- 
burg, Reiche. 


Kurz zuvor hatte Kohl dem fran- 
zösischen Staatspräsidenten Mit- 
terrand »mit einem gewissen Pes- 
simismus« (wie die Zeitung »Le 
Monde« schrieb) anvertraut: 


»Ich bin der letzte Kanzler, der 


sich‘ der Wiedervereinigung 
(noch) entgegenstellt.« oO 


a 
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Banker- 
Journal 


- IWF unter 
. Beschuß wegen 
seiner Rußland- 

Politik 

Ein ehemaliges Vorstandsmit- 
glied der Deutschen Bank hat 
den Internationalen Währungs- 
: fonds (IWF) und die Weltbank 
wegen des stümperhaften Ein- 
greifens dieser beiden Körper- 
schaften in die russische Wirt- 
schaft unter Beschuß genom- 
men. Auf einem Ost-West-Wirt- 
schaftsforum in Berlin sagte Axel 
Lebahn, der jetzt als Berater für 
russisch-deutsche Gemein- 
schaftsunternehmen tätig ist: 
»Der IWF und die Wirtschaftsbe- 
rater von der Harvard University 
haben nichts als stereotype Lö- 
sungsvorschläge von sich gege- 


ben, die weit von der russischen 
Realität entfernt sind.« 


Lebahn äußerte, die Regierun- 
gen und die Geldinstitute des We- 
stens sollten sich darum bemü- 
hen, daß ihre Politik sich nicht in 
der »Finanzierung eines Wirt- 
schaftskrieges der ehemaligen so- 
wjetischen Republiken gegenein- 
ander versandet«. 


Er klagte die Regierungen des 
Westens, den IWF und die Welt- 
bank an, für Hilfeleistungen ih- 
rerseits solche Bedingungen auf- 
erlegt zu haben, die darauf hin- 


aus laufen, »sich in die inneren : 


Angelegenheiten der Gemein- 
schaft Unabhängiger Staaten ein- 
zumischen«, und zwar in einem 
derartigen Ausmaß, daß »Ableh- 
nung und Mißtrauen unter der 
Bevölkerung« die Folge davon 
wären - und dies zu Lasten der 
Marktreformen. »Gewisse Grup- 
pen in Moskau bauen bereits ihre 
“ politischen Ambitionen auf die- 
ser Situation auf.« 


Indessen brachte die »New York 
Times« einen Leitartikel mit der 
Überschrift: »The IMF’s Ruinous 
Caution« (»Die ruinöse Bedin- 
gung des IWF«). »Seine ver- 
krampfte Reaktion gefährdet 
den Traum des russischen Präsi- 
denten Boris Jelzin von der Wirt- 
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schaftsreform«, schrieb.die »New 
York Times«, und schalt den IWF 
wegen der »Blockierung der Frei- 
gabe von 24 Milliarden Dollar, 
die der Westen 1992 bereitstellen 
wollte«. 


»Jelzin hat sogar ohne die ver- 
sprochene Hilfe eine erstaunli- 
che Reihe von Marktreformen 
durchgeführt...Doch jetzt, wo 
die Wirtschaftsspirale nach unten 
verläuft, beginnt sein Parlament 
damit, weitere Reformen in 


Frage zu stellen. Unter diesen . 


Umständen läuft die Bedingung 
des IWF auf rücksichtslose Untä- 
tigkeit hinaus...Die Reaktion 
des IWF bestand aus warmen 


. Worten, harten Forderungen.« 


Keine 
Wirtschafts- 
entwicklung in 
der Dritten 
Welt 


Die Länder des Südens mögen es 
nicht gerne hören, aber sie wer- 
den auf Wirtschaftsentwicklung 
verzichten müssen, um ihre Um- 
welt zu schützen, sagt der Leiter 
der Bank for International Settle- 
ments (BIS) der Schweiz. Diese 
einzigartige Erklärung von Alex- 
andre Lamfalussy ist in dem so- 
eben erschienenen Jahresbericht 
der BIS enthalten. 


»Mehr und mehr Leute haben 
sich von der dringenden Notwen- 
digkeit eines Eingreifens zum 
Schutz der lebenserhaltenden Ei- 
genschaften der Erdatmosphäre 
überzeugen lassen«, schreibt er. 
»Eine solche Aktion könnte die 
Kanalisierung von Ressourcen 
beim Schutz der Natur in einem 


. Ausmaß bedeuten, der unweiger- 


lich indirekt zur Beschränkung 
des Wachstums führen wird, in- 
dem Gelder absorbiert werden, 
die andernfalls für »produktive« 
Investitionen bestimmt gewesen 
wären.« 


»Diese Belange«, fügte er hinzu, 
»sind in der Beziehung zwischen 
Nord und Süd viel wichtiger. Die 
Entwicklungsländer wollen das 
für sich haben, was die entwickel- 
ten Länder bereits haben. Argu- 
mente, die darauf hinauslaufen, 
ihnen in dieser Richtung den 


: Fortschritt zu verweigern und. das 


weitere Wachstum der Bevölke: 
rung einzuschränken, werden 
von einigen Leuten in den Ent- 
wicklungsländern als Heuchelei 
erachtet, als Versuch der entwik- 
kelten Welt ihre glückliche Posi- 
tion gegen die der Habenichtse 
zu verteidigen. Die ganze Ange- 
legenheit ist äußerst komplex... 
Es dürfte schwierig genug sein, 
die derzeitige. Weltbevölkerung 
zu ernähren durch Anwendung 


von Produktionsmethoden, die: 


der Umwelt keine allzu schweren 


Belastungen auferlegen; die Aus- 
‚ sicht auf ein Bevölkerungswachs- 


tum in einem noch nie dagewese- 
nen Ausmaß macht die ganze An- 
gelegenheit zu einem erschrek- 
kenden Wettlauf gegen die Zeit.« 


Der Leiter der Weltbank, Lewis 
Preston, meinte in seiner Rede 
auf dem kürzlich stattgefunde- 
nen sogenannten Erd-Gipfeltref- 
fen in Rio:de Janeiro, die Welt- 
bank verlange jetzt »Aktions- 
pläne zum Umweltschutz in Ent- 
wicklungsländern als unbedingte 
Voraussetzung für Kreditvergabe 
durch die Weltbank«. IM) 


Präsident 
Ramos soll 
Bevölkerungs- 
begrenzung 
vorantreiben 


Fidel Ramos wurde am 30. Juni 
dieses Jahres als Präsident der 
Philippinen vereidigt und trat da- 
mit die Nachfolge von Corazon 
Aquino an. Presseberichten zu- 
folge stößt Ramons Plan, »ein 
Programm zur Eindämmung des 
Bevölkerungswachstums durch- 
zuführen«, in dem vorwiegend 
katholischen Land auf starke Op- 
position. 


Ramos hat Juan Flavier, einen 
starken Verfechter der Bevölke- 
rungsplanung, zum Leiter des 
Gesundheitsministeriums er- 
nannt. In seiner Antrittsrede ver- 
suchte Ramos, seine religiöse 
Vorgeschichte herunterzuspielen 
und sagte: »Ich bin nicht der erste 
protestantische Präsident; ich bin 
der 12. Präsident der Philippi- 
nen, der zufällig Protestant ist.« 


Kardinal Jaime Sin wohnte Ra- 
mos Antrittsrede nicht bei. Laut 


Reuters wies er eindringlich dar- 
auf hin, daß zwischen den beiden 
Seiten keine Unstimmigkeit be- 
stehe, er sei jedoch nicht: bereit; 


‚Ramos bedingungslos zu unter- 


stützen. »Wenn die Gesetzte ge- 
gen die Gesetze Gottes sind, wie 
kann man dann kooperieren? 
Gott steht über alle anderen Be- 
hörden in unserem Lande«, sagte 
der Kardinal. e El 


Die Probleme 
des Hungers in 
Afrika 


Minister aus 36 Ländern hielten 


‚in Nairobi, Kenya, Krisengesprä- 


che über Nahrungsmittelknapp- 
heit im subsaharanischen Afrika 
ab und einige von ihnen haben 
westliche Regierungen beschul- 
digt, teilweise dafür verantwort- 
lich zu sein. 


Der kenyanische Minister für 
Landwirtschaft Elijah Mwangale 
klagte an, daß westliche Regie- 
rungen und Geldgeber zu der 
Krise beigetragen hätten, indem 
sie die Erzeugung von traditio- 
nell dürrebeständigem Getreide- 
gut nicht subventioniert und 
stattdessen die Rückzahlung von 
Auslandschulden gefordert -hät- 
ten. Er sagte, Afrika bemühe sich 
sehr, die Schulden in Höhe von 
380 Milliarden Dollar zu bedie- 
nen. 


_»Bei derart hohen Schulden und 


andauernder politischen Unsta- 
bilität, hätten es die Afrikaner 
schwer, ihre Nahrungsbedürf- 
nisse in den Griff zu bekom- 
men«, sagte er. ; 


Als er die Gespräche ankün- 
digte, sagte Mwangale, die Pro- 
bleme mit der Nahrungsmittel- 
knappheit seien noch durch Bür- 
gerkriege und Trockenheit im öst- 
lichen und südlichen Afrika ver- 
schärft worden. 


»In diesem Jahr kommen zu den 
Menschen, die im Horn von 
Afrika, Angola und Mozambi- 
que an chronischer Hungersnot 
leiden, sage und schreibe 18 Mil- 
lionen im südlichen Afrika hinzu, 
die durch Mangel an Nahrungs- 
mitteln und Wasser vom Hunger- 
tod bedroht sind«, stellte er fest. 
»Die Region macht 29 von 40 
Ländern mit niedrigen Einkom- 
men und unzureichenden Nah- 


rungsmitteln aus, die nicht aus- 
reichend Nahrungsmittel für ihre 
Bevölkerung bereitstellen konn- 
ten, um ‘den durchschnittlichen 
Ernährungsbedarf zu decken. 
Das muß geändert werden.« 


Die Vereinigten Staaten, 
Deutschland, Frankreich, Japan 


und Australien gehörten auf der: 


Versammlung zu den Spender- 
ländern, während Kenya, Gam- 
bia, Uganda und Mexiko eine 
Mannschaft anführten, die die 
Entwicklungsländer vertrat. 


Der unmittelbare Bedarf in der 
von Dürre heimgesuchten Re- 
gion des südlichen Afrikas ist 14 
Millionen Tonnen Lebensmittel 
von außerhalb, obwohl nur 8,2 
Millionen Tonnen zugesagt wor- 
den sind. D 


Woduzauber 
gegen IWF- 
Steuerreform 


Der kolumbianische Senat hat 


kürzlich über ein Steuerreform- 
paket abgestimmt, das darauf ab- 
- zielte, die vom Internationalen 
Währungsfonds (IWF) gestellten 
Bedingungen zu erfüllen, und er 
tat dies während einer erstaunli- 
chen Darstellung von Hexen- 
“ kunst- und Gegenhexenkunst 
zwischen Befürwortern und Geg- 
nern des Gesetzesentwurfs. Das 
Reformpaket wird Steuern erhö- 
hen und wurde als Kernstück des 
Wirtschaftsplans der Gaviria-Re- 
gierung, wie von IWF-Beratern 
entworfen, angepriesen. 


Es war daher vielleicht nur ange- 
messen, daß während der De- 
batte »Regina 11«, eine selbster- 
nannte Hexe, die ein gewählter 
Senator ist, etwas Pulver auf den 
Stuhl des Finanzminister Rudolf 
Hommes schüttete, einige Zau- 
berformeln murmelte und Amu- 
lette schwenkte. Ihre Hexen- 
kunst war ein Versuch, den Ge- 
setzesentwurf zum Scheitern zu 
bringen. 


Hommes, der dem nicht nachste- 
hen wollte, verließ den Senats- 
saal, kam zurück und schwenkte 
einen Ziegenfuß und andere 
Amulette der Hexenkunst, um 
eine Niederlage bei der Abstim- 
mung über die Steuerreform zu 
verhindern. Er erklärte, dies sei 
»das Gegenmittel«, das seine 


»Berater in Sachen Hexenkunst« 
ihm zur Anwendung gegen Re- 
gina 11 empfohlen hätten. oO 


Der Walfang 
geht weiter 


Die Jahresversammlung der In- 
ternational Whaling Commission 
(IWC) in Glasgow, Schottland, 
wurde durch Ankündigungen aus 
Island, Japan, Norwegen und 
Rußland, daß man beabsichtige, 
den Walfang wiederaufzuneh- 
men, in einen Tumult gestürzt. Is- 
land trat aus der [WC aus und gab 
die Gründung einer rivalisieren- 
den Gruppe, die North Atlantic 
Marine Mammal Commission 
(Nordatlantiicaer Kommission 
für Meeressäugetiere), bekannt 
und sagte, daß Norwegen, Grön- 
land und die Färöer bereits zuge- 
stimmt hätten, der Kommission 
beizutreten. 


Ein französischer Plan, in der 
Antarktis ein Walschutzgebiet 
einzurichten, wurde von der japa- 
nischen Walfang-Gesellschaft 
verurteilt, die sagte: »Der franzö- 
sische Vorschlag war ein abgekar- 
tetes Spiel einer Gruppe von alt- 
eingesessenen Geldauftreibern 
für den Umweltschutz, die schon 
seit den sechziger Jahren ver- 
suchten, den Wal in eine heilige 
Bargeldkuh zu verwandeln.« 


»Rettet den Wal« ist eine über- 
holte Forderung. Die Bestände 
sind überreichlich«, sagte Gud- 
mundur Eriksson, ein IWC-Be- 
auftragter aus Island. »Die Kom- 


mission hat sich in der Weise 


strukturiert, daß eine tollwütige 
Minderheit den Trend der Kom- 
mission als Ganzes bestimmen 
kann.« oO 


Algerien und 
seine 
Wirtschafts- 
probleme 


Der algerische Premierminister 
Sid Ahmed Ghozali, der die Al- 
gerien durch den Internationalen 
Währungsfonds (IWF) aufer- 
legte Sparpolitik schon vof dem 
Staatsstreich, bei dem der Präsi- 
dent Mohammed Boudiaf am 29. 
Juni 1992 ermordet wurde, erner- 


gisch vorangetrieben hatte, 
wurde am 9. Juli 1992 gestürzt 
und von Belaid Abdesselam ab- 
gelöst. 


Abdesselam war ein Schlüssel- 
Statthalter des ehemaligen Präsi- 
denten Houari Boumdienne. Als 
Minister für Industrie und Ener- 
gie von 1965 bis 1977 beaufsich- 
tigte er 1971 die Übernahme von 
Olfeldern ausländischer Firmen 
durch den Staat im Jahre 1971, 
eine Maßnahme, die im darauf- 
folgenden Jahr vom Irak und an- 
schließend von den übrigen öl- 
produzierenden arabischen Län- 
dern nachgeahmt wurde. Er lei- 
tete bis 1979 den Geschäftsbe- 
reich Leichtindustrien und saß 
bis Juni 1980 im Politbüro der 
FLN. Reuters und andere Nach- 
richtenagenturen haben davor 
gewarnt, daß Abdesselam die Pri- 
vatisierung zurückweisen und die 
dirigistische Politik, die er früher 
betrieben hatte, wiederaufneh- 
men könnte. 


In den achtziger Jahren, als der 


“ehemalige Präsident Chadli Bed- 


jedid mit der Privatisierungspoli- 
tik begann, verurteilte Abdesse- 
lam diese in aller Offentlichkeit 
und führte die Opposition. Die 
Lösung für Algeriens Probleme, 
schrieb er in einem 1989 heraus- 
gegebenen Buch, ist die Wieder- 
geburt des algerischen Nationa- 
lismus. Kürzlich sagte er in bezug 
auf Privatisierung: »Wir müssen 
die Reformen komplett anfech- 
ten, um sie mit dem System in 
Einklang zu bringen und dieses in 
Kontinuität mit der Vergangen- 
heit setzen.« 


Wie berichtet wird, unterstützt er 
ausländische Beteiligung bei der 
Ausbeute des ÖOlreichtums Alge- 
riens, wie sein Vorgänger, ver- 
dammte er aber den IWF als »un- 
ter dem Einfluß Frankreichs« ste- 
hend. m 


Israel baut 
weiter: 
Siedlungen 


Das israelische Moratorium auf 
den Bau von neuen Siedlungen in 
den besetzten Gebieten, das von 
der neuen, von der Arbeiter-Par- 
tei geführten Regierung verkün- 
det wurde, zu verzichten, um die 
zehn Milliarden Dollar an Dar- 
lehnsgarantien zu sichern, die 


von der Bush-Regierung suspen- 
diert worden waren, ist nichts an- 
deres als ein Public-Relations-. 
Manöver. SR 


Israel hat das grüne Licht für die 
Fertigstellung von 8700 Sied- 
lungseinheiten, die zur Zeit im 
Bau sind, erteilt und verlangt nur 
den Stopp zukünftiger Siedlun- 
gen, für die weder die Shamir- 
noch die Rabin-Regierung aus- 
reichend Gelder zur. Verfügung 
haben, um sie fertigzustellen, be- 
richtete die »New York Times«. 


Aids-Studie 
über 
afrikanische 
Bevölkerung 


Eine in London herausgegebene 
Studie sieht einen Bevölkerungs- 
rückgang in absoluten Zahlen in 
Afrika wegen der Aids-Seuche 
voraus. Roy M. Anderson, Leiter 
der Fakultät für Biologie am Im- 
perial College of Science and 
Technology, und Robert M. May 
an der Oxford University sagen, 


“daß in vielen afrikanischen Län- 


dern die Bevölkerungswachs- 
tumsraten sich wegen Aids bald 
ins Negative verkehren werden - 
das heißt es werden mehr Men- 
schen sterben als geboren wer- 
den. 

Die Voraussagen wurden das 
letzte Jahr hindurch in medizini- 
schen und wissenschaftlichen 
Zeitschriften veröffentlicht und 
sind nun von Dr. Anderson aufei- 
ner Internationalen Konferenz in 
Nairobi über ansteckende Krank- 
heiten erweitert worden. 

Laut »International Herald Tri- 
bune« wird in dem Anderson- 
May-Bericht behauptet, daß »in- 
nerhalb von 20 Jahren die Aids- 
Seuche in den am stärksten be- 
troffenen afrikanischen Ländern 
die derzeit noch hohen Bevölke- 
rungswachstumsraten ins Nega- 
tive verkehren könnte. In Ug- 
anda, wo man glaubt daß 1,5 Mil- 
lionen Menschen aus einer Be- 
völkerung von 16 Millionen. mit 
HIV, dem Virus der Aids verur- 
sacht, infiziert sind, könnte die 
derzeitige Wachstumsrate von 
drei Prozent nach 2002 unter Null 
absinken, so daß mehr Menschen 
sterben als geboren werden. In 15. 


. Jahren hätte Uganda dann 20 


Prozent weniger Menschen. D 
101192 [CODE 


ass, Wake 


Deutsche Mark 


Geldmenge - 


die Tucke 


es 


Objekts 


Ausschlaggebend für die jüngste Erhöhung des Diskontsatzes hier- 


zulande war das hohe Wachstumstempo der Geldmenge M3, mit der 
die Deutsche Bundesbank seit 1988 die monetäre Entwicklung mißt. 
Bei anderen Geldaggregaten sieht die Lage nicht so dramatisch aus 
- so läuft zum Beispiel M1 zur Zeit in ruhigeren Bahnen. 


Seit 1974 gibt sich die Bundes- 
bank zu Beginn eines jeden Jah- 
res einen Zielwert für das Wachs- 
tum der Geldbestände in der 
Wirtschaft vor. Weicht später die 
tatsächliche Entwicklung von der 
- Zielvorgabe ab, ist sie zum Han- 
deln gezwungen. Genauso ver- 
hält es sich seit einiger Zeit. 


Anleger ziehen kurz- 
fristige Geldanlagen vor 


Die diesjährige Zielvorgabe für 
die Expansion der Geldmenge 
M3 beträgt 3,5 bis 5,5 Prozent. 
Tatsächlich wächst M3 seit Jah- 
resbeginn etwa doppelt so schnell 
wie erwünscht. 


Doch Ursache und Wirkung sind 
gar nicht so recht auseinanderzu- 
halten. Die Geldmenge M3 ex- 
pandiert nicht zuletzt deshalb so 
rasant, weil die Bundesbank 
schon längere Zeit einen sehr re- 
striktiven geldpolitischen Kurs 
fährt. Dadurch sind im kurzfristi- 
gen Bereich die Marktzinsen 
stark angestiegen. Folge: Die An- 
leger ziehen kurzfristige Geldan- 
lagen, wie Termingelder, vor. 


Der Boom der 
Termingelder 


Im zweiten Quartal dieses Jahres 
lag der Bestand an Termineinla- 
gen um ein Fünftel höher als vor 
Jahresfrist. | 
* Damit ist eine starke Aufblähung 
der Geldmenge M3 program- 
miert. Denn die Termineinlagen 
bilden eine wichtige Teilmenge 
von M3 - neben Bargeld, Sicht- 
einlagen und Spareinlagen. 
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Die umlaufende Geldmenge 
hat für Politiker ungeahnte 
Tücken sowie Vor- und Nach- 
teile. 


Auf wesentlich flacherem Pfad 
expandiert dagegen schon seit 
Monaten die Geldmenge MI. 
Denn sie addiert sich allein aus 
dem Bargeldumlauf und den 
Sichteinlagen. Der Boom der 
Termmingelder geht an diesem 
Aggregat deshalb spurlos vorbei. 
Die schon bis dahin relativ ver- 
haltene Entwicklung bei MI hat 
im Mai nochmals deutlich an 
Tempo verloren, während sich 
die Expansion von M3 weiter auf 
9,4 Prozent beschleunigte. 


Hinter der aktuellen Situation 
verbirgt sich eine gewisse Ironie 


der geldpolitischen Geschichte. 
Denn M3 benutzt die Bundes- 
bank erst seit 1988, nachdem sie 
zuvor auf die Zentralbankgeld- 
menge gesetzt hatte. Der Wech- 
sel zugunsten von M3 erfolgte 
ausdrücklich deshalb, weil diese 
Zielvariable im Zeitraum 1987/88 
ein weniger dramatisches Bild 
von der monetären Expansion 
vermittelt hatte als andere Geld- 
mengen-Definitionen. 


Starke Aufblähung 
der Geldmenge 


Damals war die Situation genau 
umgekehrt wie heute. Die kurz- 
fristigen Zinsen befanden sich 
auf einem historischen Tief: Ter- 
mineinlagen brachten seinerzeit 


gerade drei Prozent Jahreszins. 
Zum Vergleich: Heute sind für 
größere Beträge mehr als acht 
Prozent zu erhalten. : 
Entsprechend gering war die Nei- 
gung zu kurzfristigen Geldanla- 
gen. Die Kapitalmarktteilneh- 
mer lösten sogar Termingutha- 
ben auf und stockten dafür ihre 
Sichtguthaben und Bargeldbe- 
stände auf. Ergebnis: 


Zur Regulierung 
der Geldmenge 


Die Geldmenge MI, die sich aus 
Bargeldumlauf und Sichteinla- 
gen zusammensetzt, expandierte 
kräftig. Ahnlich war es bei der 
Zentralbankgeldmenge. Denn 
sie besteht überwiegend aus Bar- 
geldumlauf und Sichteinlagen. 


Anders lief dagegen M3: Hier bil- 
dete sich das geänderte. Anlage- 
verhalten im Zeitraum 1987/88 
nur als Umschichtung zwischen 
den einzelnen M3-Komponenten 
ab. In ihrer Summe zeigte sich 
kein nennenswerter Anstieg. Da- 
her schien M3 als Indikator der 
Geldmengenentwicklung besser 
geeignet. 


Die Schere zwischen Mi und M3 
hat sich in die andere Richtung 
geöffnet. Doch gibt es für die 
Bundesbank keinen Grund, ihre 
Wahl von M3 zu bereuen. Denn 
erstens hat jede Geldmengen- 
definition ihre Vor- und Nach- 
teile, die zeitlich variieren. Und 
zweitens hatten andere Noten- 
banken noch viel mehr mit der 
Tücke des Objekts Geldmenge 


zu kämpfen als die Frankfurter. 
Beispiel Großbritannien: 


Ungeeignetes Mittel 
für die Politik 


Die Bank von England hat in den 
achtziger Jahren mit insgesamt 
vier Geldmengen experimen- 
tiert. Am Ende hat sie es ganz 
aufgegeben, sich auf eine be- 
stimmte Variable zu verlassen. 


Ein britischer Wirtschaftsprofes- 
sor hat daraus eine ernüchternde 
Bilanz gezogen. Es ist als »Good- 
hart’s Gesetz« bekanntgewor- 
den: Jede Geldmenge erweist 
sich von dem Moment an als un- 
brauchbar, wo man sie für die 
praktische Politik benutzen will. 
DO 


en 


Zentralbanken 


Die Banker, 


das Geld und 


das Gold 


C. Gordon Tether 


Die Zentralbank von Belgien beschloß kürzlich, sich eines beträcht- 
lichen Teiles ihres Goldbestandes zu entledigen. Aber aus verschie- 
denen und schwerwiegenden Gründen werden andere Zentralban- 
ken diesem Beispiel wohl kaum folgen. 


Washingtons Entscheidung von 
1971, das »Goldfenster« des ame- 
rikanischen Finanzministeriums 
von 35 Dollar pro Unze zu schlie- 
Ben, hatte die Wirkung, den Dol- 
lar auf der Basis eines frei verän- 
derlichen Devisenkurses im inter- 
nationalen Börsengeschäft zu et- 
ablieren. . 


Die USA kehrten 
dem Gold den Rücken 


Da andere Währungen die Ge- 
wohnheit hatten, sich nach dem 
Dollar zu richten, tat dieser das 
Gleiche für sie. Was kaum überra- 
schend ist, eine Folge davon war, 
daß die Bedeutung des Goldes in 
der Funktion der Zahlungssy- 
steme der Welt niedriger einge- 
stuft wurde. Dies geschah nicht 
nur weil die Vereinigten Staaten 
dem Metall im gewissen Sinne 
den Rücken kehrten, indem sie 
erklärten, sie würden in Zukunft 
die Dollar-Schau ohne die Hilfe 
des Goldes über die Bühne gehen 
lassen. Es geschah auch, weil, als 
erst einmal offenkundig wurde, 
daß Druck auf eine Währung aus- 
geübt werden konnte, indem 
man es zuließ, daß sich ihr Wert 
verringerte, für Länder, die einen 
solchen Druck erlebten, keine 
Notwendigkeit mehr bestand, ih- 
ren Goldbestand anzugreifen, 
um dem entgegenzutreten. Dies 
war eine Entwicklung in interna- 
tionalen Finanzangelegenheiten, 


. die man hätte so auslegen kön- 


nen, als bedeute’ dies, daß die 
Gründe für eine Bewirtschaftung 
des Goldes in offiziellen Reser- 
ven, um mit einer Schlechtwetter- 
lage fertigzuwerden, wesentlich 
schwächer geworden wären. Dies 


hätte man wiederum als eih Argu- 
ment dafür ansehen können, offi- 
zielle Goldbestände zu verrin- 
gern und die Erlöse dazu zu ver- 
wenden, das internationale Devi- 
senelement in Zentralbankrück- 
lagen aufzubauen. Schließlich 
tragen solche Vermögenswerte 
Zinsen und Gold nicht. 


Fast ohne Ausnahme begannen 
die fortgeschrittenen Länder da- 
mit, ihre offiziellen Goldbe- 
stände so zu behandeln, als seien 
sie eingefroren. Anfangs mag 
sich diese Reaktion durch die Tat- 
sache aufgedrängt haben, daß 
das Verschwinden der offiziellen 
Bindung zwischen dem Metall 
und dem Dollar den Weg zu ei- 
nem Fortschritt bei diesem Me- 
tall freigelegt und der Preis des 
Metalls auf dem freien Markt den 
Rückzug angetreten hatte, nach- 
dem er Anfang der achtziger 
Jahre eine Rekordhöhe von 840 
Dollar pro Unze erreicht hatte. 


Weltweite Reaktion zum 
Verschwinden der 
Bindung Dollar - Gold 


Danach legten einige der unbe- 
deutenderen Mitglieder der Völ- 
kergemeinschaft ein größeres In- 
teresse an den Tag, ihre offiziel- 
len. Goldbestände zu manipulie- 
ren. Jedoch soweit dies die Län- 
der der ersten Liga betraf, so 
wurde das Gold weitgehend im- 
mer noch so behandelt, als ob es 
zu einem permanent eingefrore- 
nen Vermögenswert geworden 
wäre. 


Man komnte zweifellos nur damit 
rechnen, daß im Laufe der Zeit ir- 


gendjemand die Frage aufwerfen 
würde, ob diese Politik weiterhin 
einen Sinn ergibt, angesichts der 
Tatsache, daß die internationale 
Finanzumwelt so weitreichende 
Veränderungen durchgemacht 
hatte, seit dem diese Politik vor 
mehr als zwei Jahrzehnten erst- 
mals übernommen wurde. Daß 
eines der Länder der ersten Liga 
dies schließlich getan hatte, 
wurde vor wenigen Wochen of- 
fensichtlich. 


Belgische Bank 
setzt Gold ab 


Dann verkündete die belgische 
Zentralbank, daß sie etwa’ 200 
Tonnen Gold - gleich ein Achtel 
des derzeitigen globalen Aussto- 
Bes — auf dem Weltmarkt ver- 
kauft habe. 


Die große Frage, die nun gestellt 
werden muß, ist, ob ein solcher 
Verkauf jetzt Mode wird. Es gibt 
nichts was verhindern kann, daß 
dies geschieht. Da offizielle Be- 
stände auf etwa 30000 Tonnen ge- 
schätzt werden - das Fünfzehnfa- 
che des Jahresausstoßes der 
Goldfirmenindustrie - könnten 
die Folgen für diejenigen, die an 
dem Verhalten des Marktpreises 
dieses Metalls interessiert sind, 
schwerwiegender Natur sein. 


Die Zeit ist natürlich noch früh. 
Die Zentralbanken anderer Län- 
der mit beträchtlichen offiziellen 
Reserven werden natürlich von 
der belgischen Initiative Notiz ge- 
nommen haben. Aber sie werden 
sich Zeit nehmen wollen, um in 
Erwägung zu ziehen, ob dies eine 
Initiative ist, die vorteilhaft er- 
griffen werden könnte. 


Der Weltgoldmarkt ist mit dem 
Verkauf der Belgier sehr gut fer- 
tiggeworden. Darüber hinaus 
reagierten einige Länder - darun- 
ter die Schweiz - auf die Nach- 
richt der belgischen Operation 
mit einer Erklärung dahinge- 
hend, daß sie nicht die Absicht 
hätten, dem Beispiel zu folgen. 

Soweit es die anderen größeren 
Länder mit beträchtlichen offi- 
zielen Goldbeständen betrifft, 
ist es richtig, daß derzeit - wie auf 
einer kürzlich stattgefundenen 
Konferenz über die Zukunft des 
Metalls gesagt wurde - dort kein 
strategisches langfristiges Nach- 
denken über Goldreserven statt- 
gefunden hat. Wenn der Schritt 
der Belgier auf ein solches Nach- 
denken drängt, dann liegen ge- 


wisse Tatsachen vor, die erkannt 
werden müssen. 


Die Vorsicht 
der Zentralbanker 


Eine besteht darin, daß ein allge- 
meiner Beginn damit, offizielle 
Bestände auf dem Weltmarkt ab- 
zuladen, in dem Sinne gegenpro- 
duktiv sein könnte, daß diese 
eine massive Abwertung dessen, 
was derzeit ein wertvoller Teil der 
Devisenbewstände ist, beschleu- 
nigen könnte. 


Ein anderes Faktum ist, daß, ob- 
wohl Goldbestände bei der Funk- 
tion der Finanzmaschinerie der 
Welt nicht mehr die gleiche Rolle 
spielen wie zuvor, sie immer noch 
sehr nützlich sein können. 

Wie der Generaldirektor der süd- 
afrikanischen Zentralbank auf 
der Konferenz ausführte, hatten 
sie dadurch eine wertvolle Rolle 
gespielt, daß sie sein Land in die 
Lage versetzten, mit den Pressio- 
nen fertigzuwerden, die ihm 
durch internationale Sanktionen 
auferlegt worden waren. 


Zentralbanker sind vorsichtige 
Leute. Wenn sie zusätzliche 
Gründe dafür anführen wollen, 
daß sie keine besondere Eile an 
den Tag legen, um die Einfrie- 
rung der Goldbestände zu been- 
den, dann werden sie diese wahr- 
scheinlich in der Erkenntnis fin- 
den, daß in einer Zeit, in der die 
internationale Finanzstruktur 
sich eindeutig in einem brüchigen 
Zustand befindet, es von wesent- 
licher Bedeutung ist, jeden 
Schritt zu vermeiden, der einen 
ihrer wenigen verbleibenden 


Stützpfeiler unterhöhlen könnte. 
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Mitteldeutschland 


Gebraucht 
werden 


weitere 1,5 
Billionen DM 


Die Wirtschaft kränkelt an rückständiger Produktionstechnik: und 
hat kaum wettbewerbsfähige Produkte vorzuweisen. In vielen Be- 
trieben ist der Kapitalstock noch derart veraltet, daß zukunftsorien- 
tierte Arbeitsplätze nicht garantiert werden können. Auch knapp 
zwei Jahre nach der Vereinigung sind kaum Signale für einen selbst- 
tragenden Aufschwung erkennbar, so daß die neuen Bundesländer 
noch lange Zeit von westdeutschen Transferzahlungen abhängig blei- 
ben. 


Die Leistungskraft der mittel- 
deutschen Wirtschaft ist äußerst 
gering. Im vergangenen Jahr er- 
wirtschafteten die neuen Bundes- 
länder ein Bruttoinlandsprodukt 
von 183 Milliarden DM, das wa- 
ren 6,6 Prozent des gesamtdeut- 
schen Inlandsprodukts. 


Fehlende Nachfrage 
nach heimischen 
Produkten 


Das volkswirtschaftliche Lei- 
stungsverhältnis zwischen Ost- 
und Westdeutschland beträgt der- 
zeit 1:14. Vor dem Hintergrund’ 
der Einwohnerrelation von 1:4 
bekommt dieses Leistungsgefälle 
zusätzliche Schärfe. Der Status 
quo der mitteldeutschen Wirt- 
schaft: 


Die gesamtwirtschaftliche Pro- 
duktion lag im ersten Quartal ’92 
um fast 40 Prozent niedriger als 
unmittelbar vor der Wirtschafts- 
und Währungsunion. 

Die Ursachen lassen sich zu zwei 
Komplexen bündeln: 


Die mitteldeutsche Wirtschaft 
mußte gravierende Exporteinbu- 
ßen verkraften. Die gesamten 
Ausfuhren schrumpften von 1989 
auf 1991 um fast 60 Prozent - drei 
Viertel davon entfielen allein auf 
das Osteuropa-Geschäft. 

tel des mitteldeutschen Produk- 
tionsrückgangs verantwortlich 


Insgesamt dürfte die Exportmi- 
sein. 


sere für schätzungsweise ein Drit- 
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Noch gravierender schrumpfte 
die mitteldeutsche Nachfrage 
nach heimischen Produkten. Der 
aufgestaute Bedarf an Westwa- 
ren, die Einführung der D-Mark 
und die Milliarden-Iransfers von 
West nach Ost ließen die Importe 
- vor allem aus Westdeutschland 
- regelrecht explodieren. 


Die mitteldeutsche Gesamtnach- 
frage stieg von 1989 auf 1991 um 
22 Prozent - gleichzeitig kletter- 
ten die Einfuhren um fast 270 
Prozent. Damit deckten die Im- 
porte rund 54 Prozent der gesam- 
ten Güternachfrage in Mittel- 
deutschland. 


Veraltete Maschinen 
und Anlagen 


Ein Vergleich mit der Leistungs- 
fähigkeit Westdeutschlands zeigt 
die Schwächen der mitteldeut- 
schen Wirtschaft besonders deut- 
lich auf. 


Um die neuen Bundesländer endgültig zu integrieren, werden bis 
zum Jahr 2000 jährlich 130 Milliarden DM gebraucht. 


Das Bruttosozialprodukt pro 
Einwohner betrug 1991 in West- 
deutschland rund 41000 DM, in 


den neuen Ländern waren es 
rund 12000 DM. 


Die Produktivität derWestdeut- 
schen lag 1991 bei rund 89000 
DM je Erwerbstätigen - die Mit- 
teldeutschen kamen auf knapp 
26000 DM. 


Hinter dem Produktivitätsgefälle 
stecken drei Faktoren: 


Rückständige Produktionstech- 
nik: 

Durch unzureichende volkswirt- 
schaftliche Ersparnisse sowie 
Fehlallokation und Vergeudung 
von Produktionsmitteln mußten 
die Betriebe in der früheren 
DDR - Betriebe mit völlig ver- 
alteten Maschinen und Anlagen - 
arbeiten. Diese Rückständigkeit 
ist noch längst nicht überwun- 
den. 


Mangel an marktfähigen Produk- 
ten: 

Einen Markt, auf dem sich die 
Wünsche der Verbraucher artiku- 
lieren können, gab es nicht. Die 
unzureichende Kapitalbildung 
und das Fehlen von zwischenbe- 
trieblichem Wettbewerb taten ein 
übriges. 


Selbst die wenigen Produkte, die 
zu DDR-Zeiten wettbewerbsfä- 
hig waren, sind heute wegen der 
rapide gestiegenen Lohnstückko- 
sten aus dem Rennen. 


Jedes Jahr weitere 
130 Miliarden DM 


Strukturkonservierende Arbeits- 
marktpolitik: 

Aus sozialpolitischen Motiven 
wird die im Umstrukturierungs- 
prozeß notwendige Freisetzung 
von Arbeitskräften hinausgezö- 
gert oder gar verhindert. Das 
drückt die durchschnittliche Ar- 
beitsproduktivität in der Logik 
der volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung zusätzlich nach un- 
ten. 


Daran ändert auch die Tatsache 
nichts, daß inzwischen viele Be- 
triebe in den neuen Ländern be- 
achtliche Produktivitätsfort- 
schritte erzielen. 


Die hohe Erwerbsquote in der 
ehemaligen DDR (1989: 60 Pro- 
zent) läßt sich unter marktwirt- 
schaftlichen Vorzeichen nicht hal- 
ten. Deshalb wäre es schon als Er- 
folg zu werten, wenn in den 
neuen Bundesländern ein ähnli- 


ches Beschäftigungsniveau wie in 
Westdeutschland erreicht werden 
könnte — dazu wären in Mittel- 
deutschland rund sieben Millio- 
nen wettbewerbsfähige Arbeits- 
plätze nötig. 


Um die fehlenden Arbeitsplätze 
zu schaffen und die vorhandenen 
zu modernisieren, wird ein Inve- 
stitionsvolumen von rund 1150 
Milliarden DM benötigt. Nach 
heutiger Rechnung sind das bis 
zum Jahr 2000 jährlich rund 130 
Milliarden DM - wenn das Pro- 
blem bis dahin gelöst sein soll. 


Davon sind die neuen Länder 
noch ein gutes Stück entfernt: 


Die  Bruttoanlageinvestitionen 
erreichen in diesem Jahr voraus- 
sichtlich einen Wert von knapp 
100 Milliarden DM - in Preisen 
von 1991 immerhin noch knapp 
9% Milliarden DM. Drei Viertel 
davon sind direkt kapazitätswirk- 
sam und schaffen Arbeitsplätze. 


Zu schnelle Anpassung 
.der Löhne an Westniveau 


Der notwendige Wandel in den 
Makro-Strukturen ist bereits in 
Gang gekommen. Das Verhältnis 
zwischen privatem Verbrauch, 
Staatsverbrauch und Investitio- 
nen hat sich seit 1990 in die rich- 
tige Richtung bewegt: 


Von 1990 auf 1992 legten die In- 
vestitionen um rund 50 Prozent 
. zu, der Staatsverbrauch blieb 

konstant, und der private Ver- 
brauch wuchs um Knapp zehn 
Prozent. 


Für den schnellen Aufbau des Ka- 
pitalstocks müßte sich dieser 
Trend über Jahre hinweg behaup- 
ten. Doch zwei Faktoren brem- 
sen den Investitions-Zug. Er- 
stens: Der überwiegende Teil 
westdeutscher Transferzahlun- 
gen hat nach wie vor konsumti- 
ven Charakter. Zweitens: Die 
: schnelle Anpassung der Löhne 
an das Westniveau ist investi- 
tionsfeindlich. 


Da die Mitteldeutschen überwie- 
‘ gend westdeutsche Industrie- 
Produkte nachfragen, üben die 
hohen Löhne nur geringe Im- 
pulse auf die mitteldeutsche Inve- 
 stitionstätigkeit aus - sie alimen- 
tieren vielmehr die Industrie- 
Konjunktur in Westdeutschland. 


Schließlich hemmen die im Ver- 


gleich: zur Produktivität viel zu 
hohen mitteldeutschen Löhne 
den dringend benötigten Zu- 
strom von Investitionskapital aus 
dem Ausland. 


Höhepunkt der 
Umverteilung ist das 
Jahr 1993 


Ein Teil der Leistungs- und Ein- 
kommensunterschiede zwischen 
der mitteldeutschen und der 
westdeutschen Wirtschaft muß 
auch in den kommenden Jahren 
durch Transferzahlungen ausge- 
glichen werden. 


In den. Jahren 1992 bis 2000 ad- 
dieren sich die West-Ost-Trans- 
fers auf rund 1,5 Billionen DM. 


Voraussetzungen dieser Modell- 
rechnung: Die westdeutsche 
Wirtschaft wächst in diesem Zeit- 
raum um durchschnittlich zwei 
Prozent im Jahr, die mitteldeut- 
sche um zehn Prozent. Zudem 
geht die Modellrechnung davon 
aus, daß das Einkommensniveau 
im Jahr 2000 rund 80 Prozent des 
westdeutschen ausmacht. 


Höhepunkt der Umverteilung 
von West nach Ost wird wohl das 
Jahr 1993 sein: Knapp 186 Milliar- 


den DM oder fast sieben Prozent ° 


des westdeutschen Sozialpro- 
dukts gehen dann über die Elbe. 


Aber auch im Jahr 2000 werden 
noch gut 140 Milliarden DM 
transferiert - voraussichtlich also 
vier bis fünf Prozent des west- 
deutschen Bruttosozialproduk- 
tes. 


Angesichts dieser Perspektive 
wächst in Westdeutschland die 
Furcht vor zusätzlichen Belastun- 
gen durch Steuer- und Beitragser- 
höhungen. 


In der Tat wurde die Einheit bis- 


‚lang weit überwiegend durch . 


eine höhere Staatsverschuldung 
finanziert. Das Bedenkliche an 
dieser Entwicklung: Mit den öf- 
fentlichen Krediten wurden vor 
allem konsumtive Transfers be- 
stritten. Das Verschuldungspro- 
blem ließe sich allein schon da- 
durch entschärfen, daß der inve- 
stive Anteil an den Gesamttrans- 


fers von derzeit 25 bis 30 Prozent . 


deutlich erhöht würde. Denn mit 
höheren Investitionen wird das 
potentielle Sozialprodukt gestei- 
gert und damit die künftige Steu- 
erbasis verbreitert. - D 


US-Dollar 


Die aben- 
teuerliche 


Geschichte 


der US- 


Bundesbank 


Tim Madel 


Das Jahr 1912 erwies sich als Wendepunkt in der amerikanischen Ge- 
schichte. Vor achtzig Jahren wurden dem amerikanischen Volk von 
Kräften innerhalb und außerhalb der Regierung zwei Entscheidun- 
gen aufgezwungen, die schließlich zu Amerikas heutigem Ansehen 
als größtes Schuldnerland der Welt führte, und die den Kurs der Ver- 
einigten Staaten von Amerika nach unten und zum nationalen Bank- 
rott sowie zur Weltregierung lenkten. Der Federal Reserve Act (Ge- 
setz über das Zentralbankwesen), mit dem eine sich in privater Hand 
befindliche Zentralbank mit der Macht zur Schaffung des amerikani- 
schen Dollar aus dem blauen Dunst heraus, Zinsen darauf zu erhe- 
ben und sie zu emittieren, hat Banker über Jahre hinaus bereichert 
und die USA in den Bankrott getrieben. CODE berichtete in der 
Juni-Ausgabe über die Ereignisse, die am 23. Dezember 1913 zur 
Verabschiedung des Federal Reserve Act und zur Ratifizierung der 
16. Verfassungsänderung (16th Amendment) führte. In dieser Folge . 
wird über die.betrügerische Masche berichtet mit der die wohlha- 
bende Elite das Zentralbankgesetz verpackte, und es einem unter- " 
würfigen amerikanischen Kongreß, mit wenigen bemerkenswerten 
und patriotischen Ausnahmen, verkaufte. 


Nach seiner Rückkehr von Jekyll 
Island, US-Bundesstaat Geor- 
gia, und nachdem er sich zwei 
Wochen lang mit den führenden 
Bankköpfen von der Wall Street 
zurückgezogen hatte, verkün- 
dete US-Senator Nelson Aldrich, 
daß die National Monetary Com- 
mission in den letzten zwei Jah- 
ren schwer gearbeitet und mehr 
als 300000 Dollar ausgegeben 
habe. Und, erklärte er, die Kom- 
mission habe schließlich die Ge- 
setzgebung zur Reform des Bank- 


wesens ausgearbeitet, die das 


Land benötige, um Paniken wie 
die, die es 1907 erlebte, zu ver- 
meiden. 


Paul Warburg argumentierte bei 
den Verhandlungen auf Jekyli Is- 
land dahingehend, daß jemand 
anderes als Aldrich den Gesetzes- 
entwurf in den amerikanischen 
Kongreß einbringen sollte, weil 


Aldrichs bekannte Verbindungen 
zur Wall Street die Durchbrin- 
gung der Gesetzgebung behin-  '; 
dern würde. Aldrich hatte Bin- -: 
dungen zum Tabak-Trust, der von: .: 
der Familie Duke geleitet wurde, °; 
und zum Gummi-Trust, der von 3 
den Guggenheims geführt . 
wurde. 


‚Die Warnungen von 


Paul Warburg 


Der Senator aus Rhode Island ge- 
rierte sich als Experte des Fi- 
nanz- und Bankwesens, obwohl 
er auf diesem Gebiet niemals ir- 
gendwelche Erfahrungen gesam- 
melt hatte. Aldrichs aufgeblase- 
nes Ego war vorherrschend, und 
die Gesetzgebung war mit sei- 
nem Namen belastet. Professor 
Laurence Laughlin, ein Wirt- 
schaftswissenschaftler an. der 
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US-Dollar 


Die aben- 
teuerliche 
Geschichte 
der US- 
Bundesbank 


University of Chicago und Lakai 
der Familie Rockefeller, sprach 
zu Warburg über »die potentiel- 


len Schwierigkeiten, die er im : 


Kongreß angetroffen habe, einen 
Gesetzesentwurf zu verabschie- 
den, der mit dem Namen Aldrich 
in Zusammenhang steht«, genau 
wie Warburg vorhergesehen 
hatte. 


Um die wahrgenommene Verbin- 
dung zwischen Aldrichs Plan und 
der Wall Street zu zerstreuen, 
nahm die Handelskammer von 
New York City, der Warburg als 
Mitglied angehörte, einen Geld- 
reformplan eigener Prägung an. 
Der Plan war beinahe identisch 
mit Aldrichs Plan - beide wurden 
von Warburg schriftlich niederge- 
legt -, rief aber zur Zentralisie- 
rung der Reserven in New York 
statt an den vier vorgeschlagenen 
Banken quer durch das Land auf. 


Das Vorbild war 
die Reichsbank 


Um das Stigma einer Zentral- 
bank zu vermeiden, wurde das in 
Aldrichs Gesetzesentwurf vorge- 
schlagene System mit »Federal 
Reserve Association« etikettiert. 
Aber in Wirklichkeit bestand der 
Plan darin, eine Zentralbank 
ähnlich der Deutschen Reichs- 
bank ins Leben gerufen, über die 
Warburg umfangreich geschrie- 
ben hatte und für die er als Ex- 
perte galt. Seine Familie besaß 
sogar einen beträchtlichen Anteil 
an der Reichsbank. 


Edward Vreeland, Mitverfasser 
des Aldrich-Vreeland Act von 
1908, sagte 1910: »Nach dem vor- 
geschlagenen monetären Plan 
des Senators Aldrich werden Mo- 
nopole verschwinden, weil diese 
nicht in der Lage sein werden, 
mehr als vier Prozent Zinsen zu 
machen, und Monopole können 
bei einem so niedrigen Zinssatz 
nicht existieren. Ebenso wird 
dies das Verschwinden der Regie- 
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rung aus dem Bankgeschäft ein- 
läuten.« 


Bei dem zweiten Punkt lag Vree- 
land richtig, aber mit seiner Aus- 
sage, daß der Gesetzesentwurf 
das Ende der Monopole bedeu- 
ten würde, war er völlig auf dem 
Holzweg. In Wirklichkeit hat er 
ein Monopol geschaffen. 


Die Zeitschrift »Nation« sah den 
Aldrich-Plan so, wie er wirklich 


Jacob Schiff kontrollierte im 
Interesse des Hauses Roth- 
schild die Aktivitäten bei Kuhn 
Loeb. 


war, und schrieb im Januar 1911: 
»Der Name »Zentralbank< wird 
sorgfältig vermieden, aber die 
»Federal Reserve Association<, 
wie die vorgeschlagene zentrale 
Organisation genannt werden 
soll, bestitzt die Macht und Ver- 
antwortlichkeiten einer europä- 
ischen Zentralbank.« 


Viele andere durchschauten die 
List und verurteilten Aldrichs 
Plan in Bausch und Bogen. 


Wilbur Stone, ein Korrespondent 
für die »North American Re- 
view« schrieb im September 
1911: »Senator Aldrich würde 
den Leuten das Geld abnehmen 
und den Bankern die völlige 
Macht über das Geld des Volkes 
verleihen. Es ist offensichtlich, 
daß es in einer derartigen Körper- 
schaft von Bankern keine Chance 
für das Volk oder dessen Vertre- 
ter geben würde, ihre Wünsche 
wirksam zu vertreten, wenn diese 
mit denen der Bankeninteressen 
kollidieren.« 


Der populistische Kongreßabge- 
ordnete Charles Lindbergh mel- 


dete sich im Dezember 1911 laut- 
stark gegen den Gesetzesentwurf 
zu Wort. Er sagte: 


»Der Aldrich-Plan ist der Wall- 
Street-Plan. Er ist eine breit an- 
gelegte Herausforderung an die 
Regierung durch den Champion 
des Geld-Trusts. Es bedeutet, 
wenn notwendig, eine weitere Pa- 
nik, um das Volk einzuschüch- 
tern. Aldrich, von der Regierung 
bezahlt, um das Volk zu vertre- 


Paul Warburg bereitete mit al- 
ler Kraft die Gründung des 
amerikanischen Federal Re- 
serve Systems vor. 


J. P. Morgan war der amerika- 
nische Repräsentant für das in 
Europa ansässige Rothschild- 
Bankimperium. 


ten, schlägt stattdessen einen 
Plan für die Konzerne vor. 
Es war ein sehr schlauer Schritt, 
daß die National Monetary Com- 
mission gegründet wurde. 


1907 reagierte die Natur auf die 
schönste Weise und schenkte 


US-Senator Nelson Aldrich 
wurde zum großen Förderer 
der Pläne zur Währungsreform 
im amerikanischen Kongreß. 


George Cortelyou nutzte als 
US-Finanzminister alle Mög- 
lichkeiten den internationalen 
Bankern zu helfen. 


dem Land die reichlichste Ernte, 
die es jemals gehabt hatte. An- 
dere Industrien waren auch gut 
beschäftigt, und von einem ob- 
jektiven Standpunkt aus gesehen 
waren alle Bedingungen für ein 
äußerst ertragreiches Jahr gege- 
ben. 


Stattdessen zog eine Panik 
enorme Verluste für uns nach 
sich. Wall Street wußte, daß die 
Menschen ein Mittel gegen die 
Wiederholung eines derart lä- 
cherlichen, unnatürlichen Zu- 
stands verlangten. Die meisten 
Senatoren und Abgeordneten 
gingen der Wall Street in die Falle 


| 


US-Präsident Theodore Roosevelt unterstützte und förderte die 


Pläne zur Privatisierung des US-Dollar. ; 


und verabschiedeten das Ald- 
rich-Vreeland Emergency Cur- 
rency Bill (Währungs-Notstands- 
gesetz). 


Aber der eigentliche Zweck be- 
stand darin, eine monetäre Kom- 
mission zu haben, die einen Vor- 
schlag zu Verbesserungen unse- 
rer Währungs- und Bankgesetze 
ausarbeiten würde, der dem 
Geld-Trust genehm ist. Die Inter- 
essensgruppen sind jetzt überall 
damit beschäftigt, die Leute für 
den Aldrich-Plan zu gewinnen.« 


Die Taktik 
der Banker 


Eine Gruppe die geschäftig den 
Gedanken einer flexiblen Wäh- 
rung’und eines zentralen Rückla- 
gesystems förderte, war die Na- 
tional Citizen’s League, geleitet 
von Laughlin. In Chicago ansäs- 
sig, um den Anschein zu erwek- 
ken, sie werde von regulären Ge- 
schäftsleuten und nicht von den 
Interessen der Wall Street ge- 
lenkt, unterstützte die Liga den 
Aldrich-Plan zunächst ganz of- 
fen. 


Warburg sagte: »Die erste Pres- 
seerklärung der Liga hob deren 
Unparteilichkeit hervor und be- 
sagte, ihr Zweck bestehe darin, 


eine aktive Kampagne zur Wäh- 
rungsreform auf den allgemeinen 
Grundsätzen des Aldrich-Plans 
durchzuführen, ohne jede Einzel- 
heit der National Reserve Asso- 
ciation zu bestätigen.« 


Als die Demokraten 1911 den 
Kongreß übernahmen, war es für 
jedermann augenscheinlich, daß 
der Aldrich-Plan vergessen war. 


Die Banker an der Wall Street be- 
nötigen ein anderes Vehikel, um 
ihre Zentralbank in die Tat umzu- 
setzen. 


Da die Republikaner als Agenten 
der Wall Street angesehen wur- 
den, entschlossen sich die Ban- 
ker dazu, die Demokraten auszu- 
nutzen, um ihre Zentralbank zu 
bekommen. Dafür mußten 
einige Politiker, hauptsächlich 
Woodrow Wilson, gehegt und ge- 
pflegt werden. 


Unter Anwendung einer gemein- 
samen Taktik stellten die Banker 
sich scheinbar gegen die Gesetz- 
gebung, die sie in Wirklichkeit 
unterstützten - wodurch sie ihren 
Standpunkt vernebelten, um das 
zu bekommen, was sie wollten. 


Es muß an dieser Stelle gesagt 
werden, daß die Nation 1912 
nichts über die Geheimsitzung 
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wußte, die 1908 auf Jakyll Island 
stattgefunden hatte, auf der die 
Grundlagen für eine Zentral- 
bank unter den »wheelers and 
dealers« (Mauschlern) der inter- 
nationalen Finanzwelt und ihrer 
Sympathisanten im Kongreß aus- 
gearbeitet wurden. 


Die Strategie 
der Banker 


Wie Eustace Mullins in seinem 
Buch »The Federal Reserve Con- 
spiracy« ausführt: »Es gab in der 
amerikanischen Geschichte eine 
lange Tradition des Kriegs dage- 
gen, dem Finanzwesen unseres 
Landes eine Zentralbank aufzu- 
drängen, und es wurde bis 1896 
ein fortwährender Kampf gegen 
eine totalitäre Beherrschung un- 
serer Finanzressourcen geführt. 


Es hatte mit Thomas Jeffersons 
Kampf gegen die First Bank of 
the United States begonnen. Es 
ging weiter mit Andrew Jacksons 
erfolgreichem Krieg gegen Ni- 
cholas Biddles Second Bank of 
the United States (Biddel wurde 
bei diesem Kampf von James 
Rothschild in Paris unterstützt); 
ein Kampf, der ein Finanz-Bür- 
gerkrieg war, und er führte zur 
Einführung des Independent 
Sub-Treasury System, das angeb- 
lich die Gelder der Vereinigten 
Staat nicht in die Hände der 
Großbanker geraten ließ. 


Weil sich unsere Gelder im Sub- 
Treasury System befanden, hat- 
ten die Banker die Geldpaniken 
von 1873, 1893 und 1907 be- 
schleunigt und somit weitverbrei- 
tetes Leid im ganzen Lande ver- 
ursacht und die Öffentlichkeit 
dazu aufgerüttelt, die Forderung 
zu stellen, daß der Kongreß ein 
Gesetz verabschieden sollte, um 
die Wiederkehr künstlich inspi- 
rierter Geldpaniken zu verhin- 
dern.« 


Eine wirkliche Reform war natür- 
lich Anathema für die Banker. 
Das war ein Grund, warum die 
National Monetary Commission 
mit Aldrich an der Spitze geschaf- 
fen wurde. Und obwohl sich die 
Leute darüber im klaren waren, 
daß die Kommission und Aldrich 
nichts taugten, ahnten sie kaum, 
daß die von den Demokraten ver- 
sprochenen Reformen«, die Wo- 
drow Wilson zur Macht brachten, 
die gleichen »Reformen« waren, 
die von Aldrich und den Republi- 
kanern vorangetrieben wurden. 
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In dem Bestreben, den Aldrich- 
Plan zu retten, verwies der von 
den Republikanern beherrschte 
Senat den Streitpunkt an einen 
Ausschuß für Anhörungen. Der 
Ausschuß wurde von Senator Ar- 
sene Pujo aus Louisiana geleitet. 


Es war ein weiterer Fall bei dem 
Gleiche gegen Gleiche ermittel- 
ten, den der Kongreß so liebt, 
und der heute immer noch so ge- 
handhabt wird wie damals. Pujo 
war ein Republikaner, ein guter 
Freund von Aldrich, gleicherma- 
ßen an die Wall-Street-Bande ge- 
bunden, reif für den Ruhestand 
und selbst Mitglied der National 
Monetary Commission. 


Mit anderen Worten, der Pujo- 
Ausschuß untersuchte den von 
Pujo unterzeichneten Bericht, 
um festzustellen, ob der Bericht 


gut oder schlecht war. Die mei- 
sten Mitglieder des Kongreß un- 


terstützten den Aldrich-Plan. 


Ihre Beweggründe ware nicht 
ganz uneigennützig. Sie wußten 
ja woher ihre Wahlkampfgelder 
kamen. 


Nicht jeder lag jedoch den Ban- 
kern auf der Tasche. zwei der 


stärksten Gegner des Aldrich- 


Plans waren der Senator Robert 
»Fightin Bob« LaFollette aus 
Wisconsin und der Abgeordnete 
Charles A. Lindbergh aus Minne- 
sota, der Vater des berühmten 
Fliegers. Beide Männer griffen 

»Wall- | 


den Aldrich-Plan als 
Street-Plan« an, und lenkten 
durch ihre machtvollen Reden 
das Interesse des Volkes auf die 
Machenschaften des Geld-Trusts. 


Es waren ihre Anklagen, die 
schließlich zu den Hearings des 
Pujo-Ausschusses führten. Be- 
zeichnenderweise wurden weder 
Lindbergh noch LaFollette zur 
Teilnahme oder zur Zeugenaus- 
sage geladen. Der Kongreß hatte 


gegen sich selbst ermittelt und 
kam sich wunderbar vor. 


Es ist interessant, festzustellen, 
daß der Anwalt für den Pujo-Aus- 


BER ART ERRE er’ RER 


schuß, Samuel Untermyer, ein 


New Yorker Anwalt war, dermit 


dem 


Konzern identifiziert wurde. 


Aldrich-(Paul-)Warburg- 


Paul Warburg war natürlich ein 


Frontmann für die Finanziers, _ 


die Europa und schließlich Ame- 


rika in den Konflikt verwickel- 


a Reh 


ten, der als Erster Weltkrieg be- 
DO 


kannt wurde. 
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Rubel 


Das Ende 
einer Währung 


Estland und Lettland haben als erste der Nachfolgestaaten der ehe- 
maligen Sowjetunion eine eigene Währung eingeführt. Damit hat 
jetzt auch formal der Zerfall der ehemals einheitlichen Rubel-Zone 
eingesetzt. Von einer effizienten Neuordnung der Währungsverhält- 
nisse in der Ex-UdSSR wird es entscheidend abhängen, ob der 
marktwirtschaftliche Transformationsprozeß in den Nachfolge-Staa- 
ten Erfolg hat. 


Die heutige Situation des russi- 
schen Rubel ist ein getreues Spie- 
gelbild der sowjetischen Wirt- 
schaft nach siebzig Jahren kom- 
munistischen Mißmanagements. 
Innere Zerrüttung und äußerer 
Zerfall haben zu einem wäh- 
rungspolitischen Chaos geführt. 
Die untrüglichen Symptome: 


Der innere Kaufkraftschwund 
des Rubel nimmt in rasendem 
Tempo zu. Für das laufende Jahr 
wird nach offiziellen Schätzun- 
gen mit einem Preisanstieg von 
mindestens 1000 Prozent gerech- 
net - nach nur 86 Prozent 1991. 


Der äußere Wertverlust hat sich 
ebenfalls dramatisch beschleu- 
nigt. Der amtliche Kurs lag Mitte 
Juli 1992 bei 151 Rubel pro Dol- 
lar. Bis zum Herbst 1990 war der 
Rubel noch offiziell mehr als ei- 
nen US-Dollar wert. 


Bei den regelmäßigen Devisen- 
auktionen in Moskau wurde der 
Rubel in der ersten Jahreshälfte 
sogar noch deutlich niedriger no- 
tiert. 


Die Rubel-Zone als einheitliches 
Währungsgebiet existiert nicht 
mehr. Estland und Lettland sind 
nur die ersten früheren Sowjet- 
Republiken, die eine eigene Wäh- 
rung eingeführt haben. Gleiches 
angekündigt haben neben Li- 
tauen als drittem baltischen Staat 
für die nahe Zukunft auch die 
Ukraine, Weißrußland, Molda- 
wien, Armenien, Usbekistan, 
Aserbaidschan und Kasachstan. 
Schon im Vorfeld haben mehrere 
GUS-Länder währungspolitische 
Einzelaktionen gestartet. 


Die Ukraine hat zu Jahresbeginn 
1992 Coupons an die einheimi- 
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sche Bevölkerung ausgegeben. 
Mit ihnen werden Gebietsfremde 
vom- Inlandsmarkt ausgeschlos- 
sen. 


Weißrußland hat vorübergehend 
für den Rubel einen eigenen 
Wechselkurs bestimmt. Dieser 
lag zehn Rubel pro Dollar höher 
als der von der russischen Zen- 
tralbank in Moskau festgesetzte 
Kurs. 


Das Abrücken zahlreicher GUS- 
Länder vom Rubel ist großenteils 
politisch motiviert. Die Wäh- 
rungshoheit ist für viele der neu 
gegründeten Staaten ein unver- 
zichtbarer Bestandteil der staatli- 
chen Souveränität. Daneben gibt 


se. 


= 
ee 


Es ist das größte Warenhaus der ehemaligen Sowjetunion: GUM. 
Die Initialen bedeuten: »Staatliches Warenhaus«. 


es aber auch gute ökonomische 
Gründe für ein Verlassen der Ru- 
bel-Zone: 


Die Russische Republik hat bis- 
lang bei der Währungsstabilisie- 
rung kläglich versagt. Sie hatte 
nach dem Zerfall der Sowjet- 
union die Kontrolle über den Ru- 
bel an sich gerissen. Im Allein- 
gang versprechen sich die einzel- 
nen GUS-Länder bessere Chan- 
cen für monetäre Stabilität. 


Eine eigene Währung ermöglicht 
dem einzelnen GUS-Land eine 
autonome Geldpolitik und damit 
gegebenenfalls eine Stimulierung 
der Wirtschaftsentwicklung im 
Inneren. 


Das gesamte Gebiet der früheren 
UdSSR ist unter marktwirtschaft- 
lichen Bedingungen vermutlich 
gar kein optimaler Währungs- 
raum, der eine Einheitwährung 
rechtfertigen würde. 


Ein geordnetes Verfahren für die 
Auflösung der Rubel-Zone ist 
derzeit nicht zu erkennen. Kurz- 
sichtigkeit und nationale Egois- 
men bestimmen das Bild. Damit 
wächst die Gefahr, daß der ohne- 
hin ins Stocken geratene Handel 
zwischen den GUS-Ländern 
durch Währungsprobleme noch 
weiter gestört wird. 


Zur Erinnerung: Nach der Auflö- 
sung des Rats für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe (RGW) Anfang 
1991 ging der Handel unter den 
osteuropäischen Staaten um etwa 
die Hälfte zurück. Für viele Un- 
ternehmen bedeutete dies das 
wirtschaftliche Aus. Ein Zusam- 
menbruch des Intra-GUS-Han- 
dels hätte wahrscheinlich noch 
drastischere Folgen. Denn zwi- 
schen den ehemaligen Sowjet- 
Republiken bestehen extreme 
ökonomische Abhängigkeiten: 


Die .Partnerstaaten Rußlands 
wickelten in der Vergangenheit 
praktisch ihren gesamten Außen- 
handel untereinander und mit 
Rußland ab. 


Das Ziel kann zwar nicht sein, 
diese Handelsstrukturen langfri- 
stig zu konservieren. Denn hinter 
ihnen stand mehr die politische 
Willkür des alten Systems als 
ökonomisch sinnvolle Arbeitstei- 
lung. Doch muß der Wechsel zu 
neuen, marktwirtschaftlichen 
Handelsstrukturen zeitlich, ge- 
streckt werden, um die Über- 
gangsprobleme bewältigen zu 


u 


können. Dies setzt jedoch eine 
enge währungspolitische Koope- 
ration unter den GUS-Ländern 
voraus. Kommt eine Rückkehr 
zur einheitlichen Rubel-Zone 
nicht in Frage, verbleiben vier 
grundsätzliche institutionelle 
Möglichkeiten. 


Rubel-Raum: Im Unterschied 
zur Rubel-Zone haben die einzel- 
nen Staaten nationale Währun- 
gen. Im Handel untereinander 
benutzen sie allerdings weiterhin 
den Rubel als gemeinsames inter- 
nationales Zahlungsmittel. Hi- 
storisches Vorbild für diese Kon- 
struktion ist der Sterling-Raum, 
der von 1931 bis in die sechziger 
Jahre die Staaten des britischen 
‚Commonwealth währungspoli- 
tisch verband. 


Ein solcher Rubel-Raum könnte 
die Vorteile einer eigenständigen 
- Geldpolitik mit den niedrigen 
Transaktionskosten einer .ge- 
meinsamen Handelswährung ver- 
binden. Aber: Ein Funktionieren 
des Systems setzt eine durchgrei- 
fende Sanierung des Rubel vor- 
aus. Ob Rußland das in absehba- 
rer Zeit schafft, ist fraglich. 


Dollar-Verrechnung: Das Quali- 
tätsproblem des Rubel ließe sich 
umgehen, indem die GUS-Län- 
der den Intra-Handel auf Basis 
des Dollar abwickeln. So wurde 
auch bei Auflösung des RGW ver- 
fahren. 


Hauptproblem dabei: Es wären 
sehr hohe Dollarreserven erfor- 
derlich. Expertenschätzungen 
gehen von 100 Milliarden Dollar 
aus. Angesichts der allgemeinen 
Devisenknappheit in der GUS 
sind diese Beträge völlig realitäts- 
fern. Folge: Die Importe müßten 
auf lebensnotwendige Waren be- 
schränkt werden - Bürokraten 
würden wieder über die Versor- 
gung entscheiden. - 


Zahlungsunion: Das Problem 
der Devisenknappheit ließe sich 
großenteils mit einer GUS-wei- 
ten Zahlungsunion lösen. In die- 
sem Fall wird der Handel über 
die nationalen Währungen der 
Mitgliedsläinder abgewickelt. 
Das Vorbild dafür könnte die Eu- 
ropäische Zahlungsunion (EZU) 
aus der unmittelbaren Nach- 
kriegszeit sein. 


Aber: Der handelschaffende Ef- 
fekt einer Zahlungsunion hängt 
von der Bereitschaft der Über- 
schußländer ab, den Defizitlän- 


dern Waren gegen Kredit zu ver- 
kaufen. Das politische Klima da- 
für scheint gegenwärtig in der. 
GUS alles andere als günstig. 
Schon heute duldet Rußland als 
traditionell hohes Überschuß- 
land nur noch begrenzte Defizite 
seiner Partner. 


Currency Board: Eine radikale 
Währungsreform ergäbe sich bei 
Einführung einer gänzlich neuen 
Währung (»harter Rubel«) durch 
eine neue Notenbank - womög- 
lich unter internationaler Kon- 
trolle. Um eine strikte Begren- 
zung der Geldmenge zu gewähr- 
leisten, würde sie im Inland nur 
so viel Geld in Umlauf bringen, 
wie an ausländischen Devisen zu- 
fließen. Die Notenbank würde 
praktisch nur als Geldwechsel- 
stube fungieren; die neue Wäh- 
rung wäre stets zu 100 Prozent 
durch harte Devisen gedeckt. 
Zwei Versionen sind denkbar: 


Der harte Rubel bleibt auf Ruß- 
land als Leitwährungsland inner- 
halb der GUS beschränkt. 

Der harte Rubel gilt für den ge- 
samten ehemaligen Sowjetraum 
wieder als Einheitswährung. 
Vorteil in beiden Fällen: Wäh- 
rung und Notenbank genießen 
sofort hohes Vertrauen. Doch 
wäre bei dieser Lösung ein noch 
größerer Devisenvorrat erforder- 
lich als bei Dollar-Verrechnung. 
Zudem ist fraglich, ob eine aus- 
ländische Kontrolle über die 
Geld- und Währungspolitik poli- 
tisch überhaupt durchsetzbar 
wäre. 


Alle Formen eines regionalen 
Währungssystems für den GUS- 
Raum sind im gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Umfeld schwer 
zu realisieren. Geordnete Wäh- 
rungsbeziehungen unter den 
GUS-Ländern fangen freilich mit 
währungspolitischer Stabilität zu 
Hause an. Rückführung der In- 
flation durch Kontrolle der Geld- 
menge muß die Devise sein. 

Solange diese Probleme nicht ge- 
löst werden, kann auch westliche 
Unterstützung nichts bewirken. 
So haben die Industrieländer 
Rußland im Rahmen ihres 24 Mil- 
liarden Dollar Hilfsprogramms 
vom Frühjahr dieses Jahres die 
Einrichtung eines . Stabilisie- 
rungsfonds für den Rubel in 
Höhe von sechs Milliarden Dol- 
lar zugesagt. Das Geld liegt aller- 
dings so lange auf Eis, bis die 
Moskauer Währungsbehörden 
die Inflationsspirale gestoppt ha- 
ben. Ei 
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Albanien 

.. unterzeichnet 
 Kooperations- 
- abkommen mit 
Griechenland 


5 


Albanische Gesandte unterzeich- 
neten in Athen nach Gesprächen 
eine Kooperationsvereinbarung 
mit Griechenland über 
Strom von Flüchtlingen von Al- 
banien nach Griechenland, und 
über den gemeinsamen Kampf 


- gegen den Terrorismus, das orga- 


nisierte Verbrechen und den 
Schmuggel von illegalen Drogen. 
Den Gesprächen wohnte unter- 
anderem Ibrahim Rugova, der 
Präsident der Albaner in Kosovo, 
der serbischen Provinz mit einer 
Mehrheit von Volksalbanern, der 
bei den Untergrundwahlen An- 
fang Juni 1992 gewählt wurde, 


“bei. Die Auswirkungen des Em- 


bargos der Vereinten Nationen 
gegen Serbien-Montenegro auf 
den zwischenstaatlichen Handel 


.. an der Donau wurden ebenfalls 
erörtert. 


In Athen kursierten Gerüchte, 
daß die türkische Regierung eine 
Anzahl von Vereinbarungen über 
die besonderen Beziehungen zu 
den Kosovo-Albanern unter- 
zeichnen will, zusätzlich zu den 


-: Vereinbarungen über gegensei- 
'» tige Hilfe, die bereits zwischen 
:. den Türken und den Albanern ab- 
geschlossen worden sind. Wie 


verlautet, wird Rugova zu diesem 
Zweck in Kürze nach Ankara rei- 
sen. 


{Unterdessen unterzeichneten die 
‘: Untergrundregierung von Ko- 
.: sovo und die albanische Regie- 
“ rung bei Gesprächen in Tirana 


Mitte Juli dieses Jahres einen Ver- 
trag über wirtschaftliche Hilfe, 
der gemeinsame Projekte in der 
Energie-Entwicklung, Landwirt- 
schaft und auf dem Bausektor 


‚ beinhaltet. 


-: Rugova, den das belgrader Re- 


gime als »illegal« erachtet, aber 
nicht bereit oder in der Lage dazu 


° war, ihn festzunehmen, verhan- 
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den 


.delte ‘über die Vereinbarungen 
mit dem albanischen Präsidenten 
Aleksander Meksi. Kosovo wird 
die Vereinbarungen nicht ohne 
Zustimmung Belgrads, das die 
Region unter enger militärischer 
Besetzung hält, in die Tat umset- 
zen können. Die Abkommen zwi- 
schen Rugova und Meksi könn- 
ten daher Gesichtspunkte serbi- 
scher Politik beinhalten, die bis- 
lang noch nicht bekanntgegeben 
worden sind. I] 
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Rußland strebt 
größere 
Seerolle im 
Pazifik an 


Rußland hat Verhandlungen mit 
Vietnam über den weiteren Zu- 
gang zum Marinestützpunkt Cam 
Ranh Bay eingeleitet, berichtete 
die »International Herald Tri- 
bune«. Der russische Außenmini- 
ster Andrej Kosyrew sagte in ei- 
nem Interview in Manila, Philip- 
pinen, wo er der Konferenz der 
Association of Southeast Asia 
Nations (ASEAN) beiwohnte, 
daß die russische Kriegsmarine 


‚lieber »ein weiteres Element der 


Stabilität« im Pazifik sein würde, 
anstatt als Gegenstand zur Kon- 
frontation zu dienen. 


Kosyrew meinte, er habe mit 


dem vietnamesischen Außenmi- 
nister Nguyen Manh Cam »ein 
klares Abkommen« getroffen, 
daß russische Kriegsschiffe, die 
von Cam Ranh Bay aus operie- 
ren, mit keinen amerikanischen 
oder anderen Marinestreitkräf- 


ten in der Gegend »zusammen- : 


stoßen« wollen. 


Kozyrew äußerte weiterhin, daß 
mit Wirkung von 26. Juli 1992 die 
russische Kriegsmarine unter der 
alten russischen Flagge fahren 
werde. Wenn die ASEAN-Län- 
der dies befürworten, dann 
würde er russische Schiffe dazu 
anspornen, Hafenbesuche abzu- 
statten, wie amerikanische, briti- 
sche und australische Schiffe das 
auch tun, und gemeinsame russi- 
sche Übungen mit anderen 
Kriegsmarinen in. der Region 
könnten folgen. 


Der philippinische Außenmini- 
ster Raul Manglapus kommen- 
tierte, daß die ASEAN-Länder 
Rußland als eine »pazifische 


"R Macht« betrachten und an Maß- 


nahmen interessiert seien, die 
dazu beitragen, das »Gleichge- 
wicht der Kräfte« aufrechtzuer- 
halten. I 


Armenien klagt 
die Türkei an 


Armenien erhob offiziell die Be- 
schuldigung, daß türkische Offi- 
ziere die derzeitige Offensive in 
Aserbaidschan gegen die von Ar- 
meniern bewohnte Azeri-En- 
klave Karabakh, die am 12. Juni 
dieses Jahres begann, geplant ha- 
ben und sie leiten. Armenien 
klagte an, daß die Türkei insge- 
heim sowjet-kompatible Waffen 
und Ausrüstungen, die sie von 
Deutschland aus ehemaligen 
DDR-Beständen erhielt, nach 
Aserbaidschan eingeschleust 
habe. 


Aserbaidschan erklärte, seine 
Streitkräfte hätten etwa 20 Dör- 
fer und die Stadt Shaumyan, 
nördlich von Karabakh, der 
Hauptstadt des Distrikts gleichen 
Namens, eingenommen. 


Aserbaidschan habe türkische 
Soldaten, die kürzlich von der 
dort stationierten 4. Armee der 
GUS demobilisiert wurden, als 
Söldner angeworben. 


Die armenische Regierung hob 
hervor, die Azeris hätten durch 
den Einsatz von Angriffshub- 
schraubern und Bodenangriffs- 
flugzeugen vom Typ SU-25 Frog- 
foot, Ausrüstung an die.man un- 
möglich ohne Hilfe von Moskau 
herankommen könne, Erfolg ge- 
habt. DO 


Italien will 
endlich etwas 
gegen die Mafia 
tun 


Das italienische Kabinett hat 
eine Entscheidung gebilligt, 7000 
Soldaten nach Sizilien zu entsen- 
den, nachdem Richter Paolo Bor- 
sellino in Palermo durch eine Au- 
tobombe ermordet worden war. 
Die Entscheidung, die größte 
Ausschwärmung von Soidaten 
der Armee gegen die sizilianische 
Mafia seit Ende der vierziger 


Jahre, wurde getroffen, um die’, 
gemeinsame Aufgabe des Schut- 


zes möglicher Ziele, wie Flughä- 
fen, Straßen, Eisenbahnstrecken 
und Gerichtsgebäude, durchzu- 
führen und sowohl nach Waffen- 
verstecken als auch nach Mafia- 


Gangstern zu fahnden. Dreitau-. 


send Soldaten, darunter Einsatz- 
Fallschirmjäger und motorisierte 
Brigaden, werden auf Dauer in 
Sizilien bleiben, und andere wer- 
den alle 40 Tage abgelöst. Der Ju- 
stizminister Claudio Martelli 
sagte: »Dies sind keine Muskel- 
spiele oder Schauspielerei 
...Dies wird eine größere Kon- 
trolle und Sicherheit des Territo- 
riums und vielfachen Schutz ge- 
gen das organisierte Verbrechen 
gewährleisten.« 


Pietro Arlacchi, ein Berater für 
das italienische Innenministe- 
rium, deutete an, daß der Mord 
an Borsellino eine internationale 
Operation war. »Nicht die Mafia 
als solche war daran beteiligt, 
sondern ein Teil von ihr, die soge- 
nannte Cosa Nostra, eine interna- 
tionale Verbrecherorganisation, 
die sehr eng mit Nicht-Mafia- 
Kreisen zusammenarbeitet, die 
von verbrecherischen Geheimlo- 
gen bis zu Terroristengruppen des 
rechten Flügels reichen«. 


Ein Aufruf zu »einem wirklichen 
Widerstand gegen die Über- 
nahme durch die Mafia«, in dem 
die internationale Komponente 
der Destabilisierung Italiens er- 
wähnt wird, wurde am 21. Juli 
1992 von der regionalen siziliani- 
schen Regierung, einer lokalen 
Version der Regierung der »na- 
tionalen Einheit«, erlassen, die 
kurz vor der Ermordung Borselli- 
nos gebildet wurde. In dem Auf- 
ruf heißt es: »Es ist Zeit, ... die 
nationalen und internationalen 
dunklen Mächte zu entlarven; 
alle die zahlreichen Mafia-Kol- 
laborateure, die sich in der Poli- 
tik, in der Bürokratie, in der Ge- 


schäftswelt und in der Gesell-. 


schaft verbergen, zu finden und 
zu isolieren.« IM) 


Französische 
Gruppe entlarvt 
Cousteau 


. Der französische Zweig des Inter- 


national Causus of Labor Com- 
mittees (ICLC) startete eine mit 
»Völlige Zerstörung« bezeich- 


E 


I a 


.nete Kampagne gegen Jacques 


Cousteau, einen malthusiani- 
schen Extremisten, der gesagt 
hat, daß »wir 350000 Personen 
pro Tag beseitigen sollen«. 


Diese Worte, veröffentlicht in ei- 
nem Interview, das er der 
»Unesco News« gegeben hatte, 
fielen Anfang Juli dieses Jahres 


. . auf ihn zurück, als er in der fran- 


zösischen Fernseh-Gesprächs- 
runde »L’heure de verit&« (»Die 
Stunde der Wahrheit«) auftrat. 
Einer der Journalisten, dem man 
im voraus ein Presse-Dossier ver- 
schafft hatte, war über Cousteaus 
Erklärung schockiert genug, um 
ihm ein paar direkte Fragen zu 
stellen. 


Cousteau, der defensiv und är- 
gerlich wurde, als er über das Zi- 
tat in der »Unesco News« befragt 
wurde, behauptete, die Zeitung 
habe das, was er gesagt hatte, 
»verändert«. Der Reporter be- 
fragte ihn über ein anderes Zitat, 
wonach er gesagt haben soll, daß 
»Seuchen und Leiden zu elimi- 
nieren ein wunderbarer Ge- 
danke, aber langfristig nicht zu 
verwirklichen sei«. Cousteau war 
sprachlos. Er wurde nur von ei- 
nem anderen Journalisten geret- 
tet, der das Thema wechselte. 


Baggat Einadi und Adel Rifaat, 
die das Interview für die »Unesco 
News« geführt hatten, bestätig- 
ten, daß Cousteau diese Bemer- 
kung tatsächlich gemacht hat, 
daß sie das Band mit dem Inter- 
view aufbewahrt haben,-und daß 
Cousteau sogar noch unver- 
schämtere Erklärungen abgege- 
ben hat, die sie nicht abgedruckt 
hätten. Sie sagten auch, daß sie 
Cousteau die Niederschrift des 
Interviews zugeschickt hätten, so 
daß dieser es vor der Veröffentli- 


- chung korrigieren konnte. oO 


Britisches 
Parlament 
untersucht 
Milliarden der 
Königin 

Britische Parlamentarier haben 
eine »noch nie dagewesene Un- 


tersuchung der 22,5 Millionen 
Dollar, die an die Königin und 


‚die königliche Familie ausgezahlt 


werden, angeordnet. Unruhe 
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über die Rolle einiger der Mit- 
glieder der Königsfamilie hat die 


Untersuchung ausgelöst«, 
schrieb die »Herald Sun« in Mel- 
bourne, Australien. 


Das Parlamentsmitglied der briti- 
schen Labour Party, Alan Wil- 
liams, sagte, es sei »völlig unpas- 
send«, daß das Parlament nie- 
mals von seinem Recht, das wäh- 
rend der Herrschaft des Königs 
Charles II. erworben wurde, Ge- 
brauch gemacht hat, um zu unter- 
suchen, ob das Land »den Wert 
des Geldes von der Monarchie 
bekommt. Ich glaube die Offent- 
lichkeit wird sich dessen bewußt, 
daß einige Mitglieder der königli- 
chen Familie das Geld des Steuer- 
zahlers für wenig oder gar keine 
Arbeit erhalten.« 


Insbesondere wird in Frage ge- 
stellt, ob Prinz Andrew, Prinz Ed- 
ward und Prinzessin Margaret 
auf den Ehrensoldlisten bleiben - 
das heißt bezahlt werden - soll- 
ten. Die Gesamtkosten für die 
königliche Familie belaufen sich 
auf 131 Millionen Dollar, von de- 
nen das meiste Geld vom briti- 
schen Steuerzahler kommt. D 


Rußland und 

® 
Moldawien 
im Krieg 
Rußland und Moldawien befin- 
den sich praktisch im Kriegszu- 
stand, erklärte der moldawische 
Präsident Snegur nach einer Not- 
sitzung des moldawischen Parla- 
ments. Er verkündete, Rußland 
habe einen »nicht erklärten 
Krieg« gegen Moldawien ge- 


Nur wenige Stunden zuvor war 
ein Munitionsdepot: der in Mol- 
dawien stationierten 14. Armee 
der GUS in die Luft gesprengt 
worden, wobei 20 GUS-Soldaten 
getötet wurden. Die Behörden in 
Moskau verurteilten dies als ei- 
nen »Akt des Terrorismus«. 


Aus hochrangigen Geheim- 
dienstkreisen erfuhren unsere 
Korrespondenten, daß die Lage 
in und um Moldawien äußerst 
ernst sei, und die Krise könne au- 
Ber Kontrolle geraten. Folgende 
Elemente kämen noch hinzu: 


Aus eigenen opportunistischen 
Gründen gewähren sowohl der 


georgianische Präsident Eduard 
Schewardnadze als auch der ru- 
mänische Präsident Ion Iliescu 
Moldawien ihre Unterstützung. 
Schewardnadze und Snegur ga- 
ben ein gemeinsames Kommuni- 
que heraus, indem der »russische 
Imperialismus« verurteilt wird. 


Nach einer Sitzung zwischen dem 
russischen Präsidenten Boris Jel- 
zin und dem ukrainischen Präsi- 
denten Leonid Krawtschuk, gab 
Krawtschuk bekannt, daß die 
Ukrainer der Trans-Djnester-Re- 
gion, wo Russen und Ukrainer le- 
ben, volle Rückendeckung geben 
werden. 


Inzwischen gaben Jelzin, der rus- 
sische Vizepräsident Aleksandr 
Rutskoj und der russische Vertei- 
digungsminister General Pawel 
Gratschew scharfe Erklärungen 
ab, in denen Rußlands Absicht, 
seine Interessen und die Bevölke- 
rung russischer Herkunft in Mol- 
dawien und Südossetia zu »schüt- 
zen«, bekräftigt wird. oO 


Die kleinen 
Geschäfte der 
englischen 
Königin 

Das Crown Estate, das im Na- 
men der Königin von England 
Ländereien und Eigentum kauft, 
besitzt und verwaltet, hat White 
Horse Ferries angewiesen, sofort 
damit aufzuhören, einen Fähr- 
dienst über die Themse zwischen 
Tilbury und Gravesend zu betrei- 


ben, berichtete die Londoner 
»Financial Times«. 


White Horse hatte den vorheri- 
gen Betreiber des Fährdienstes 
Anfang dieses Jahres herausge- 
kauft, aber das Crown Estate 
(Gut der Krone) bleibt dabei, 
daß die Routenkonzession für die 
Fähre, die ununterbrochen seit 
1086 in Betrieb ist, nicht über- 
tragbar sei und nicht hätte ver- 
kauft werden dürfen. Der Zei- 
tung zufolge wurde eine Konzes- 
sion für die Fähre von Tilbury im 
15. Jahrhundert von der königli- 
chen Familie geerbt, und Konzes- 
sionen werden nach dem Ermes- 
sen der Krone vergeben. 


Peter Lay, leitender Direktor von 
White Horse, sagte, das Crown 
Estate versuche ganz einfach, ei- 
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nen höheren Preis für die Tilbury-. 
herauszuschinden. .: 


Konzession 
»Seine Beweggründe sind finan- - : 
zieller Natur. Es will uns unter. 
Druck setzen«, erklärte er. White‘ 
Horse ignoriert derzeit die Verär- 
gerung des Hauses von Windsor. 

Indessen enthüllte der Artikel 
der »Financial Times«, daß der 
Wert: des. Eigentums im Besitz 
der britischen Königsfamilie 1990 
um mehr als 12 Prozent zusam- 
mengebrochen sei. Die Bewer- 
tung bezog sich nur auf Lände- 
reien und Eigentum des Crown 
Estate. Es könnte möglich sein, 
daß andere Mitglieder der könig- 
lichen Familie noch weitere Hol- 
dings und Finanzinteressen als 
die des Crown Estate besitzen. 


Türkei schlägt 
Armenien ein 
Abkommen 
oder Krieg vor 


Der türkische Außenminister 
Hikmet Cetin rief in einem Ge- 
spräch mit der spanischen Tages- 
zeitung »El Pais« zu einem’»Aus- 
tausch von Territorien« zwischen 
Armenien und Aserbaidschan als 
Schlüssel zu einer »Regelung« 
über die von Armeniern be- 
wohnte Enklave Nagorno-Kara- 
bakh in Aserbaidschan auf. Die " 
Alternative, warnte er, ist ein 
Krieg auf breiter Basis, der sich 
weiter ausweitet. »Wenn es keine 


"Lösung gibt, dann werden wir 


eine neue »Nahost-Krise< erle- 
ben, die Probleme für die Türkei, 
für die Region und für Europ. 
mit sich bringt.« - 


“Cetin schlug in Erwartung einer: 


bevorstehenden internationalen’ 
Konferenz über Nagorno-Kara- 
bakh vor, daß Armenien einen 
Landkorridor nach Nagorno-Ka- 
rabakh bekommen soll, im Aus- 


- tausch für einen Landkorridor, 


der das von Azeris bevölkerte 
Nakhichewan mit dem eigentli-: 
chen Aserbaidschan verbindet. - 


Für Armenien würde ein derarti- 
ger Austausch bedeuten, souve- 
ränes armenisches Territorium. 
aufzugeben, und seine Landver- 
bindung mit dem Iran abzu- 
schneiden, von der es wegen le- 
benswichtiger Versorgungen ab- 
hängt. Es wäre geografisch von 
der Türkei und Georgien abhän- 
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Maastricht-Vertrag | 


Prestige für 


Dänemark 


C. Gordon Tether 


“x. Durch ihre Weigerung, sich am nächsten Stadium des europäischen 
Einigungsplans zu beteiligen, haben die Dänen allen Völkern der 


Welt einen wertvollen Dienst erwiesen. 


Die ‚mächtige Interessengruppe, 
die die europäische Einigung ver- 
tritt, führte ihre Kampagne von 
Anfang an auf der Grundlage der 
‘ Behauptung, die Vorteile einer 
engeren Union zwischen den Mit- 
-gliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft könnten ohne nen- 
‚ nenswerte Nachteile in Anspruch 
genommen werden. Dies ist im 
wesentlichen die Art und Weise, 
in der sie den Maastricht-Vertrag 
- Gegenstand der kürzlichen 
Volksabstimmung in Dänemark 
- der Öffentlichkeit dargestellt 
‚haben. Aber ist eine solche Dar- 
. stellung gerechtfertigt? 


Es geht um die 
Souveränität der 
.. europäischen Staaten 


- Der Maastricht-Vertrag zielt dar- 
auf ab, den Zweck der Europäi- 
©: schen Gemeinschaft einen 
Schritt voranzutreiben, indem ih- 

ren Mitgliedstaaten an Stelle ih- 
rer jeweiligen Landeswährung 
» eine gemeinsame Währung ver- 
.. paßt wird. Danach würde ihre ge- 
samte Wirtschaftstätigkeit in die- 


» ser Einheitswährung ablaufen. 


* 


.* Das Werbematerial legt den 

Schwerpunkt auf die Art und 
,... Weise, in der der Verkehr jegli- 
cher Art über die Landesgrenzen 
‚hinweg durch den sich daraus er- 
‚gebenden Wegfall von Paßkon- 
-trollen und Geldumtausch er- 
leichtert würde. 


Die Exponenten haben darüber 
. hinaus die größten Anstrengun- 
»“ gen unternommen, um die Tatsa- 
che zu verschleiern, daß ein sol- 
cher Schritt die Akzeptanz einer 
, Vereinigung der grundlegend- 
sten Art - politisch und sozial 
“ebenso wie wirtschaftlich — dar- 
stellt. Denn, wie alle Staaten in- 
'nerhalb der Vereinigten Staaten 
von Amerika bezeugen können, 
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wenn erst einmal ein solches Sy- 
stem vorhanden ist, dann ist auch 
die Freiheit der beteiligten Re- 
gionen, ihre Angelegenheiten 
selbst in die Hand zu nehmen, 
auf verhältnismäßig geringfügige 
Gesichtspunkte des wirtschaftli- 
chen, finanziellen und politi- 
schen Lebens ihrer jeweiligen Be- 
völkerung beschränkt. 


Der eigentliche 
Hebel zur Macht 


In der großen Debatte über die 
Einigung Europas ist dies alles 
heruntergespielt worden. Und 
doch ist es nicht schwierig, zu er- 
kennen, daß dort, wo ein Land 
seine Währung mit anderen ge- 
meinsam hat, es notwendiger- 
weise auch seine Zinssatzpolitik 
- wie günstig oder ungünstig dies 
immer sein mag - mit den ande- 
ren Ländern im gleichen Wäh- 
rungsblock gemeinsam betreiben 
muß. Das Gleiche trifft auf die je- 
weilige Haushaltspolitik sowie 
Einwanderungsbeschränkung 
zu. Das einzelne Land mag eine 
Art von Parlament beibehalten. 
Aber die eigentlichen Hebel der 
Macht werden in den Händen der 
internationalen Körperschaft 
sein, die den Vorsitz über den 
Geldbereich führt. Es mag zwar 
möglich sein, daß jede Region 
Vertreter in ein zentrales Parla- 
ment entsendet. Aber dies ist 
auch der einzige Kontakt, den 
ihre Völker mit der Demokratie 
haben werden. Und dieser 
könnte sich in der Tat als ein sehr 
dürftiger Kontakt herausstellen. 


Man hat versucht, aus dem be- 
reits abgefahrenen Zug der euro- 
päischen Einigung eine wach- 
sende Besorgnis der breiten Öf- 
fentlichkeit darüber abzuwerfen, 
auf was diese sich eigentlich ein- 
läßt, indem frischweg behauptet 


wurde, es sei »alles in Ordnung«. 
Bis das Stadium der Einführung 
der gemeinsamen Währung Ende 


der neunziger Jahre erreicht ist,, 


so wurde. argumentiert, werden 
sich die Wirtschaften der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft einander weitge- 
hend angepaßt haben. So weitge- 
hend, daß der Übergang zur in- 
ternationalisierten Leitung mehr 
oder weniger schmerzlos über die 
Bühne gehen wird. 


Die Dänen haben 
die Gefahr erkannt 


Die neuen gemeinsamen Zins- 
sätze zum Beispiel, die von den 
Europäern eingehalten werden 
müssen, werden nahe bei denen 
liegen, mit denen sie bereits auf 
ihren jeweiligen nationalen 
Märkten operierten. Gleicher- 
maßen werden die auf den Märk- 
ten für ihre jeweiligen Währungs- 
einheit festgesetzten Werte so 
realistisch sein, daß der Verlust 
der Macht, sie zu ändern, keine 
Rolle mehr spielen wird. 


Auf einer Vorausschau dieser Art 
verließ sich auch der britische 
Premierminister John Major, in- 
dem er behauptete, er bringe Bri- 
tanniens lange hochgehaltene 
Souveränität mit seiner Zustim- 
mung, daß das britische Pfund 
Sterling in dem Topf der europäi- 
schen Einheitswährung ver- 
schwinden darf, keineswegs in 
Gefahr, vorausgesetzt, daß zum 
Zeitpunkt dieses Wechsels das 
richtige Klima herrscht. So ein- 
fach liegen die Dinge natürlich 
nicht. Und genau dies hat die 
Mehrheit des dänischen Volkes 
erkannt, indem sie gegen diese 
Beteiligung ihres Landes an dem 
in Maastricht erträumten Ein- 
heitswährungsplan stimmte. 


Es handelt sich darum, die ge- 
fährliche Annahme in Frage zu 
stellen, daß man,.nur weil die 
Dinge in einem bestimmten Au- 
genblick richtig liegen, unbe- 
dingt damit rechnen könne, daß 
dies auch so bleibt. In Wirklich- 
keit liegen die Dinge so, daß, 
wenn die Show mit der Einzel- 
währung erst einmal begonnen 
hat, sie im Einklang mit den auf 
der Maastricht-Konferenz getrof- 
fenen Entscheidungen unweiger- 
lich weiterlaufen wird. 


Wenn man damit rechnen 
könnte, daß alle Mitgliedstaaten 
des neuen vereinigten Gebietes 


. heitswährungsgebiet 


anschließend so ziemlich den 
gleichen wirtschaftlichen Weg 


einschlagen werden, dann würde 


das, ‚kaum, ‚eine, Role pie: 


Aber das Kar keineswegs für 
bare Münze genommen werden. 
Wie könnten sie zum Beispiel an- 
gesichts der von der zentralen Or- 
ganisation diktierten Zinssätze 
die Dinge in den Griff bekom- 
men, wenn ihre eigenen wirt- 
schaftlichen Umstände nach ei- 
nem Zinssatzniveau verlangen, 
der beträchtlich höher oder nied- 
riger liegt? 


In gleicher Weise, was werden sie 
tun, wenn ihr Nichtvermögen, in- 
flationäre Drücke im gleichen 
Ausmaß einzudämmen wie die 
anderen Mitglieder der Gemein- 
schaft, eine Lage herbeiführt, in 
der sie sich mit ihren Preisen 
selbst aus dem gemeinsamen 
Markt herauskatapultieren? 
Wenn Länder mit unterschiedli- 
chen Währungssystemen operie- 
ren, dann können sie diese 
Klippe als letzte Zuflucht da- 
durch umschiffen, daß sie ihre ei- 
gene Währung weit genug abwer- 
ten, um ihre Produkte im Aus- 
land billiger zu machen. Wenn sie 
aber erst einmal in einem Ein- 
gefangen 
sind, dann gibt es einen solchen 
Ausweg nicht. 


Eine massive Sparpolitik im In- 
land - mit starkem Anstieg der 
Arbeitslosigkeit - wäre dann 
möglicherweise der einzige Aus- 
weg. Es ist niemals offensichtlich 
gewesen, daß die Vorteile, die die 
Völker Westeuropas daraus zie- 
hen könnten, daß sie sich einem 
neuen Superstaat unterwerfen, 
es rechtfertigten, die enormen 
Risiken einzugehen, die ein der- 
artiges Experiment mit sich brin- 
gen würde. Der ganze Gedanke 
wirkt lächerlicher als je zuvor im 
Lichte dessen, was mit dem ähnli- 
chen von Moskau errichteten Ge- 
bäude geschah und den katastro- 
phalen Reibungen, die dessen 
Zusammenbruch erzeugt hat. 


Trotz der Abstimmung für die 
Einheit in Irland ist eindeutig die 
Zeit für ein gründliches Überden- 
ken der ganzen Angelegenheit 
gekommen. Und indem sie den 
Vorstoß der Europäischen Ge- 
meinschaft in diesem äußerst ehr- 
geizigen Föderationsabenteuer 
zunächst einmal gestoppt haben, 
haben die Dänen dies unmißver- 
ständlich zum Ausdruck ge- 
bracht. 
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Seit Anfang 1989 sind in Polen 1721 Gemeinschaftsunternehmen mit 
deutscher Beteiligung genehmigt worden. Das deutsche Investi- 
tionskapital beläuft sich auf umgerechnet knapp 170 Millionen US- 
Dollar. Während der deutsche Mittelstand in Polen sehr aktiv ist, zö- 
gern Großunternehmen noch. Sie vermissen die für ihre Projekte 


notwendige Infrastruktur. 


Ausländische Investoren haben 
es seit Juli 1991 viel leichter, sich 
an polnischen Unternehmen zu 
beteiligen. Das neue Joint-ventu- 
res-Gesetz sieht eine Genehmi- 
gungspflicht nur noch in be- 
stimmten Fällen vor - etwa wenn 
Ausländer in Immobiliengesell- 
schaften einsteigen, sich an 
Großhandelsunternehmen betei- 
ligen, die mit importierten Kon- 
sumgütern handeln, oder Anteile 
von polnischen Aktiengesell- 
schaften erwerben. 


Uneingeschränkter 
'Gewinntransfer 


Außerdem wird jetzt der unein- 
geschränkte Gewinntransfer ga- 
rantiert. Früher gab es lediglich 
eine dreijähige Befreiung von der 
Einkommensteuer. Auch die 
Mindesteinlagegrenze für Joint- 
ventures von 50000 US-Dollar 
wurde abgeschafft. Bleiben die 
Unternehmens-Gewinne in Po- 
len, gibt es nunmehr Ermäßigun- 
gen bei der Einkommensteuer: 
Bei Investitionen in High-Iech- 
Unternehmen und Branchen mit 
hoher Arbeitslosigkeit; beim 
Kauf von Aktien im Wert von 
mehr als zwei Millionen ECU; 
wenn mindestens 20 Prozent des 
‚Gesamtumsatzes durch Exporte 
erwirtschaftet werden. 


Die weitgehende Aufhebung der 
Genehmigungspflicht für Kapi- 
talbeteiligungen hat zur Folge, 
daß nur noch ein Teil des Joint- 
venture-Geschehens erfaßt wird. 
Die Angaben für den Zeitraum 
ab Oktober vergangenen Jahres 


beziehen sich deshalb nur auf ge-: 


nehmigte Joint-ventures. 


Von Januar 1989 .bis Ende Sep- 
tember 1991 wurden insgesamt 
4920 Genehmigungen erteilt. 
Die meisten Genehmigungen 
(1516) bekamen deutsche Inve- 
storen. Das ausländische Investi- 
tionskapital belief sich'in diesem 
Zeitraum auf 694 Millionen US- 
Dollar. 


Deutschland der 
größte Kapitalgeber 


Größter Kapitalgeber im Zeit- 
raum Januar 1989 bis September 
1991 war Deutschland mit 161 


: Millionen US-Dollar. Es folgen 


mit Abstand die USA (76 Millio- 
nen US-Dollar), Frankreich (68 
Millionen US-Dollar) und 
Schweden (55 Millionen US-Dol- 
lar). Das Durchschnittskapital 


pro Genehmigung betrug 141000 


US-Dollar. 


Der größte Teil der Joint-ventu- 
res wurde in den Bezirken War- 
schau, Posen, Kattowitz und 
Danzig gegründet - und zwar in 
folgenden Branchen: Handel, 
Dienstleistungen, Frucht- und 
Gemüseverarbeitung sowie Con- 
sulting. 


Im Zeitraum Oktober 1991 bis 
Mitte April 1992 wurden insge- 


. samt 767 Genehmigungen erteilt. 


An Kapital flossen 83,5 Millio- 
nen US-Dollar ins Land. Beide 
Angaben betreffen jedoch nur 
Gemeinschaftsunternehmen, die 
noch unter die Genehmigungs- 
pflicht fallen. 


Experten schätzen, daß Polen 
von Oktober ’91 bis April ’92 


Joint-venture-Kapital im Wert 
von 200 bis 300 Millionen US- 
Dollar importiert hat. 


Schwerpunkte 
westlicher Investitionen 


Das meiste amtlich registrierte 
Kapital brachten die Holländer 
nach Polen —- umgerechnet 17,6 
Millionen US-Dollar. Ihnen dicht 


auf den Fersen sind die Amerika- 


ner mit 17,4 Millionen US-Dol- 
lar. Die Bundesrepublik folgt erst 
an fünfter Stelle mit jetzt nur 
noch 7,2 Millionen US-Dollar. 


Die relativ größten Kapitalanle- 
ger in Polen sind die Norweger: 
Pro Joint-venture haben sie 1,4 
Millionen US-Dollar an Kapital 
eingebracht. Die Deutschen 
kommen lediglich auf 35000 US- 
Dollar je Gemeinschaftsunter- 
nehmen. 


Insgesamt ist das Durchschnitts- 
kapital pro Genehmigung auf 
110000 US-Dollar gesunken - 
das sind rund 30000 US-Dollar 
weniger als in der vorhergehen- 
den Periode. 


Schwerpunkte westlicher Investi- 
tionen waren in letzter Zeit die ar- 
beitsintensiven Wirtschaftsberei- 
che: : Dienstleistungen, Becklei- 


- dungsproduktion, Außenhandel, 


Gemüse- und Obstverarbeitung, 
Handel, Werbung, Übersetzun- 
gen und Consulting. 


Auch die Branchenstruktur be- 
stätigt, daß das Ziel der Joint- 
ventures-Reform von 1991 kaum 
erreicht wurde: Durch Kapitalan- 
lagen größerer Firmen moderne 
Technologien nach Polen zu ho- 
len. Die meisten sind kleine Fir- 
men mit weniger als 20 Beschäf- 
tigten. Die großen potentiellen 
Kapitalanleger aber bleiben zu- 
rückhaltend: Verhandlungen un- 
ter anderem mit Pepsi-Cola oder 
Siemens haben das bestätigt. Au- 
Berdem kommen die Investitio- 
nen von weltbekannten Firmen 
auf der Rechtsgrundlage des Pri- 
vatisierungsgesetzes zustande - 
und damit außerhalb der Joint- 
venture-Gesetzgebung. 


Die größten Barrieren 
für Kapitalanlagen 


So hat FIAT 90 Prozent der Ak- 
tien des Pkw-Werkes Tychy ge- 


kauft. In der ersten Phase wer- - 


den die Investitionen 850:Millio- 


nen US-Dollar, später zwei Mil- 
liarden US-Dollar betragen. 


Der Trend geht auch bei deutsch- 
polnischen Joint-ventures‘ zum 
Klein-Klein. Das Investitionska- 
pital beträgt seit der Reform im 
Durchschnitt nur noch 35000 
US-Dollar je. Joint-venture. Im 
davorliegenden Zeitraum waren 
es 117000 US-Dollar. 


Die meisten deutsch-polnischen 
Gemeinschaftsunternehmen ha- 
ben sich im Raum Warschau an- 
gesiedelt (324). Aber auch das 
deutsch-polnische _ Grenzgebiet 
ist bevorzugter Standort für 
Joint-ventures (Posen 194 Unter- 
nehmen, Kattowitz 191, Stettin 
153, Danzig 100, Breslau 97, 
Grönberg 66). Persönliche Kon- 
takte zwischen Geschäftsleuten - 
beider Länder sowie deutschspra- 
chige polnische Partner dürften 
diese Regionalstruktur erklären. 


Außerdem sind viele deutsche 
Partner ehemalige polnische 
Staatsangehörige, die es im We- 


sten zu etwas gebracht haben. 


Die bekanntesten deutschen In- 
vestoren sind Krupp, Thyssen, 
Hoechst und Siemens. Möglich- 
erweise haben sich jedoch noch : 
weitere Firmen in Polen enga- 
giert - in Bereichen, die nicht der . 
Genehmigungspflicht unterlie- 
gen und damit statistisch nicht er- 
faßt werden. 


Die größten Barrieren für Kapi- 
talanleger in Polen sind: Pro- 
bleme im Bereich der Telekom- 
munikation, Schwierigkeiten im 
Umgang mit Behörden sowie 
Kompetenz-Lücken polnischer 
Manager. 


Polen erwartet nicht zuletzt des- 
halb in diesem Jahr weniger aus-- 
ländisches Investitionskapital als 
die Tschechoslowakei. So werden 
1992 vermutlich nur 1,5 Milliar- 
den US-Dollar an Beteiligungs- 
kapital nach Polen fließen. Tsche- 
chen und Slowaken dürfen dage-- 
gen auf 2,1 Milliarden DM hof- 
fen. EI: 
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Frankreich 


Die Arbeit 
von Betar- 


lagar 


Ralph Hemecaix 


Amerikanische Gesetzesvollstreckungsbehörden stellen fest, daß 
eine gewalttätige Haßgruppe, Betar-Tagar, die fast völlig straflos in 
Europa operiert, jetzt in die Vereinigten Staaten kommt. Dieser Ar- 
tikel wurde einem Bericht in der Ausgabe der Zeitschrift »Le Choc 


du Mois«, die in Paris erscheint, entnommen. 


Die Philosophie der Betar-Bewe- 
gung und deren Studenten-Orga- 
nisation, Tagar, besteht darin, 
Gespräche über Fragen, die Is- 
rael betreffen, zu vermeiden und 
stattdessen Gewalttätigkeiten ge- 
gen ihre Feinde zu begehen, ei- 
nerlei ob es sich um nationale 
Rechte, die Araber - speziell Pa- 
lästinenser — oder eine andere 
Person handelt, die der Betar- 
Ideologie Gleichgültigkeit oder 
gar Feindschaft entgegenbringt. 
Zeugnis hierfür legen ab zum 
Beispiel die Niederschlagung ei- 
nes asiatischen Oberschülers au- 
Berhalb seiner Schule, weil er 
sich weigerte, ein Flugblatt ent- 
gegenzunehmen; oder die beiden 
Saudis, die in der Innenstadt von 
Paris angegriffen wurden, nach- 
dem sie von einer Demonstration 
gegen den Vorsitzenden der Pale- 
stine Liberation Organization 
(PLO) Jassir Arafat weggelaufen 
waren. 


Betar in Terrorismus 
verwickelt 


Die Betar wurde 1923 in Riga, 
Lettland, von Zeev Jabotinsky, 
einem fanatischen Anhänger des 
Zionismus, gegründet. Das 
selbstverkündete Ziel seiner 
neuen aktivistischen Gruppe 
war, »die Erziehung eines neuen 
Typs von Juden, die Gründung ei- 
nes Judenstaates innerhalb der 
historischen Grenzen Israels und 
die Umsiedlung der im Exil. le- 
benden Juden in die Heimat ihrer 
Väter«. 


Ein Betar-Kapitel wurde 1928 in 
Paris von Victor Mirkine gegrün- 
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det, und sein Hauptziel bestand 
darin, Mitglieder der jüdischen 
Gemeinde auf ihre zukünftigen 
Pflichten als israelische Bürger 


vorzubereiten. 


Während der britischen Beset- 
zung Palästinas machten Mitglie- 
der den Großteil terroristischer 
Kommandos wie Irgun und Stern 
aus; 1968 schloß sich die Betar 
mit den Gruppen Massada und 
B’nai Zeev, die der israelischen 
politischen Partei Herut ange- 
gliedert waren, zusammen. Ganz 
gleich wie sie sich gerade nannte, 
die Aufgabe der Betar bestand 
darin, den bewaffneten Kampf 
gegen alle Formen des Antizio- 
nismus zu führen. 


1970 verkündete Jean-Frangois 
Galvaire, ein Führer der nationa- 


Unter den Teilnehmern des 6. Zionistenkongresses 1903 sitzt 


Theodor Herzi (zweite Reihe mit gekreuzten Armen), Begründer 


des politischen Zionismus. 


In Tel Aviv verkündet David Ben Gurion gleich nach dem Abzug der 
britischen Truppen den Staat Israel. 


listischen Gruppe Ordre Nou- 
veau, daß die Betar während der 
Studentenaufstände in Paris im 
Jahre 1968 mit seiner Organisa- 
tion zusammengearbeitet hat. 
Die Betar bestritt dies, aber die 
Fakten scheinen Galvaires Be- 
hauptungen zu bestätigen, die 
zionistische Gruppe habe Kom- 
mando-Operationen gegen links- 
stehende Studenten und vermut- 
liche Antizionisten durchgeführt. 
Zu der Zeit brachte die Betar 
auch zwei Zeitschriften auf mo- 
natlicher Basis und eine dritte als 
Vierteljahreszeitschrift heraus. 


Aber seitdem scheint die Betar 
zu einem Geheimnis geworden 
zu sein. In jüdischen Buchläden 
in Paris ist die Gruppe zwar be- 
kannt, aber ihr Gedankengut 
steht nicht mehr zur Verteilung 
zur Verfügung. Sie scheint zumin- 
dest auf einer halb untergrund- 
ähnlichen Basis zu operieren, 
vielleicht, weil sie sich jetzt nach 
Unterstützung durch höhere 
Ebenen der französischen Regie- 
rung umsieht. 


Frangoise Castro, Gattin des ehe- 
maligen Ministerpräsidenten 
Laurent Fabius und Gründerin 
des Klubs Judentum und Sozialis- 
mus im Jahre 1986, sagte in einer 
Rede im März 1986, daß »die 
Linke zionistischen Milizen ge- 
stattet hat, in Judenviertel in Pa- 
ris sowie in Toulouse einzudrin- 
gen. Diese Milizen stehen in re- 
gelmäßiger Verbindung mit dem 
Innenministerium«. 


Betar ist nicht 
zu kontrollieren 


Es ist angesichts ihrer Verbindun- 
gen zur französischen Regierung 
höchst ‘unwahrscheinlich, daß 
Frau Castro sich etwa geirrt ha- 
ben könnte. Die Betar kann also 
straflos handeln. 


Die Tageszeitung des linken Flü- 
gels »Lib&ration« druckte am 14. 
Oktober 1986 die Fotografie ei- 
nes Angehörigen der Miliz, be- 
waffnet mit einer Maschinenpi- 
stole auf einem Dach im Juden- 
viertel von Paris, der die Straße 
unten überwacht. Keine Anklage 
wurde jemals erhoben. 


Mittlerweile erhielt die Betar Un- 
terstützung von Organisationen 
wie das Center for Study and Re- 
search into Contemporary anti- 
Semitism (Zentrum zur Studie 
und Erforschung des zeitgenössi- 


u r 


Lord Balfour (links), ein britischer Verbündeter des Zionismus, bei 
der Einweihung der Hebräischen Universität; in Universitäts- 
tracht Sir Herbert Samuel, Juda Magnes, der Rektor, und rechts 


Chaim Weizmann. 


schen Antisemitismus), das sich 
aus angesehenen Verbänden wie 
das Institut für jüdische Angele- 
genheiten zusammensetzt. Betar 
scheint finanziell von Verträgen 
mit der Jewish-Agency, eines 
Arms des Jüdischen Weltkon- 
greß, zu profitieren. Die Agentur 
spielt eine aktive Rolle bei der 
Ausbildung von Führern und der 
Finanzierung von Programmen, 
die sich mit jüdischer Kultur, Bil- 
dung und religiösen Praktiken be- 
fassen. 


Die Betar, auch als Jüdische Ver- 
teidigungs-Organisation bekannt 
- nicht zu verwechseln mit der 
amerikanischen Gruppe gleichen 
Namens -, führte einen blutigen 
Angriff auf Mitglieder nationaler 
Gruppen, die im Mai 1988 eine 
Parade zu Ehren der französi- 
schen Nationalheldin Johanna 
von Orleans abhielten. Etwa 150 
Mitglieder der Tagar, des Jugend- 
flügels der Betar, störten nicht 
nur die Parade, als sie sich dem 
Louvre näherte, und griff viele 
der Teilnehmer an, sondern plün- 
derten auch ein in der Nähe lie- 
gendes Geschäft aus. 


Betars Verbindung 
zu Israel 


Mosche Cohen, der Tagar leitet, 
istehemaliger Leutnant derisrae- 
lischen Armee und repräsentiert 
klar und deutlich den nahöstli- 
chen Kleinstaat als Manager der 
etwa 100 Tagar-Gruppen im Be- 
reich von Paris. Er trat für die 
»Rückkehr« aller französischen 
Juden nach Israel ein, und gibt 


- unverhohlen zu, daß er sich nur 


auf Gewalt verläßt: »Wir schla- 
gen sie nieder, und wenn es not- 
wendig ist, immer wieder!« 
Betars Präsident, Marc Gutkin, 
ein eingebürgerter französischer 
Bürger, der in der Sowjetunion 
geboren wurde, ist Attach€ der 
Israelischen Botschaft in Paris. 
Die Betar besitzt ein Schloß in 
Sarcelles bei Paris, wo militante 
Mitglieder sich zweimal in der 
Woche zur israelischen Kampf- 
ausbildung treffen. Ein Slogan 
lautet: »Israel wird leben, Israel 
wird siegen.« 


»Um uns zu verteidigen, 
müssen wir angreifen. Wir 


führen notfalls Krieg.« 


Zur Indoktrination . gehören 
Scheinnachtangriffe auf wahrge- 
nommene Feinde, Aktivitäten 
bei denen auch Mädchen aufge- 
fordert werden, teilzunehmen. 
Ein Mitglied wird von einem 
Journalisten folgendermaßen zi- 
tiert: »Um uns zu verteidigen, 
müssen wir angreifen. Wir führen 
notfalls Krieg.« 


Ein anderer erklärte: »In dem 
Aufstieg des Führers der Front 
National, Jean-Marie Le Pen, er- 


‘kennen wir die Gefahr des Anti- 


semitismus. Abgesehen davon 
gibt es noch die Revisionisten, 
deren Anzahl phantastische Hö- 
hen erreicht. Wir sind hier, um 
diese Invasion zu stoppen.« 

Es ist doppelt erschreckend, sich 
zu vergegenwärtigen, daß die Be- 
tar die Unterstützung von Leuten 
auf den höchsten Ebenen der 
französischen ‚Regierung ge- 
nießt. : Oo 


Freispruch 
für Deutschland: 


I. M. Maiski 


Wer half Hitler? 


I. M. Maiski war Botschafter der Sowjetunion in London 
von 1932 bis 1943. Als Zeitzeuge und Beteiligter schil- 
dert er hier eindrucksvoll, daß vor 1939 insbesondere 
zwei Staaten auf den 2. Weltkrieg hinarbeiteten, und 
zwar England und Frankreich. Die Verleumdungen und 
Lügen der westlichen Alliierten gegenüber Deutschland, 
bezüglich der Kriegsschuldfrage, werden somit einmal 
mehr als-Heuchelei entlarvt. 
Im Anhang - Die Sensation: 

Adolf Hitler als Agent einer us-amerikanischen 
Freimaurerloge entlarvt. * 255 Seiten, kt., DM 29,80 
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Geheimdienste 


' Ein Mossad- 
ent stellt 


sıch der 


‘ Diskussion 


Der ehemalige Agent des israelischen Geheimdienstes Mossad, Vic- 
tor Ostrovsky, stellt sich in einem Interview den Fragen von CODE- 
Mitarbeiter Tom Valentine. Ostrovsky sprach über Israels derzeitige 
Beziehungen zu den Vereinigten Staaten, die Tätigkeiten und die 
Geschichte des Mossads sowie über die Macht der Israel-Lobby im 
heutigen Amerika. Als Verfasser des Buches »By Way of Deception: 
The Making and Unmaking of a Mossad Officer« lebt Ostrovsky 


Egg 


heute in Kanada. 


Würden Sie zustimmen, wenn ich 
sage, daß Israel in Extremen 
wahrgenommen wird — das heißt 
Israel wird entweder geliebt oder 
gehaßt? 


Ostrovsky: Israel war schon im- 
mer so. Dies geschieht, wenn 
man sozusagen dicht am Rand 
lebt. Denn einige, als sie glaub- 
ten, wir (Israel) bewegten uns 
vom Rand weg und könnten viel- 
leicht etwas Stabilität bekom- 
men, beschlossen, uns glauben 
zu lassen, daß wir immer noch am 
Rande leben, nur um die Dinge 
so zu belassen, wie sie sind. 


Das hört sich genau so an, wie 
das, was der amerikanische CIA 
dem amerikanischen Volk antun 
könnte. 


-Ostrovsky: Ich weiß nicht viel 


über den CIA, aber ich weiß, daß 


. der CIA etwas hat, was der Mos- 


sad nicht hat - irgendeinen Auf- 
sichtsausschuß. Der Mossad hat 
nichts dergleichen. 


Der Mossad ist 
völlig unabhängig 


Mit anderen Worten, Israels Mos- 
sad ist Ihrer Auffassung nach viel 
unabhängiger als sogar der CIA? 


Ostrovsky: Oh ja, ganz entschie- 
den. In meinem Buch »By Way of 
Deception« habe ich ein Doku- 
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chung durch die Regierung sehr 
eingeschränkt sei, um. Verstöße 
gegen die Menschenrechte zu ver- 
hindern. Er ist daher begrenzt, 
und nach Auffassung des Mossad 
würde dieser für den dänischen 
Geheimdienst kaum Verwen- 
dung haben. So etwas kann dem 
Mossad nicht passieren, denn er 
ist völlig frei. Wenn man von ei- 
ner »loose cannon« (»bewegliche 
Kanone«) redet, es gibt nichts 
Beweglicheres als den Mossad. 


Wie kamen Sie auf den Titel »By 
Way of Deception« für Ihr Buch? 


Ostrovsky: Das gehört zum Glau- 
bensbekenntnis des Mossad: 
»Auf dem Wege des Betrugs wirst 
du Krieg führen«. 


Wie weit geht die Existenz von Is- 
raels Mossad zurück? 


Ostrovsky: Bevor der Staat Israel 
entstand, gab es eine jüdische 
Untergrundbewegung, und diese 
setzte sich aus mehreren Teilen 


Victor Ostrovsky, Ex-Mossad-Agent und Autor des Buches »By 
Way of Deception«, berichtet in einem Interview über die Arbeit 
des israelischen Geheimdienstes. 


” 


ment mit hineingenommen, das 
sich mit dem dänischen Geheim- 
dienst befaßt, um darzulegen, 
wie der Mossad einen ausländi- 
schen Geheimdienst betrachtet. 


Eines der Dinge, die der Mossad 
von sich.gab, war, daß der däni- 
sche Dienst wegen der UÜberwa- 


zusammen. Ein Teil stellte das 
dar, was dann später zum rechten 
Flügel Israels wurde - die Jabo- 
tinsky-Bewegung, die Mena- 
chem Begin und Yitzhak Shamir 
inihren Reihen hatte. 


Dann gab es den linken Flügel, 
zu dem die Gruppe um David 


e- 1.5 a 
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Ben-Gurion gehörte. Zu Ben- 
Gurions Gruppe gehörte ein Ele- 
ment, das sich die Haganah 
nannte. Darin gab es eine Abtei- 


lung für Sondernachrichten. 


Eine sehr 
mächtige Organisation 


Dies waren im Grunde genom- 
men Leute, die aus dem briti- 
schen Geheimdienst und aus an- 
deren Geheimdiensten kamen, 
mit denen sie während des Zwei- 
ten Weltkriegs zusammengear- 
beitet hatten. Sie hatten Erfah- 
rung im Geheimdienstwesen, 
und sie begannen mit der Samm- 
lung von Informationen, wohl 
wissend, daß. dies wichtig war, 
wenn man einen Krieg beginnt 
oder wenn eine kriegsähnliche Si- 
tuation vorherrscht. 


Später, 1948, nach der Gründung 
Israels, wurde die Haganah zu ei- 
ner Unterabteilung der Regie- 
rung. Es war jedoch eigentlich 
noch nicht der Mossad. Das 
Nachrichtenwesen wurde vom 
Militär betrieben. 


Dann, Anfang der fünfziger 


Jahre, wurde beschlossen, einen 
offiziellen Geheimdienst ins Le- 
ben zu rufen. Man nannte ihn 
»das Institut«. »Mossad« ist das 
hebräische Wort für »Institut«. 


Es ist das Institute for Intelli- 
gence and Special Operationen 
(Institut für geheime Nachrich- 
ten und Sondereinsätze). 


Isser Harel wurde die Leitung des 
Mossad übertragen, sowohl des 
internen wie auch des externen 
Nachrichtendienstes; es war so, 
als wäre er der Direktor des ame- 
rikanischen FBI und des ameri- 
kanischen CIA in einem gewe- 
sen. Er war der Chef aller Ge- 
heimdienstkörperschaften für Is- 
rael, und daher war der Mossad 
der Filter für den gesamten israe- 
lischen Geheimdienst, da auch 
der militärische Geheimdienst 
für die Nachrichtenauswertung 
zuständig war. 


Der Staat hat 
vor allem Vorrang 


So ist es heute immer noch, aber 
Israel trennt heute zwischen dem 
Mossad und der inneren Sicher- 
heit. Jetzt gibt es zwei getrennte 
Körperschaften genau wie in den 
Vereinigten Staaten. 


Was ist die Gruppe, von der wir 
hörten, daß sie »Betar« genannt 
wird? 


Ostrovsky: Betar ist eine politi- 
sche Bewegung - die Jabotinsky- 
Bewegung. Es ist im wesentli- 
chen eine faschistische Bewe- 
gung in ihrem Kern. Sie müssen 
sich vergegenwärtigen, daß die 
Jabotinsky-Bewegung zu der 
Zeit gegründet wurde, als der Fa- 
schismus in Europa im Aufstieg 
begriffen war. 


Jabotinsky und Begin und beson- 
ders Shamir folgten dem faschi- 
stischen Glaubensbekenntnis. 
Sie glaubten, daß der Staat vor al- 
lem Vorrang habe. Vor dem 
Kriege wurde Jabotinsky von sei- 
nen Anhängern tatsächlich »il 
duce« genannt - wie Benito Mus- 
solini -. Die Uniformen der Jabo- 
tinsky-Bewegung waren Braun- 
hemden mit einem Sam-Browne- 
Gürtel. Ihr Lied klang etwa so: 
»Mit Blut und Schweiß werden 
wir uns eine Rasse - gütig, maje- 
stätisch und grausam - auf- 
bauen.« 


Das ist immer noch ihre Titelme- 
lodie. Sie singen es heute noch. 
Betar ist heute eine Jugendbewe- 
gung. Jedoch selbst die Idealisten 
innerhalb der Bewegung des 
rechten Flügels haben ihre Ideale 
verloren. jetzt sind es nur noch 
Rowdies. 


Was ist das für eine Gruppe, die 
als Tagar bekannt ist? Wir haben 
gehört, daß die Tagar-Bewegung 
wächst und ihren Einfluß sogar 
auf die Vereinigten Staaten aus- 
dehnt. 


Ostrovsky: Tagar bedeutet »Ruf 
zu den Waffen«, oder »Herausfor- 
derung«. Dies ist eine Rand- 
gruppe und weder in Israel noch 
in jüdischen Gemeinden im Aus- 
land eine Schlüsselgruppe. 


Sie müssen sich jedoch darüber 
im klaren sein, daß die meisten 
Anführer jüdischer Gemeinden, 
vor allem in Nordamerika, am äu- 
Bersten rechten Flügel stehen, so- 
weit es israelische Politik betrifft. 


Wenn man dort nicht steht, wird 
man von der eigenen Gruppe aus- 
gestoßen. Mit anderen Worten, 
wenn man innerhalb der jüdi- 
schen Gemeinde dem linken Flü- 


gel angehört - das heißt der israe- 


lischen Politik kritisch gegen- 
übersteht - kann man viele Stim- 
men verlieren. 


Ist Israels neuer Führer, Yitzhak 
Rabin, wirklich ein »Liberaler« 
wie er dargestellt wurde? 


Ostrovsky: Nein, das ist er nicht. 
Sie müssen das israelische politi- 
sche Spektrum in die richtige Per- 
spektive setzen. Dann haben sie 
Ihre Rechten, Linken und das 
Zentrum. Rabin stehtamrechten 
Flügel innerhalb einer Partei des 
linken Flügels. 


Freut sich der Mossad über die 
Macht der Israel-Lobby in Ame- 
rika? 


David Ben Gurion war Israels 
erster Präsident, aber er hatte 
nicht die Kontrolle über die 
Dinge. 


Menachim Begin gehörte der zionistischen Untergrundbewe- 


gung, die Jabotinksky-Bewegung, an. 


Der ehemalige Premierminister Yitzhak Shamir war überzeugt, 
daß er die westlichen Steuerzahler im Namen einer »gemeinsa- 
men militärischen Verteidigung« melken konnte. 


Ostrovsky: Selbstverständlich. 
Das ist eine ganz natürliche An- 
gelegenheit. Das amerikanische 
System läßt so etwas zu. Viele 
Jahre lang rritt Israel auf der Welle 


des Kalten Krieges, gab sich als 
demokratischer Stützpunkt im 
Nahen Osten aus, und so fort. 
Die Palästinenser spielen in den 
Vereinigten Staaten natürlich 


Der zurückgetretene US-Au- 
Benminister James Baker ver- 
suchte Palästinenser und Is- 
raelis an einen Tisch zu brin- 
gen. 


Ein Mossad- 
Agent stellt 
sich der 
Diskussion 


keine Rolle, denn sie haben dort 
keine Stimme. 


Die Israel-Lobby in den 
USA schadet Israel 


Der demokratische Präsident- 
schaftskandidat Bill Clinton 
sagte soeben vor einer jüdischen 
Gruppe, daß er, wenn er Präsi- 
dent wird, Israel noch viel stärker 
unterstützen und dem ein Ende 
machen werde, was er die neue 
»araberfreundliche Politik« der 
Vereinigten Staaten nannte, und 
daß er bei den Nahost-Friedens- 
-  gesprächen ein ehrlicher Makler 
sein werde. Dies ist natürlich ein 
Widerspruch in sich. 


- Was ist Ihre Auffassung von der 
Israel-Lobby in Amerika? 


Ostrovsky: Die Israel-Lobby in 
den Vereinigten Staaten schadet 
Israel mehr als irgendjemand an- 
ders. Es sind ja nicht ihre Kinder, 
die an der Front stehen und im 
Nahen Osten im Kriege sterben. 


Es sind nicht ihre Kinder, die drei 

Jahre in der Armee in einem 
Stück dienen müssen und viel- 
leicht nicht in einem Stück zu- 
rückkommen. Es sind anderer 
Leute Kinder, von denen, die in 
- Israel leben. 


- Die Leute in der Israel-Lobby in 
- Amerika wollen nur den Krieg in 
Gang halten. 


Ich pflegte immer zu sagen, Sy- 
rien sei bereit, bis auf den letzten 
- Palästinenser gegen Israel zu 
kämpfen. Nun, lassen Sie mich 
sagen, daß AIPAC (American Is- 
rael Public Affairs Committee) 
dazu bereit ist, die Araber bis auf 
den letzten Israeli zubekämpfen. 


Mit anderen Worten, diese ameri- 

kanischen fetten Katzen, die der 
 Israel-Lobby Beiträge spenden, 
brauchen ja nicht zu kämpfen und 
zu sterben? 


Ostrovsky: Das ist richtig. Sie 
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werden jedoch gelegentlich von 
einem israelischen Extremisten 
angerufen, der sagt: »Besorgen 
Sie mir dies« oder »Tun Sie dies 
für mich«, und sie rennen davon 
und tun es. Hauptsache, daß sie 
nicht nach drüben gehen müssen, 
um dort zu kämpfen. Amerika- 
ner können zu Besuch nach Israel 
kommen, und sie erhalten eine 
Plakette, oder es wird ein Baum 
in ihrem Namen gepflanzt. Diese 
Amerikaner brauchen jedoch 
kein Blut zu vergießen. Es küm- 
mert sie nicht, ob Israel noch wei- 
tere 50 Jahre im Krieg lebt - und 
sie werden diesen finanzieren. 


Amerikanische Kritiker Israels, 
die dagegen sind, ebenso wie ge- 
gen die gewaltigen Geldge- 
schenke Amerikas an Israel im 
Rahmen der Auslandshilfe, wer- 
den als »Antisemiten« bezeich- 
net. Sogar Bush wurde als » Anti- 
semit« beschimpft 


Ostrovsky: Bush ist meines Wis- 
sens der erste Präsident, der den 
Mut hatte, aufzustehen und zu sa- 
gen: »Wir wollen das richtig ma- 
chen. Wenn Sie über Frieden ver- 
handeln wollen, fein, aber das 
muß auf gleicher Basis gesche- 
hen.« Warum glauben Sie, haßt 
Israel Bush so sehr? Er ist der 
Einzige, der versucht, die Dinge 
gerade zu biegen. 


Der Mossad war 
für den Golfkrieg 


US-Außenminister Baker verär- 
gerte die Israel-Lobby, als er zu 
einer Gruppe von jüdischen Füh- 
rern sagte, sie müßten den Ge- 
danken an ein »Großisrael« ver- 
gessen. 


Ostrovsky: Die meisten Leute in 
Israel wollen dieses Großisrael 
nicht. Wir brauchen es nicht. Da 
sind Palästinenser — die auch 
Menschen sind -, sie werden seit 
Jahren wie der letzte Dreck be- 
handelt. Sie haben ihren eigenen 
Staat verdient - genau wie uns als 
jüdisches Volk unsere eigenen 
Rechte zustehen. 


Was war Ihre Ansicht über den 
amerikanischen Krieg am Persi- 
schen Golf gegen den Irak? 


Ostrowsky: Ich war nicht für die- 
sen Krieg. Ich bin überhaupt 
nicht für Krieg. Aber der Mossad 
war für Krieg, ebenso wie israeli- 
sche Politiker. Sie haben die Er- 
eignisse manipuliert. Während 
die Kuwaitis Werbefirmen herein- 
holten, um die USA zum Krieg 
zu drängen, bin ich sicher, daß 
die Israel-Lobby ihren Teil dazu 
beigetragen hat, Amerikanerhin- 
auszuschicken, um einen Krieg 
zu führen, von dem Israel 
glaubte, er sei in seinem besten 
Interesse. Also soll doch jemand 
anders das Kämpfen besorgen. 


Pat Buchanan mußte wegen sei- 
ner anfänglichen Opposition ge- 
gen das Fiasko am Persischen 
Golf und wegen seiner Verteidi- 
gung John Demjanjuks, der in Is- 
rael wegen angeblicher Teil- 
nahme an Nazi-Kriegsverbrechen 
vor Gericht stand, ziemliche 
Schläge einstecken. 


Ostrovsky: Ich war mit Buchanan 
in mehreren Gesprächsrunden. 
Er hatte. Recht - was den Golf- 
krieg betrifft - und hinsichtlich 
des Falles Demjanjuk. Ich habe 
jedoch meine Zweifel, daß das 
Oberste Gericht Israels das Rich- 
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Camp David: Israels Premier- 
minister Menachem Begin um- 
armt Ägyptens Präsident An- 
war Sadat und US-Präsident 
Jimmy Carter klatscht Beifall. 


tige tun und Demjanjuk entlas- 
sen wird, weil die ganze Sache 
von Anfang an eine Charade war. 
Ich habe meine Zweifel über 
viele Dinge, die in Israel mit dem 
Begriff »Justiz« zu tun haben, ob- 
wohl ich hoffe, daß Yitzhak Ra- 
bin, der neue Ministerpräsident, 
damit beginnen wird, die Dinge 
richtig zu stellen. 


Fürchten Sie um Ihr Leben, weil 
sie mit dem Mossad gebrochen 
haben? 


Ostrovsky: Tatsächlich erhielt ich 
einen Anruf von einem Reporter, 
der mir sagte, er habe einen Re- 
präsentanten des israelischen 
Fernsehens getroffen, der zufäl- 
lig der Sohn des Anführers der 
Stern-Bande ist. Der Reporter 
habe dem Fernsehmann den Vor- 
schlag gemacht, ein Interview 
mit mir zu führen. Dieser habe 
geantwortet: »Oh, Victor Ost- 
rovsky? Der Kerl - eines Nachts 
bekommt er seine Kehle durchge- 
schnitten und man wird ihn in 
den Fluß werfen.« Dieser Mann 
ist nur ein Repräsentant des isra- 
elischen Fernsehens. Ich bin je- 
doch nicht wirklich beunruhigt. 
Oo 
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Ein Markt 
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wartet auf 


seine 


Erschließung 


Der japanische Markt ist für ausländische Unternehmen weniger ge- 
schlossen, als vielfach angenommen wird. Das zeigen die positiven 
Erfahrungen von europäischen Unternehmen, die bereits seit eini- 


ger Zeit in Japan tätig sind. 


Empirische Untersuchungen 
durch das HEC Eurasian Insti- 
_ tute, Frankreich, ergaben, daß 81 
Prozent der europäischen Firmen 
mit ihrem Japan-Engagement zu- 
frieden sind. Allerdings hatten 
sie beim Markteintritt mit einer 
Reihe von Problemen zu kämp- 
fen. Dazu gehören vor allem die 
hohen Grundstückspreise sowie 
die hohen Anforderungen der ja- 
panischen Kunden an Produkt- 
qualität und Service. Außerdem: 


Mißverständnisse 
hinsichtlich Strategien 
und Denkweisen 


Die Hälfte aller europäischen 
Unternehmen hatte Schwierig- 
keiten, japanisches Personal für 
ihre Niederlassungen zu rekrutie- 
ren. 

Als Hemmnisse nannten die Fir- 
men ferner Managementpro- 
bleme vor Ort und Mißverständ- 
nisse bei der heimischen Haupt- 
verwaltung hinsichtlich japani- 
scher Strategien und Denkwei- 
sen. 


Formale Barrieren wie Einfuhr- 
Quoten, gesetzliche Beschrän- 
kungen und Vorschriften haben 
den Europäern in Japan dagegen 
weniger Kopfschmerzen bereitet 
als ursprünglich angenommen. 
Auch die Keiretsu-Organisatio- 
nen haben sich im nachhinein als 
weniger hinderlich für das Japan- 
Engagement erwiesen. Bei den 
Keiretsu-Organisationen handelt 
es sich um Einzelunternehmen 
verschiedener Branchen, die sich 
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“ähnlichts Bild’wie die französi- 


sche Untersuchung: Rund 44 Pro- 
zent der Unternehmen sehen sich 
in ihrem Geschäft durch Keiretsu 
nicht tangiert. Immerhin 32 Pro- 
zent sagen, die Wirtschaftsbünde 
hätten sogar einen positiven Ein- 
fluß gehabt. Lediglich 23 Prozent 
der US-Unternehmen fühlen sich 
durch Keiretsu benachteiligt. 


Wenige Japaner wollen 
für Ausländer arbeiten 


Auf die Frage, ob es irgendwel- 
che Verfahrensprüfungen oder 
Richtlinien gebe, die den Markt- 
eintritt der Firmenprodukte maß- 
geblich behinderten, antworte- 
ten 83 Prozent der befragten US- 
Firmen mit »Nein«. 

Dagegen gehört auch für die US- 
Unternehmen die Personalfrage, 
besonders auf der Management- 


Der japanische Autohersteller Toyota äußerte in einem Gespräch: 
Jedes in die USA exportierte Auto ist Rache für Hiroshima. 


um sehr große Banken gruppie- 
ren. Ein Ziel dieser geschlosse- 
nen Systeme ist, den Mitgliedsfir- 
men Rückenstärkung im harten 
Wettbewerb durch Informations- 
und Personalaustausch zu geben. 


Für ausländische Mitwettbewer- 
ber ist dies kein sonderliches Pro- 
blem. Denn: 


Nur jedes dritte europäische Un- 
ternehmen fühlte sich bei seiner 
Ansiedlung in Japan durch Kei- 
retsu-Konglomerate behindert. 


Eine Umfrage der American 
Chamber of Commerce bei US- 
Unternehmen in Japan ergab ein 


Ebene, zu den am häufigsten ge- 
nannten Problemen: Viele Japa- 
ner sind nur schwer für eine Mit- 
arbeit in einem ausländischen 
Unternehmen zu gewinnen. 
Grund ist die lebenslange Ar- 
beitsplatzgarantie für die Stamm- 
belegschaft, die US-Unterneh- 
men ebenso wie europäische Ja- 
pan Niederlassungen nicht bie- 
ten. Hier hat es sich als zweckmä- 
Big erwiesen, die verhältnismä- 
Big frühe japanische Altersruhe- 
grenze (53 bis 60 Jahre) zu nutzen 
und Senior-Experten anzustel- 
len. 


Außerdem scheint sich im Verhal- 
ten der Japaner gegenüber euro- 
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päischen Investoren allmählich 
ein Einstellungswandel zu voll- 
ziehen. So haben ausländische 
Firmen bei jungen Hochschulab- 
solventen ein gutes Image. 

Auch das Ifo-Institut sieht zwar 
zahlreiche Probleme für Auslän- 
der in Japan — angefangen von 
der Personalbeschaffung über 
unfaire Wettbewerbspraktiken 
bis hin zum komplexen Handels- 
system, das zahlreiche Stufen 
und Verknüpfungen zwischen 
Einzelhändler und Großhandels- 
haus kennt. 

Das Institut weist jedoch darauf 
hin, daß darüber hinaus auch 
hausgemachte Barrieren ein stär- 
keres Japan-Engagement verhin- 
dern: In der Bundesrepublik ar- 
beiten Unternehmen lieber mit 
etablierten Handelspartnern in _ 
Europa und den USA zusam- 
men. Dabei ist der japanische 
Mittelstand mehr und mehr be- 
reit, mit ausländischen Konzer- 
nen zu kooperieren — nicht zu- 
letzt, weil europäische Produkte 
in Japan ein hohes Ansehen ge- 
nießen. 


So stimmten in einer Umfrage 
der EG-Kommission über 70 Pro- 
zent der befragten japanischen 
Verbraucher der Aussage zu: Eu- 
ropäische Produkte sind japani- 
schen im Design überlegen. 


Erfolg besteht aus 
Ausdauer und Geduld 


Jeder zweite befragte Japaner 
meinte sogar, die ausländischen 
Erzeugnisse seien den eigenen in 
Funktion und Qualität überle- 
gen. 


Allein der hohe Preis hält 60 Pro- 
zent der japanischen Konsumen- 
ten vom Kauf europäischer Pro- 
dukte ab. Angesichts des demo- 
graphischen Trends, der auch in 
Japan zur Ein-Kind-Familie 
geht, dürfte die Finanzfrage an 
Bedeutung verlieren - da Erspar- 
nisse vermehrt in den Konsum 
fließen - und nicht in die Ausbil- 
dung mehrerer Kinder. 


Für die europäischen Unterneh- 
men in Japan gehörten nach eige- 
ner Einschätzung mithin Aus- 
dauer und Geduld zu den wichtig- 
sten Erfolgsfaktoren für den ja- 
panischen Markt - gefolgt von 
Produktqualität und Service. Mit 
dieser Strategie haben Japaner 
letztlich auch ihre Marktanteile 
im Ausland - also hier in Europa 
- erobert. 
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Bilderberg-Konferenz 


Die 


Erfahrungen 


eines 


Journalisten 


Die geheime Jahresversammlung der Bilderberg-Gruppe, die in die- 
sem Jahr im französischen Evian tagte, war Thema eines Interviews 
von Tom Valentine mit dem Mitarbeiter der US-Zeitschrift »The 
Spotlight«, James P. Tucker. Als langjähriger Journalist stellte Tuk- 
ker erstmals das Vorhandensein des Absprachegremiums der Bilder- 
berg-Gruppe fest, nachdem er 1975 in die Redaktion von »The Spot- 
light« eingetreten war. Er hat in den letzten Jahren regelmäßig über 


diese Treffen für CODE berichtet. 


Herr Tucker, haben Sie zu der 
Zeit, als Sie bei der Establish- 
ment-Presse waren, bevor Sie 
1975 zu Liberty Lobby kamen, 
überhaupt jemals von den Bilder- 
bergern gehört? 


Tucker: Nicht ein Wort. Darüber 
- war ich sehr verärgert, alsich von 


deren Vorhandensein erfuhr. Als 


Journalist lese ich den ganzen Tag 
Zeitungen. Als ich mein Einstel- 
lungsgespräch mit Liberty Lobby 
führte, nachdem ich mich um den 
Posten als leitender Redakteur 

‚bei »The Spotlight« beworben 
hatte, wurde ich gefragt: Was hal- 
ten Sie von der Bilderberg- 
Gruppe? Ich wunderte mich, 
warum man mir Fragen über Lim- 
burger Käse stellte. 


Weltweites Schweigen 
über die Bilderberger 


Ich hatte von dem Gesprächsge- 
genstand überhaupt keine Ah- 


nung. Das weckte natürlich in 


starkem Maße mein Interesse: 
Die Tatsache, daß diese ungeheu- 
ren Ereignisse stattfinden konn- 
ten, und ich - der ich ein Leben 
lang im Zeitungsgeschäft tätig 
war — überhaupt nichts davon 
wußte, hat mich sofort neugierig 
gemacht. 


»The Spotlight« hat darauf hinge- 
wiesen, daß es die Bilderberg- 
Gruppe wirklich gibt, aber wir 
müssen uns sogar heute noch mit 
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Leuten darüber streiten, ob es 
diese Gruppe überhaupt gibt. 


Tucker: Es ist interessant. Jetzt 
gibt es die wunderbare neue Tech- 
nologie, die man das Nexus-Sy- 
stem nennt, bei der man das Wort 
»Bilderberg« durch den Compu- 
ter laufen läßt und feststellt, daß 
es in der Associated Press, Uni- 
ted Press International, der 
»New York Times«, der »Was- 
hington Post« und in allen großen 
Zeitschriften der Metropole Was- 
hington - und sogar in der euro- 
päischen Presse fast nie vor- 
kommt. Der Computer kann 
überprüfen und feststellen, ob 
das Wort während eines gegebe- 
nen Zeitraums aufgetaucht ist. 
Tatsächlich tauchte es in diesem 


Jahr meines Wissens zum ersten 
Mal auf. Es war in einem Nachruf 
für den ehemaligen Diplomaten 
Philip Habib, der in der »New 
York Times« erschien. Er starb ei- 
nes Tages an einem Herzschlag, 
nachdem er die Bilderberg-Sit- 
zung, auf der ersprach, verlassen 
hatte. 


»The Spotlight« berichtete, daß 
auch im »Journal-Bulletin« in 
Providence, Rhode Island, dar- 
‚auf hingewiesen wurde, daß die 
"beiden US-Senatoren von Rhode 
Island, John Chafee und Clair- 
borne Pell an der Sitzung teilneh- 
men würden, was auch geschah. 


Die Sitzung wurde als »Konfe- 
renz über internationale Politik 
nur für geladene Gäste« bezeich- 
net. 


Tucker: Chafee hatte schon vor- 
her an Bilderberg-Sitzungen teil- 
genommen. 1991 stellte der 
»Richmond Times-Dispatch« 


fest, daß der Gouverneur von Vir- 
ginia, Doug Wilder, der Bilder- 
berg-Sitzung des gleichen Jahres 
- die in Baden-Baden stattfand - 
beigewohnt hatte, und die Zei- 
tungen von Arkansas berichte- 
ten, daß Gouverneur Bill Clinton 
ebenfalls an dieser Sitzung teil- 
nahm. 


Wir fanden dies heraus, als auf- 
merksame Leser uns’die betref- 
fenden Zeitungsausschnitte zu- 
sandten. Der Parlamentsreporter 
für die »Richmond Times-Dis- 
patch«, der über die täglichen 
Aktivitäten des Gouverneurs be- 
richtet, fand heraus, daß der 
Gouverneur planmäßig an der 
Sitzung teilnehmen sollte. Ich ga- 
rantiere Ihnen, daß er diese Infor- 
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mation nicht durch eine Kabel-. 
meldung der Associated Press 
(AP) oder United Press Interna- 
tional (UPI) erhalten’hat. 


Natürlich unternehmen die Me- 
dien gewaltige Anstrengungen, 
die bloße Existenz der Bilderber- 
ger zu bestreiten. 


Offensichtlich müssen wir zu 
dem Schluß kommen, daß die 
Medien des Establishments in die 
Vertuschung verwickelt sind. 


Die Vertuschung 
einer Verschwörung 


In den letzten 17 Jahren bin ich 
mit meinen Journalisten-Kolle- 
gen im National Press Club in 
Washington zusammengetroffen 
und habe sie gefragt: »Wenn etwa 
120 Filmstars oder Berufsfuß- 
baller sich drei Tage lang hinter 
verschlossenen Türen unter dem 
Schutz von bewaffneten Wachen 


Be; 


Der Rockefeller-Clan, aufge- 
nommen am 26. Mai 1937: Von 
links: John D. Rockefeller und 
seine Söhne David,. Nelson, 
Winthrop, Laurence und John 
D, Ill. 


aufhalten würden, würden Sie 
dann nicht alles Mögliche unter- 
nehmen, um herauszufinden, 
was sie tun?« 


In diesem Jahr hatten wir eine 
größere Bilderberg-Sitzung als 
üblich. Normalerweise nehmen 
etwa 120 Personen teil, aber in 
diesem Jahr waren es rund 300. 
Zu den Mitgliedern der Bilder- 
berg-Gruppe gehören einige der 
mächtigsten Finanziers, Indu- 


x 


striellen und politischen Füh- 
rungspersönlichkeiten. Und 
doch sind die Medien überhaupt 
nicht neugierig, zu erfahren, was 
diese Menschen tun. 


Ich habe daher meinen Reporter- 
kollegen gegenüber erklärt, daß 
selbst dann, wenn sie mit dem 
einverstanden sind, was die Bil- 
derberg-Gruppe tut, sie zumin- 
dest den Wunsch verspüren müß- 
ten, einen Bericht darüber zu ver- 
öffentlichen, wie »wunderbar« 
die Bilderberger sind und wie 
sehr sich die ungewaschenen 
Massen darüber freuen sollten, 
daß die Gruppe zusammentritt. 


Prinz Bernhard der Niederlande organisierte 1954 die erste Bilder- 


berg-Konferenz im Auftrag der Rockefellers und Rothschilds. 


Die französischen Rothschilds, allesamt Banker und Finanziers, 
stehen hinter der Bilderberg-Konferenz. 


Wie haben Ihre Kollegen auf alle 
diese Punkte reagiert? 


Tucker: Einige haben sogar ge- 
sagt: »Das beunruhigt uns auch.« 
Obwohl unsere politischen An- 
sichten oft divergieren, stimmen 
sie zu, daß dies beunruhigend ist. 


Die meisten Journalisten wissen 
jedoch nicht einmal, daß es die 
Bilderberg-Gruppe gibt, so wie 
ich das ja anfänglich auch nicht 
wußte. Sie wissen es einfach 
nicht. 


»The Spotlight« behauptet, hier 
handele es sich eigentlich um 
zwei Verschwörungen: Erstens, 
daß die Sitzung geheim abgehal- 
ten wird; die zweite Verschwö- 
rung bestehe darin, daß diese Sit- 
zungen von den Medien des 
Establishments vertuscht wer- 
den. 


Tucker: Ganz bestimmt. Ich na- 
gele jedoch die meisten Heraus- 
geber der 1600 Tageszeitungen in 
Amerika nicht ans Kreuz. Die 
kleineren Tageszeitungen verlas- 
sen sich bei ihren Berichten über 
nationale und internationale Er- 
eignisse völlig auf AP und UPI- 
Kabelmeldungen. 


Würden Sie vorschlagen, daß Le- 
ser die Herausgeber ihrer Lokal- 
zeitungen darauf drängen, bei 
den Kabeldiensten nachzufragen, 
warum über die Bilderberg-Sit- 
zung nichts berichtet wird? 


Tucker: Das ist richtig. Mit Aus- 
nahme der großen Zeitungen, 
wie die »Washington Post« und 
die »New York Times« zum Bei- 
spiel, gehören jene Lokalredak- 
teure nicht zu der Verschwörung. 
Diejenigen, die die Nachrichten 
kontrollieren, die dann an die Lo- 


Nachrichtenereignisse erkundi- 
gen und Fragen stellen. Er kann 
sich ebenso leicht über die Sitzun- 
gen der Bilderberger erkundi- 
gen. Die leitenden Herren von 
AP und UPI müssen Anfragen 
dieser Art von ihren Mitgliedzei- 
tungen ernst nehmen. Es gibt 
sehr viele Foren, vor denen Lo- 
kalredakteure solche Fragen stel- 
len können. - 


Könnten nicht Leute, die regel- 
mäßig in ihrer Lokalzeitung inse- 
rieren, die Redakteure unter 
Druck setzen, indem sie darauf 
hinweisen, daß sie Inserenten 
sind, und daß sie von ihrer Lokal- 


Paul Volcker, ehemaliger Chef des Federal Reserve-Systems in 
den USA, ist jetzt Vorsitzender der Trilateralen Kommission. 


Der ehemalige US-Außenminister Henry Kissinger ist heute der 
engste Berater des Rockefeller-Clans. 


kalredakteure weitergegeben 
werden, gehören mit zur Ver- 
schwörung. Die Lokalredakteure 
wissen nicht einmal, daß es diese 
Leute gibt. 


Was können die Lokalredakteure 
zum Beispiel tun, um AP und 
UPI unter Druck zu setzen? 


Tucker: Ein Lokalredakteur 
kann ohne weiteres AP und UPI 
anrufen und sich über andere 


zeitung erwarten, daß sie wich- 
tige Nachrichten wie diese 
bringt? 


Tucker: Da ich selbst einmal Re- 
dakteur war, weiß ich, wie Zei- 
tungsredakteure auf solche Art 
von Druckausübung reagieren. 
Ich habe schon Leute aus mei- 
nem Büro hinausgeworfen, die 
mir solche Dinge sagten wie: »Ich 
habe 50000 Dollar pro Jahr für 
Anzeigen in dieser Zeitung aus- 
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gegeben, und ich erwarte von Ih- 

‚nen, daß Sie die Hochzeit meiner 
Tochter ganz groß herausbrin- 
gen.« 


‘Ich würde stattdessen vorschla- 
gen, daß Briefe dieser Art direkt 
an die Herausgeber der Zeitun- 
gen, statt an die Redakteure ge- 
sandt werden. 


Die meisten Lokalredakteure 
sind ehrliche Kerle, die peinlich 
darauf bedacht sind, gute Arbeit 
zu leisten. Sie schätzen einen ge- 
dankenvollen Brief oder Telefon- 
anruf. Diese Redakteure werden 
daran interessiert sein, etwas 
über die Bilderberg-Sitzungen zu 
erfahren, da sie selbst nichts da- 
von hören. Sie sind oft davon 
überrascht, was sie auf diese 
Weise erfahren — wie ich es 1975 
war. 


Die Geschichte hat praktisch al- 
*. les bestätigt, was Liberty Lobby 

.»The Spotlight« und CODE über 
die Bilderberg-Gruppe und de- 
ren Auswirkung auf Weltangele- 
genheiten immer wieder berich- 
tet haben. Die Glaubwürdigkeit 
ist also schon da. Nun ist es Zeit, 
andere Zeitungen hellhörig zu 
machen und zu verlangen, daß 
sie von den Kabeldiensten der 
Establishment-Medien und den 
großen Tageszeitungen die Wahr- 
heit erfahren. 


. . Sie haben sich ini Hotel Ermitage 
in Evian vor der Sitzung für zwei 

Tage ein Zimmer genommen, 
‘ aber man wollte nicht, daß sie 
während der Bilderberg-Sitzung 
dort bleiben. 


Tucker: Das ist richtig. Ich nahm 
mir dort ein Zimmer, untersuchte 
die Umgebung und bereitete die 
Leute vor, die schließlich meine 
Informanten wurden. Dies gab 
mir Gelegenheit, alles genau zu 
beobachten. 


Ich kam am Sonntagabend ins Er- 
mitage und mußte am Dienstag- 
morgen wieder auschecken, wie 
alle anderen Gäste. Am Mitt- 
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woeh kamen die Bilderberg-Mit- 
arbeiter einer nach dem anderen 
herein. Es ist eine gut aufgebaute 
Sitzung, auf der schwer gearbei- 
tet wird. Die Mitarbeiter der Bil- 
derberger kommen herein und 
fangen damit an, diejenigen Ho- 


telbediensteten zu fotografieren, 


die während der Sitzung im Hotel 
bleiben dürfen, die aber zur Ge- 
heimhaltung eingeschworen wer- 
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den. Anderen Angestellten des 
Hotels, die noch nicht sehr lange 
dort beschäftigt sind, wurde wäh- 
rend der Bilderberg-Sitzung Frei- 
zeit gewährt. Hotelangestellte, 
die bleiben durften, erhielten Er- 
kennungsschildchen mit ihrem 
Foto darauf. Die Lichtgestalten 
der Bilderberger selbst haben 
ihre eigenen Erkennungszei- 
chen, die sich etwas von denen ih- 
rer eigenen Mitarbeiter und 
Dienstboten und von denen der 
Hotelbelegschaft unterscheiden. 
So wird an alles gedacht. 

Dies war nicht so bei früheren Sit- 
zungen, aber die Sicherheit ist in 


die dem ehemaligen US-Senator 
Charles Mathias, einem Teilneh- 
mer einer früheren Bilderberg- 
Sitzung gehörte, auf der Sitzung 
in Montreal im Jahre 1985 zufäl- 
lig in meinen Besitz kam. 


Die Bilderberger sind von dem 
Gedanken an eine internationale 
Steuer für die Vereinten Nationen 
von alien Menschen des Erdballs 
fasziniert, nicht wahr? 


Tucker: Die Bilderberg-Gruppe 
glaubt, daß, wenn sie die Men- 
schen in aller Welt dazu überre- 
den kann, eine Steuer direkt an 


die Vereinten Nationen zu zah- 


len, diese auch dazu überredet 
werden können, die Vereinten 


‘Nationen als Weltregierung anzu- 


erkennen. Die Direktsteuer wird 
an der Tankstelle erhoben. Die 


Gruppe trat schon vor einem 


Jahr dafür ein. 


Das Geschäft 
mit der Umwelt 


Jetzt sagen die europäischen Län- 
der, daß sie innerhalb der näch- 
sten Jahre eine Steuer von drei 
Dollar pro Barrel - an der Tank- 
stelle zu zahlen - auf Rohöl erhe- 
ben werden - aber nur, wenn Ja- 
pan das auch tut. Das Geld soll 
dann an die Vereinten Nationen 
gehen, »um die Umwelt zu säu- 
bern«. 


Die Umweltsache wird von den 
Internationalisten als Mittel be- 
nutzt, um die Weltherrschaft zu 
festigen, nicht wahr? Sie wollen 
eine Polizeimacht der Vereinten 
Nationen zum Umweltschutz. 


Tucker: Dies alles steht eng mit 
dem sogenannten Erd-Gipfeltref- 
fen in Zusammenhang, der kürz- 
lich in Rio de Janeiro abgehalten 
wurde. 


Sie mußten sich auf Kellner und 
Kellnerinnen und Barmixer so- 
wie andere Angestellte der jewei- 
ligen Hotels als Ihre Informanten 
für das, was auf der Bilderberg- 
Sitzung geschah, verlassen, nicht 
wahr? 


Tucker: Das stimmt. Ich habe her- 
ausgefunden, daß, wenn der, wie 
ein Anwalt sagen würde, gewöhn- 
liche, normalerweise vorsichtige 
Mann und Frau zu spüren begin- 


"nen, daß etwas Übles vor sich 


geht, er und sie sich eifrig zu hel- 


fen bemühen. Ich stellte dies zum ° 


ersten Mal auf der Bilderberg- 
Sitzung in Montreal fest. 


Ein Hotelangestellter sprach zu 
mir während der Sitzung in Mon- 
treal nur auf französisch, über die 
zweisprachige Bardame in einem 
Restaurant in der Nähe des Ho- 
tels. Er deutete an, daß er gerne 
helfen möchte, aber daß er und 
seine Kollegen sich darüber Sor- 
gen machten, ihre Arbeitsplätze 
zu verlieren. 


“ Später kam er wieder, und dies- 


mal sprach er perfekt Englisch 
und sagte zu mir: »Nun, sie versu- 
chen, mein Land genau so zu vei- 
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Die Chefs der sieben führenden Wirtschaftsnationen der Welt mit Rußlands Präsident Boris Jelzin in der Mitte. Von links: Rußlands Fi- 


nanzminister Yegor Giadar, Italiens Ministerpräsident Giuliano Amato, Britanniens Premierminister John Major, Frankreichs Präsident 
Francois Mitterrand, Boris Jelzin, Bundeskanzler Helmut Kohl, US-Präsident George Bush, Kanadas Premierminister Brian Mulroney, 
Japans Premierminister Kiichi Miyazawa und Präsident der Europäischen Gemeinschaft Jacques Delors. 


dummteufeln wie das Ihrige. Wir 
werden Ihnen helfen.« 


Er und seine Kollegen brachten 
mir jeden Abend Dokumente 
und sie dienten mir als Augen 
und Ohren, um alles zu hören 
und zu sehen, was vor sich ging. 


Ein Informant auf der Sitzung in 
Baden-Baden 1991 war ein Wach- 
mann im Mitarbeiterstab der Bil- 
derberger, und wir trafen uns an 
einem äußerst verschwiegenen 
Ort. Dieses Jahr auf der Sitzung 
in Evian, Frankreich, gehörten 
vier Angestellte des Hotels zu 
meinen Informationsquellen. 


Dachten diese Leute nicht zu- 
nächst, Ihre Stories seien ver- 
rückt? 


Tucker: Nun, als sie sahen, wie 
das Hotel abgeriegelt wurde - 
was vorher niemals geschehen 
war - und wie alle diese Hub- 
schrauber eintrafen, begriffen 
sie, was los war. Evian hatte so et- 
was noch nie erlebt. Es wurde Ih- 
nen klar, daß dies keine Phanta- 
sie war und daß irgendetwas tat- 
sächlich vor sich ging. 


Was ist für Sie das Wesentliche 
von dem, was Sie über das, was 
auf dieser Bilderberg-Sitzung ge- 
schah, herausgefunden haben? 


Tucker: Höchst bedeutsam, 
möchte ich sagen, war der Bilder- 
berg-Plan, hunderte von Milliar- 


: den amerikanischer Steuer-Dol- 


lar - und in einem geringeren 
Ausmaß die Steuergelder Japans 


.. und Westeuropas - in die ehema- 


lige Sowjetunion zu pumpen. 
Dies geschieht zu dem Zweck, 
die natürlichen Ressourcen der 
ehemaligen sowjetischen Staaten 
in den Würgegriff zu bekommen. 
Es ist ein komplexer Plan mit vie- 
len Zinken. 

Letztendlich —- und wir werden 
noch mehr davon hören - besteht 
die Absicht, etwa 60 Milliarden 
Dollar an Darlehen bereitzustel- 
len, so daß Handelsbanken noch 
größere Gewinne einstreichen 
können, natürlich alles ohne Ri- 
siko, da die Darlehen von den 
amerikanischen und deutschen 
Steuerzahlern verbürgt werden. 
Die Banker planen, sich die na- 
türlichen Ressourcen der ehema- 
ligen Sowjetunion unter den Na- 
gel zu reißen. 


Einer der Pläne besteht unter an- 
derem darin, daß die sogenannte 
Gruppe der Sieben reichsten 
Länder einen Sonderfonds ein- 
richten, um die Atomwaffen der 
ehemaligen Sowjetunion aufzu- 
kaufen. Dieser Plan ist noch ge- 
heim. Der Öffentlichkeit wird 
man sagen, daß wir das Pluto- 
nium aus den ehemaligen Sowjet- 
staaten herausbekommen, und 
daß dies die Welt sicher machen 
werde, aber es ist in Wirklichkeit 
ein Plan, unsere Steuergelder in 
die ehemaligen Sowjetstaaten 
einzuspritzen. 


Die Bilderberger feierten auch 
die Tatsache, daß die amerikani- 
schen Medien zusammengearbei- 
tet haben, um die Öffentlichkeit 
allmählich daran zu gewöhnen, 
ihre Pläne zu akzeptieren. Der 
Bilderberger Jim Hoagland, ein 


Kolumnenschreiber für die »Was- 
hington Post« — deren Herausge- 
berin Katharine Graham auch an 
Bilderberg-Sitzungen teilgenom- 
men hat - schrieb im April dieses 
Jahres in der »Washington Post«: 
»Die Vereinigten Staaten unter- 
stützen die Pflicht der Vereinten 
Nationen, auch darin einzugrei- 
fen, was einst als innere Angele- 
genheiten der Mitgliedstaaten 
bezeichnet wurde.« 


Hoagland lobte US-Präsident 
Bush wegen dessen »Bereit- 
schaft, mitzuhelfen, ein interna- 
tionales Recht, sich in die inne- 
ren Angelegenheiten eines sou- 
veränen Staates einmischen zu 
dürfen, zu definieren«. 


Das sollte uns zu denken geben. 
Die Bilderberger sprachen sich 
lobend über Presseberichte wie 
diesen von Hoagland aus und lie- 
Ben wissen, daß sie in der Offent- 
lichkeit deutliche Billigung die- 
ser Denkweise wahrgenommen 
hätten. 


Die Leute, die regelmäßig an den 
Bilderberg-Sitzungen  teilnah- 
men, sind hochrangige Regie- 
rungsbeamte aus westeuropäi- 
schen Staaten, den Vereinigten 
Staaten und Kanada? 


Tucker: Ja, es sind in der Regel 
hochrangige Beamte. Aus den 
Vereinigten Staaten kommen sie 
oft aus dem Außen- und Verteidi- 
gungsministerium. Der ehema- 
lige Außenminister Henry Kissin- 
ger ist ständiger Teilnehmer. Er 
gehört dem Exekutivausschuß 
der Bilderberg-Gruppe an. Na- 


türlich nehmen David Rockefel- 
ler und Mitglieder der Familie 
Rothschild teil. Sie bilden den 
Führungskern der Gruppe. Es ist 
die Elite der Elite. 


Bill Clinton war bedeutend: ge- 
nug, um zur Sitzungin Baden-Ba- 
den im vergangenen Jahr eingela- 
den zu werden. Er gehörte natür- 
lich der, wie ich sie nenne, »Ju- 
nior Uni«-Mannschaft, der von 
Rockefeller kontrollierten Trila- 
teralen Kommission an, die ein 
starkes Doppelmitgliedschafts- 
verhältnis zur Bilderberg- 
Gruppe pflegt. Clinton ist auch 
Mitglied des Rockefeller Council 
on Foreign Relations (CFR), 

Die Hauptaufgabe des CFR be- 
steht darin, wissenschaftliche Be- 
richte zu verfassen, in denen die 
Schlußfolgerungen der Diktate 
der Bilderberg-Gruppe zum Aus- 
druck kommen, und diese Be- 
richte dann über seine verschie- 
denen örtlichen Zweigstellen 
überall im Lande in die Offent- 
lichkeit zu bringen. 


Wie würden Sie die Bilderberger 
auf Grund Ihrer langjährigen Er- 
fahrung der Beobachtung ihrer 
Tätigkeiten, kurz zusammenge- 
faßt, einschätzen? 


Tucker: Es ist ein übler Haufen 
von Weltmanipulateuren - gierig 
und übel. Wenn Leute etwas Gu- 
tes tun, dann tun sie es bei Son- 
nenschein. Man zieht sich in den 
Schutz der Dunkelheit und Ge- 
heimhaltung zurück, wenn man 
Böses im Schilde führt. Das ist 
das Ungeziefer, das sich die Bil- 
derberg-Gruppe nennt. oO 
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Jugoslawien 


Die Welt 
schaut dem 
Holocaust der 
Serben zu 


Alfred König 


In was für glücklichen Zeiten leben wir doch. Nach dem Zerfall der 
Sowjetunion ist die Gefahr eines dritten Weltkriegs nicht nur gerin- 
ger geworden, sondern stellte dies den Anbruch eines neuen friedfer- 
tigen Zeitalters dar. Der Golfkrieg bildete nur die Ausnahme, die 
die Regel bestätigt. Spätestens nach dem vermeintlichen Sieg gegen 
den »irakischen Diktator Saddam Hussein« waren alle Hindernisse 
für die neue friedliche Weltordnung ad acta gelegt. So jedenfalls 
wollten es uns die Führer der Welt, allen voran US-Präsident George 
Bush, noch vor einem Jahr weismachen. 


Die Wirklichkeit sieht aber, wie 
so oft im Leben, auch diesmal 
ganz anders aus. Statt einer fried- 
lichen neuen Weltordnung steht 
der Weltenball kurz vor dem 
Chaos. Neue Kriege, grausamer 
denn je seit dem. Zweiten Welt- 
krieg, erschüttern das Erdenrund 
—und die Welt schaut tatenlos zu! 


Brutalität und 
Menschenverachtung 


Kaum noch zu überbieten ist der 
derzeit in Bosnien und Kroatien 
stattfindende Völkermord durch 
die Serben. Die Brutalität und 
Menschenverachtung mit der 
diese stalinistischen Betonköpfe 
vorgehen, stellt jedes Völker- und 
Kriegsrecht auf den Kopf. Hin- 
terhältige Heckenschützen, die 
aus sicheren Verstecken auf Pas- 
santen oder gar auf eine Trauer- 
gemeinde schießen, Verbrecher, 
die in der hungernden Stadt Go- 
razde Teile der UN-Hilfslieferun- 
gen in Brand schießen, serbische 
Konzentrationslager, in denen 
unschuldige Menschen gefoltert 
und getötet werden, Napalm- 
bomben auf Zivilisten - dies sind 
nur einige Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, die in Südosteu- 
ropa täglich begangen werden. 


Inzwischen sind nach amtlichen 
Angaben mindestens 35.000 Bos- 
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nier und Kroaten durch die Ser- 
ben getötet und mehrere Millio- 
nen Moslems im Rahmen der 
»ethnischen Säuberung« aus ih- 
rer Heimat vertrieben worden. 


Unerträglich heuchlerisch sind 
dann aber die wortreichen Erklä- 
rungen, die die Staatsmänner der 
westlichen Welt finden, um sich 
zu rechtfertigen, warum man in 
Serbien, anders als beim Irak, 


nicht zu einem Eingreifen bereit 
ist. 

»Bürgerkrieg« ist dabei eine der 
am meisten gebrauchten Voka- 
beln. Tatsache ist aber, daß so- 
wohl Bosnien als auch Kroatien 
von der UNO als souveräne Staa- 
ten anerkannt wurden. Eine wei- 
tere Tatsache ist, daß es nicht nur 
»serbische Freischärler der in die- 
sen beiden Staaten lebenden ser- 
bischen Minderheit« sind, die ge- 
gen die Kroaten und Bosnier 
kämpfen, sondern daß diese viel- 
mehr massiv von der Bundesar- 
mee des ehemaligen Jugosla- 
wien, die aus Serben besteht, und 
daß sich auch Soldaten dieser 
Bundesarmee an den Kriegsein- 
sätzen beteiligen. Als weitere Tat- 
sache bleibt festzuhalten, daß die 
Kampfflugzeuge zumindest zum 
Teil von serbischem Boden aus 
starten. 


Die Wahrheit sieht 
ganz anders aus 


Die UNO, die NATO, Militärex- 
perten und vor allem die Ameri- 


kaner, die sich.noch vor wenigen 
Monaten selber als Weltpolizei 
bezeichnete, reden immer von 
einem zweiten Vietnam, das bei 
einem Einmarsch von UN-TIrup- 
pen in Serbien drohe, Dies ist 
reinste Ablehnung von dem, was 
tatsächlich notwendig ist. 


Es ist keineswegs nötig, daß in 
Serbien hunderttausende Solda- 
ten einmarschieren und sich dort 


im Guerilla-Kampf aufreiben. 
Notwendig ist vielmehr die Bom- 
bardierung der serbischen Mili- 
tärflughäfen und der festen Artil- 
leriestellungen, die dank der Auf- 
klärungssatelliten allesamt _ be- 
kannt ist. Wenn diese beiden 
Dinge beseitigt sind, können sich 
die Kroaten und die Bosnier sel- 
ber helfen; zumindest sind dann 
die Karten weitaus besser ver- 
teilt. 


Die Alliierten und ihre 
ehemaligen Verbündeten 


Vielleicht sieht die Wahrheit aber 
ganz anders aus! Sehen wir uns 
doch zuerst einmal die militäri- 
sche Seite an. Zwar wurde von 
den Amerikanern im Golfkrieg 
immer behauptet, ihre sogenann- 
ten Präzisionswaffen hätten ge- 
nau die beabsichtigten Ziele ge- 
troffen, das Umland dagegen un- 
behelligt gelassen. Schon damals 
hielten sich Gerüchte, daß diese 
Waffen alles andere als präzise 
waren und gerade dort einschlu- 
gen, wo sie es nicht sollten - etwa 


Der Weltsicherheitsrat der Ver- 
einten Nationen kann sich 
beim Holocaust in Serbien zu 
keinen entscheidenden Maß- 
nahmen durchdringen. 


in Zivilgebieten. Anders ließe 
sich auch die ungeheure Menge 
»normaler« Bomben, die abge- 
worfen wurden, nicht erklären. 
Vor allem müßte man dann auch 


die Todeszahlen der irakischen 
Bevölkerung wahrheitsgemäß 
deutlich nach oben korrigieren. 
Nur - im Golfkrieg konnte man 
"alles wunderbar verbergen; dort 
hatte man die Medien besser un- 
ter Kontrolle. Auch würde kaum 
einer auf die Idee kommen, die 
Bevölkerung des Iraks zu fragen, 
ob die »Präzisionsbomben« denn 
nun wirklich eingeschlagen sind. 
Anders sieht es dagegen in Bos- 
nien und Kroatien aus. Dort be- 
stehen nicht nur aufgrund der 
Gastarbeiter beste Kontakte in 
die anderen europäischen Län- 
. der. Auch ließe sich eine Mei- 
nungszensur nicht in dem Maße 
aufrechterhalten, wie es beim 
Krieg gegen den Irak der Fall 
war. 


Zudem gibt es eine traditionelle 
Freundschaft zwischen den Ser- 
ben auf der einen sowie den Bri- 
ten und den Franzosen auf der an- 
deren Seite. Während die Kroa- 
ten im Zweiten Weltkrieg auf der 
Seite der Deutschen standen, 
kämpften die Serben mit den Al- 
liierten. Auch später noch zu Zei- 
ten Titos wurde die enge Verbun- 
denheit dieser drei Staaten ge- 
pflegt. Und selbst heute, zu Zei- 
ten des Holocausts der Serben, 
sind diese beiden Staaten nicht 
dazu bereit, den Aggressor zu 
brandmarken, ja verdummmen 
sich noch nicht einmal, sich dut- 
zende Male mit führenden Re- 
präsentanten des serbischen 
Staates an den Verhandlungstisch 
zu setzen, obwohl sie wissen, daß 
alles reine Show ist und die Ser- 
ben nicht eine Sekunde lang 
daran denken, die vereinbarten 
Punkte auch wirklich einzuhal- 
ten. 


Dafür werden dann selbst Men- 
schen geopfert, so wie es Roose- 
velt bereits auch bei Pearl Har- 
bour getan hat. Denn anders ist 
es nicht zu erklären, wenn die 
UNO ihre Hilfsleistungen mit 
Bodentruppen sichern will. 


Die Förderer 
des Chaos 


Dies ist etwa in einem Wüsten- 
staat schon schwer genug, in Län- 
dern wie Kroatien und Bosnien, 
die von Hügeln und dichten Wäl- 
dern durchzogen sind, bieten die 
Blauhelme aber das schönste 
Ziel - ohne sich gleichzeitig sel- 
ber hinreichend wehren zu kön- 
nen. Dies wäre nur möglich bei 
Luftunterstützung und gegebe- 


FREE 


nenfalls vorheriger Vernichtung 
der Flughäfen und wichtigsten 
stationären Stellungen. Nur ge- 


-tade dies will die UNO nicht. 


Auch auf dem Gebiet der ehema- 
ligen Sowjetunion zeichnet sich 
ein größerer Krieg ab. »Die An- 
zeichen für einen großen Krieg 
sind für den schon sichtbar, der 
die Augen nicht verschließen 
will«, erklärte jetzt der frühere 
UdSSR-Staats- und Parteichef 
Michail Gorbatschow. »Wenn die 
Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten nicht bald wirklich ent- 
steht, wird jeder gegen jeden 
kämpfen. Alle Grenzen werden 
umstritten sein, alle Interessen- 
ten miteinander in Konflikt gera- 
ten, und wir werden uns in einer 
außerordentlich gefährlichen Si- 
tuation befinden, die in einen 
Krieg von weitem Ausmaß mün- 
den kann.« 


Dabei muß allerdings berücksich- . 


tigt werden, daß Gorbatschow 
und seine internationalistischen 
Freunde alles dazu tun, um die 
Nationalitätenkonflikte erst rich- 
tig zu verschärfen. Das beste Bei- 
spiel ist Eduard Schewardnadse, 
der im Westen den Ruf eines Frie- 
densapostels hat, in Wirklichkeit 
nun aber als Staatsratsvorsitzen- 
der Georgiens ein diktatorisches 
Regime anführt, das seinen frü- 
heren Worten und Taten Hohn 
spricht. 

Wie bereits so oft in der Vergan- 
genheit sind es also auch diesmal 
wieder die kommunistischen und 
internationalistischen Kräfte der 
Welt, die das Chaos fördern und 
jegliches Nationalitätsstreben auf 
Kosten der Zivilbevölkerung mit 
brutalster Gewalt unterdrücken. 
Dies sind die wahren Hinter- 
gründe für das nahezu tatenlose 
Zuschauen des Westens zum Völ- 
kermord in Bosnien und Kroa- 
tien. Was in diesem Jahrhundert 
mit der Lusitana begann und mit 
Pearl Harbour weitergeführt 


wurde findet nun mit Bosnien 
und Kroatien seinen vorläufigen 
Höhepunkt. oO 


George Bush 


Skandal um 


Bomben- 
anschlag auf 
kubanisches 
Flugzeug 


Lawrence Wilmot 


Die Medien des Establishments haben so manchen Skandal in den 
US-Präsident George Bush verwickelt war, schlichtweg übersehen, 
aber keiner war schädlicher für das Prestige der Vereinigten Staaten 
als Bushs angebliche Verbindungen zu dem Bombenanschlag auf 
eine kubanische Verkehrsmaschine. 


Während sie in den privaten und 
finanziellen Angelegenheiten der 
führenden Präsidentschaftskan- 
didaten herumschnüffeln, haben 
die Medien des Establishments 
bei den Beweisen, die US-Präsi- 
dent George Bush mit illegalen 
Untergrundaktionen — darunter 
zumindest ein Fall des Luftter- 
rors - in Zusammenhang brin- 
gen, die durchgeführt wurden, 
als er Mitte der siebziger Jahre 
Chef des CIA war, ein Auge zuge- 
drückt. 


Eine Geschichte 
wie Watergate 


Offiziell scheinen die großen 
Nachrichtenorganisationen diese 
entscheidende Phase in Bushs 
Laufbahn als »abgeschlossene 
Akte« zu betrachten. 


»Es ist Geschichte, wie Water- 
gate«, erklärte eine Sprecherin 
für die »Los Angeles Times«, die 
sich als »Assistentin für Mr. Cof- 
fey — das heißt Chefredakteur 
Shelby Coffey - zu erkennen gab. 
»Die Sache ist untersucht und zu 
den Akten gelegt worden. Es ist 
ein abgeschlossener Fall«, sagte 
sie eindringlich. 


Bei der »New York Times« wollte 
niemand im Büro des leitenden 
Direktors Max Frankel die Fra- 


gen beantworten. Und in der 
Hauptgeschäftsstelle der Asso- 
ciated Press in New York, hörte 
man wie der Redakteur an dem 
Schreibtisch, wo der Hörer abge- 
hoben wurde, zu anderen in den 
Raum hineinrief: »Hat einer von 
Ihnen schon einmal etwas mit 
diesem Zeug mit Bush und dem 
CIA zu tun gehabt?« 


Einen Augenblick später sagte er 
zu ‘unserem Reporter Martin 
Mann: »Nee, wir wissen nichts 
von der Geschichte« und legte 
auf. Aber bei den Vereinten Na- 
tionen, wo der Fall der kubani- 


. schen Verkehrsmaschine, die im 


Herbst 1976 über Barbados zum 
Absturz gebracht wurde, wieder 
aufgerollt wurde, ist die Rolle, 
die Bush bei der Explosion in der 
Luft gespielt hat, alles andere als 
eine abgeschlossene Sache; es ist 
eine »tickende Zeitbombe«, er- 
fuhren unsere Korrespondenten 
aus Kreisen der Vereinten Natio- 
nen. 


»Alle 72 Passagiere an Bord der 
Maschine starben«, berichtete: 
Wilfredo Iriarte, ein venezuelani- 
scher Journalist, der seit mehr als 
einem halben Jahrzehnt über die 
Vereinten Nationen berichtet. 
»Ich glaube nicht, daß die ameri- 
kanische Presse nichts von dieser 
Tragödie weiß. Ich glaube, die 
wollen das nicht wissen. Sie las- 
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George Bush 
Skandal um 
Bomben- 
anschlag auf 
kubanisches 
Flugzeug 


sen dies außer Acht, weil sie 
Angst davor haben, was sie her- 
ausfinden würden, wenn sie sich 
näher mit dieser Sache befassen 
würden.« 


Die Arbeit eines 
CIA-Agenten 


Andere Beobachter bei den Ver- 
einten Nationen stimmten dieser 
Auffassung zu. »Ein Vierteljahr- 


“ hundert lang wurde der amerika- 


nischen Öffentlichkeit so gut wie 
nichts über die Aktivitäten is- 
raelischer Agenten in Lateiname- 
rika berichtet«, sagte Hamad Ka- 
tumi, ein Experte für Politik in ei- 
ner Delegation am Persischen 
Golf. »Und doch war neben dem 
CIA der aktivste Geheimdienst 
in dieser Region der israelische 
Mossad.« 


Untersuchungsbeamte, die ver- 
deckte Operationen in Mittel- 
amerika genau beobachten, 
»stellen oft fest, daß die Spur 
zum Mossad führt«, sagte Iriarte. 
Er stellt jedoch klar, daß »keine 
Beweise dafür vorliegen, daß die 
Israelis in diese tödliche Sabo- 
tage an der kubanischen Ver- 
kehrsmaschine verwickelt waren; 
das sei die Arbeit eines CIA- 


. Agenten namens Luis Posada ge- 


wesen. Aber der Mossad könnte 
den Weg für diesen tragischen 
Zwischenfall geebnet haben«. 


Im Herbst 1960 explodierte eine 
gewaltige Autobombe in der 
Nähe der Fahrzeugkolonne des 
venezuelanischen Präsidenten 
Romulo Betancourt. Obwohl 
seine Gehilfen getötet und sein 
gepanzerter Cadillac sich durch 
die Wucht der Explosion über- 
schlug, überlebte Betancourt die- 
sen Mordversuch. Er erlitt je- 
doch schwere Verbrennungen 
und wurde lange stationär im 
Krankenhaus behandelt. In den 
Nachwehen dieser terroristi- 
schen Greueltat legte der CIA 
Beweise dafür vor, daß der ver- 
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masselte »Anschlag« die Arbeit 
des dominikanischen Diktators 
Rafael Leonidas Trujillo, ein 
langjähriger Feind Betancourts, 
gewesen sei. 


Im Weißen Haus war der neue 
Präsident John F. Kennedy wü- 
tend. Er betrachtete Betancourt, 
der sein Leben lang Sozialist war, 
als einen Hauptverbündeten in 
Lateinamerika. Trujillo war ande- 
rerseits ein barscher, heißblütiger 
Nationalist, der es nicht zulassen 
wollte, daß der CIA sich in die 
Angelegenheiten seines kleinen 
Inselstaates einmischte; er wurde 
somit als unerwünschtes Relikt 
aus der Vergangenheit angese- 
hen. 


»Kennedy zögerte keinen Augen- 
blick; er befahl dem CIA, Trujillo 
mit egal welchen Mitteln zu stür- 


Venezuelas Präsidenten Romulo Bentancourt war in den Augen 
Washingtons ein Sozialist und der CIA sollte ihn umbringen. 
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Rätsel beschäftigen die US-Öffentlichkeit über die Verwicklung 
des Präsidenten Bush in den Bombenanschlag auf eine kubani- 


sche Verkehrsmaschine. 


zen«, erinnerte sich Iriarte. »We- 
nige Monate später wurde der 
alte starke Mann der Dominika- 
nischen Republik von einer von 
dem CIA organisierten und be- 
waffneten Schlagtruppe getö- 
tet.« 


Der CIA hatte die 
Fäden in der Hand 


Der Mord an Trujillos leitete eine 
Periode »des stark erhöhten Ein- 
flusses des CIA in ganz Mittel- 
amerika und in der Karibik« ein, 


behauptet der Historiker Parrin 
Wilcox. »Die Dominikanische 
Republik kam unter die Herr- 
schaft sorgfältig von dem CIA 
ausgesuchter Leute. In Vene- 
zuela übernahm eine Stütze des 
CIA, Carlos Andres Perez, den 
Posten des Innenministers, mit 
voller Macht über die Polizei und 
die Geheimdienste.« 


1976 war Perez Ministerpräsident 
von Venezuela geworden. Hinter 
den Kulissen »hatte der CIA so 
ziemlich die Fäden in der Hand«, 
erinnerte sich Iriarte. 


Vor diesem Hintergrund schmug- 
gelten Undercover-Agenten der 
großen CIA-Station in Venezuela 
eine Bombe an Bord einer kuba- 
nischen Verkehrsmaschine bei ei- 
ner Zwischenlandung zum Auf- 
tanken in der Karibik. 


»Es stellt sich jetzt heraus, daß, 
als der CIA 1961 den starken 
Mann der Dominikanischen Re- 
publik Trujillo »erledigte«, sie ei- 
nen unschuldigen Mann tötete«, 
sagte Iriate. »Es scheint so zu 
sein, daß der Autobombenan- 
schlag auf Betancourt — der den 
ganzen Prozeß in Gang setzte - 
überhaupt nicht von Trujillo ar- 
rangiert worden ist. Es war 
höchst wahrscheinlich das Werk 
von Mossad-Agenten, die nach 
einer Blaupause arbeiteten, die 
gemeinsam von den beiden Ge- 
heimdiensten erstellt wurde, ein 


.Plan, der es sowohl dem CIA als 


auch dem Mossad ermöglichte, 
ihre Macht überall in der Karibik 
zu erweitern.« 


Dies ist »die lange vergrabene 
Kette der geheimen Verbindun- 
gen, die die Medien des Esta- 
blishments jetzt nicht mehr aus- 
graben wollen«, erklärte Profes- 
sor Wilcox. »Während eine Schat- 
tenregierung fremder Agenten 
die Drähte zog, wurden ver- 
deckte Aktionen zum entschei- 
denden Werkzeug der Staats- 
kunst. So lange die Medien die 
amtliche Version akzeptieren, 
werden gewöhnliche Bürger der 
USA niemals die Wahrheit über 
diese geschichtlichen Ereignisse 
erfahren.« Oo 
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Milliarden für 


Bushs besten 


Freund 


Warren Hough 


Trotz der derzeitigen Wirtschaftsflaute, der zusammenbrechenden 
Infrastruktur und der Defizite in Rekordhöhe in den USA, sind der 
US-Kongreß und der Präsident George Bush dabei, ihrer bevorzug- 
ten ausländischen Regierung alles zu geben, was sie haben will. Es 
sind amerikanische Steuergelder, die hier arbeiten- gegen Amerika. 


Israel hat seine lange erstrebte 
Anleihegarantie in Höhe von 


‘zehn Milliarden Dollar von den 


Vereinigten Staaten bekommen. 


Den Steuerzahlern gab man die . 


beruhigende Erklärung, wie ein 
Beamtef des Bush-Regierung es 
formulierte, daß »die realen Ko- 
sten nur den Nennwert der Schul- 
den ausmachen werden«. 


Der Sumpf 
der Kredit-Maschen 


Wenigstens dieses eine Mal 
stimmten gut unterrichtete Nah- 
ostexperten überein und sagten: 
»Die realen Kosten dieses Deals 
für den amerikanischen Steuer- 
zahler werden nicht zehn Milliar- 
den Dollar sein«, warnte Abde- 
nour Harbi, ein algerischer Wirt- 
schaftswissenschaftler, »sie wer- 
den weit höher liegen.« 


Die Zustimmung, die von der 


neu gebildeten Arbeiterregie- 
rung Israels ausgegebenen IOUs 
(Schuldscheine) gegenzuzeich- 
nen, wird die Vereinigten Staaten 
in einen »Sumpf von Kredit-Ma- 
schinen hineinziehen«, erläu- 
terte Harbi, ein Berater der Ver- 
einten Nationen, der internatio- 


“nale. Schuldenstrukturen über- 


wacht. 


Andere Informanten aus den Ver- 
einten Nationen stimmten dem 
zu und wiesen auf eine Reihe von 
»verdächtigeen Unstimmigkei- 
ten« in dem Abkommen hin. 


Dem Mann auf der Straße wird 
weisgemacht, daß diese Anleihe- 


garantien Israel in die Lage ver- 


setzen werden, zehn Milliarden 
Dollar zu günstigen Zinssätzen 
»für humanitäre Zwecke« zu lei- 
hen - das heißt für die Neuansied- 
lung einer »steigenden Flut« von 
Einwanderern aus der ehemali- 
gen Sowjetunion. 


Tatsächlich streiten hohe israeli- 
sche Regierungsbeamte, wie Ja- 
cob Frenkel, Gouverneur der 
Zentralbank des Kleinstaats, 
nicht mehr ab, daß man beabsich- 
tigt, die amerikanischen Anleihe- 


garantien als Sprungbrett zur‘ 


Darlehensaufnahme in Höhe von 
20 Milliarden Dollar - doppelt so 
hoch wie der bekanntgegebene 
Betrag - von kommerziellen 
Geldverleihern zu verwenden. 


Schuldensprungbrett 
für weitere Kredite 


»Die Israelis betrachten die von 
den USA verbürgten zehn Mil- 
liarden Dollar bereits als die 
Schuld, die sie sich leisten kön- 
nen zuletzt zurückzuzahlen - in 
ferner Zukunft, wenn über- 
haupt«, sagt Dr. Martin Regalar, 
ein anderer Wirtschaftswissen- 
schaftler der Vereinten Nationen. 
»In der Zwischenzeit wird die of- 
fizielle amerikanische Unterstüt- 
zung ihrer Kreditwürdigkeit sie 
in die Lage versetzen, auf eine 
weltweite Geldleihe-Tour zu ge- 
hen. Die Folgen werden ruinös 
sein.« 


Wo wird das ganze Geld hinflie- 
Ben? Jedenfalls nicht zur Dek- 
kung von »humanitären Bedürf- 
nissen«, wie zum Beispiel die An- 
siedlung von neuen Einwande- 


Br 


rern, wie israelische Sprecher 
und ihre amerikanischen Lobbyi- 
sten behauptet haben. Es wird 
dazu benutzt werden, die israeli- 
schen Märkte wiederaufleben zu 
lassen, zu Investitionen in die 
»Infrastruktur«, zur Verringe- 
rung von Steuerdefiziten, zur 
Förderung der Exporte des 
Kleinstaats und zur Freistellung 
israelischer Gelder zum weiteren 
Siedlungsbau - auf arabischem 
Land, gab der Gouverneur der 
Zentralbank Frenkel am 28. Juli 
dieses Jahres unverhohlen zu. 


Und was vielleicht noch am beun- 
ruhigendsten ist, die Schenkung 
von zehn Milliarden Dollar signa- 
lisiert eine geheime Überein- 
kunft, eine Reihe von Korrup- 
tionsskandalen zu vertuschen, 
die die amerikanischen Steuer- 
zahler bereits Milliarden von 
Dollar gekostet haben und in Zu- 
kunft noch größeren Schaden an- 
richten könnten. 


Um dieses Problem zu erhellen, 
führen Experten der Vereinten 
Nationen den Fall des israeli- 
schen Generals Rami Dotan an, 
der im vergangenen Jahr ins Ge- 
fängnis gehen mußte, weil er 
mehr als 100 Millionen Dollar an 


‚ US-Zahlungen für Militärhilfe 


unterschlagen hatte. 


Ein faules Spiel 
wird aufgedeckt 


Obwohl bei einer diskreten Un- 
tersuchung herauskam, daß die 
leitenden Herren eines Dutzends 
von Rüstungsunternehmen, dar- 
unter General Electric Co., Uni- 
ted Technologies und General 
Motors, ebenfalls in dem giganti- 
schen Diebstahl verwickelt wa- 
ren, lehnte es die israelische Re- 
gierung hartnäckig ab, amerika- 
nischen Fahndern zu gestatten, 
Dotan oder seine Komplizen zu 
befragen. Der Grund: Einige, 
der von Dotan und seinen Ver- 
bündeten abgezweigten Gelder 
gingen auf ein Schweizer Bank- 
konto, um israelische Spionage- 
Operationen in den Vereinigten 
Staaten zu finanzieren, sagen Un- 
tersuchungsbeamte. 


»Dies ist der verborgene Teil des 
Deals«, sagte ein ehemaliger Si- 
cherheitsbeamter des amerikani- 
schen Justizministeriums, der 
jetzt bei einer anderen Bundesbe- 
hörde arbeitet. »Die Israelis ha- 
ben buchstäblich hunderte von 


-Millionen Dollar, die ihnen in gu- . 


tem Glauben von. amerikani- 
schen Steuerzahlern gegeben 
wurden, dazu verwendet, eine su- 
pergeheime Einheit, als LEKEM 
bekannt, auf die Beirie zu stellen, 
deren Aufgabe es war, Amerikas 
am schärfsten bewachte wissen- 
schaftliche und militärische Ge- 
heimnisse zu stehlen.« 


Jonathan Jay Pollard, ein ehema- 
liger Geheimdienstspezialist der 
US-Navy, der zur lebenslängli- 
chen Haftstrafe verurteilt wurde, _ 
weil er Israel säckeweise höchst 
geheime Akten zugespielt hatte, 
wurde für seinen Verrat mit Gel- 
dern bezahlt, die aus amerikani- 
schen Hilfsleistungen an LE- 
KEM abgezweigt wurden, sagen 
Untersuchungsbeamte. 


Darüber hinaus war Pollard kei- 
neswegs allein. Er war nur »der 
Prügelknabe« des LEKEM-Netz- 
werks in den Vereinigten Staaten, 
verlautet aus diesen Kreisen. 


»Jetzt gibt es Berichte, wonach 
die neue israelische Regierung 
ihre Haltung »gemildert< habe 
und US-Fahndern gestattet wer- 
den soll, Dotan zu befragen«, 
setzte der ehemalige Beamte des 
Justizministeriums hinzu. »Aber 
wenn gewöhnliche Amerikaner 
jemals herausfinden, wie betrü- 
gerisch und hinterlistig Israel 
seine US-Hilfe verwendet, dann 
wird es wohl keine Schenkungen 
an den Kleinstaat mehr geben. 
Das Anleihegarantie-Paket wird 
ohne eine breit angelegte Vertu- 
schung der Sünden Israels ausein- 
anderfallen.« 


Nahost-Journal 


Israels Bombar- 
dierung des Irak 


Ein Augenzeuge hat Israels Mili- 
tär beschuldigt, bei der Opera- 
tion Wüstensturm im vergange- 
nen Jahr eine aktive Rolle ge- 
spielt zu haben, wie die amerika- 


nische Wochenzeitschrift »The 
Spotlight« exklusiv berichtete. 


»Die israelischen Flugzeuge ka- 
men und bombardierten uns und 
mein Haus«, sagte Ayaid al-She- 
diby, ein Öl- -Ingenieur, der so- 
wohl in Kanada als auch in den 
Vereinigten Staaten gearbeitet 
hat. 


»Israelische Maschinen waren an 
dieser Aggression beteiligt. Ich 
sah sie mit meinen eigenen Au- 
gen.« 


»Ich habe ein Fernglas«, setzte er 
hinzu, »ich sah den blauen (Da- 
vid)stern am Heck. Diese Ag- 
gression nutzt Israel; sie nutzt 
nicht den Golfstaaten.« 


»The Spotlight« und CODE wa- 
» ren die einzigen Presseorgane, 

“ die über die militärische Beteili- 
gung Israels am Golfkrieg berich- 
teten. 


Außerdem gab der stellvertre- 
tende Stabchef der irakischen Ar- 
 mee bekannt, der Irak besitze Fo- 
»tos und Videos, die beweisen, 
daß Israel eine militärische Rolle 
spielte. Trotz vieler Anfragen 
wurden die Fotos und Videobän- 
der nicht zur Verfügung gestellt. 


 »Israel war eines der Länder ge- 


. gen den Irak«, sagte General 

Ayad Khleel, der stellvertretende 
° irakische Stabchef, in einem län- 
geren Exklusiv-Interview. »Ich 


‘, war einer der Feldkomman- 


deure, und ich habe das selbst ge- 
sehen. Den ganzen Krieg hin- 
durch, als unsere Soldaten unser 
Kampffeld durchsuchten, fanden 
sie Stücke und Muster von Bom- 
bengehäusen mit der Aufschrift 
»  >Made in Israel««, fügte er hinzu. 
' - »Unsere Informanten und unsere 
“Soldaten beobachteten die glei- 
che Art von Sturzflügen, die wir 
in Israel sahen. Wir baten unsere 
-Soldaten, die Maschinen auf Vi- 
deoband aufzunehmen«, sagte 
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der General. »Wir haben Fotos 
und Videobänder.« Ein offenes 
und freimütiges Gespräch wurde 
zwischen einer Mannschaft von 
drei amerikanischen Journali- 
sten, Khleel, dem Kommandeur 
der irakischen Garderegimenter 
- die in Nachrichtenberichten als 
die elitäte Republikanische 
Garde im Krieg am Persischen 
Golf bezeichnet wurde -, und 
drei Dolmetschern geführt. In 
dem Gespräch, gab der General 
zu, daß der Irak einige Fehler be- 
gangen haben mag, er schalt je- 
doch die alliierten Streitkräfte 
wegen des von ihnen begangenen 
Overkill bei ihrem Angriff auf 
seine im Rückzug befindlichen 
Truppen. 


»Wir-sind sicher, daß die Bombar- 


dierung von zivilen Zielen nicht 
irrtümlich geschah«, sagte 
Khleel. »Die Operation war in 
Kuwait. Die alliierten Streit- 
kräfte, die zivile Ziele angriffen, 
waren überall - Bagdad, Kut, 
Mosul, Ramni. Es steht fest, daß 
dies keine Angriffe gegen militä- 
rische Ziele waren.« 


Einige der Ziele, die wiederholt 
von alliierten Bomben getroffen 
wurden, waren Kraftwerke, 
Kommunikationszentren, Brük- 
ken in Städten, Wohnviertel, Re- 
gierungsdienststellen und Fabri- 
ken. 


Khleel gab zu, daß einige iraki- 
sche Soldaten Greueltaten be- 
gangen haben, über die in den 
Vereinigten Staaten berichtet 
wurde, aber diese Soldaten seien 
in Kuwait unverzüglich bestraft 
worden. »In jedem Kriege, da 
bin ich ganz sicher, wird es einige 
ungesetzliche Dinge geben, die 
dem Befehlsstand nicht bekannt 
sind. Was veröffentlicht wurde, 
wurde übertrieben«, setzte 
Khleel hinzu. 


»Schuldige Irakis wurden von der 
irakischen Armee, in Gegenwart 
der Menschen, die sie bestohlen 
hatten, hingerichtet. Die Kuwai- 
tis sahen es. Es kam mehr als ein- 
mal vor. 


Andererseits ist der beispiellose 
Angriff durch alliierte Streit- 
kräfte auf sich zurückziehende 
irakische Truppen im Westen 
kaum verurteilt worden.« 


»Ich konnte nicht glauben, daß 
alliierte Soldaten sich so verhal- 
ten würden«, sagte Kheel. »Die 
irakischen Truppen waren auf 


dem Rückzug. Die Straßen wa- 
ren durch militärischen und zivi- 
len Verkehr verstopft. Und den- 
noch kamen immer wieder alli- 
ierte Flugzeuge. 


Wir haben so etwas während des 
Kriegs mit Iran nicht getan. Wir 
haben niemals davon gehört, daß 
dies jemals in der Geschichte ge- 
schehen ist. Ich bin sehr bestürzt 
darüber, was die Alliierten taten. 
Es war eine Tragödie.« 


Irakische Ster- 
beziffern 


»Dreiundneunzig von jeweils 
1000 Kindern, die im Irak gebo- 
ren werden, sterben jetzt«, bestä- 
tigte der irakische Staatssekretär 
für das Gesundheitswesen Dr. 
Abduljabbar Abdulabbas. »Dies 
ist fast 300 Prozent höher als die 
Kindersterblichkeitsquote von 
25 pro 1000, die wir vor der Aufer- 
legung des ungerechten Embar- 
gos verzeichneten«, sagte er und 
bezog sich dabei auf die Sanktio- 
nen, die gegen den Irak seit kurz 
nach dessen Einmarsch in Kuwait 
in Kraft sind. Abdulabbas 
meinte, 14.678 Kinder unter fünf 
Jahren seien in den ersten vier 
Monaten dieses Jahres wegen des 
durch die Sanktionen verursach- 
ten Mangels an Medikamenten 
und Nahrungsmitteln gestorben. 
»Die Todesziffer steigt«, stellte er 
fest und fügte hinzu, daß nahezu 
18 Prozent der irakischen Kinder 
schon bei der Geburt Unterge- 
wicht hatten. Durchfall haben, 
vier von jeweils 1000 im Irak ge- 
borene Babys getötet. »Vor den 
Sanktionen waren es eins zu tau- 
send.« 


Dr. Ala’uddin Mahmoud, Gene- 
raldirektor der Firma Kimadia, 
die die meisten Medikamente 
und chemische Vorräte einzufüh- 
ren pflegte, berichtet, seine La- 
gerhallen seien fast leer. »Wir wa- 
ren die größten Importeure von 
Medikamenten und Chemikalien 
im Nahen Osten. Alles, was in 
den letzten beiden Jahren in den 
Irak geschickt wurde, geht nicht 
über drei bis vier Prozent des Be- 
darfs hinaus. Wir haben unsere 
Lagervorräte fast aufgebraucht. 
Die Versorgungslage mit Medika- 


menten ist sehr bestürzend«, 


sagte er. 


Abdulabbas meinte, die Zahl der 
in irakischen: Krankenhäusern 


durchgeführten chirurgischen _ 
Eingriffe sei von über 15.000 auf 

weniger als 5.000 pro Monat ge- 
sunken. »Die übrigen ‚sterben 
entweder dahin oder warten ün- 
geduldig auf die Medikamente 
oder Ausrüstung, die wir uns 
nicht leisten können zu kaufen.« 


Jemen beschul- 
digt Saudi- 
Arabien der 
Verschwörung 


Saudi-Arabien ist für den Mord- 
versuch an Anis Hassan Yahya, 
ehemaliger stellvertretender Mi- 
nisterpräsident des Jemen und 
führendes Mitglied der Sozialisti- 
schen Partei, verantwortlich, mit 
dem anscheinend versucht 
wurde, den Prozeß der Wieder- 
vereinigung des Jemen zu desta- 
bilisieren, klagte Yahya an. Ya- 
hya sagte, der Anschlag auf sein 
Leben sei Teil einer Verschwö- 
rung, um das Entstehen eines 
modernen jemenitischen Staat zu 
vereiteln. Der Präsident des Je- 
mens, Ali Abdullah Saleh, be- 
schuldigte »feindliche Kräfte« 
der Verschwörung gegen seine 
Bemühungen, auf der arabischen 
Halbinsel eine Demokratie zu er- 
richten. 

Obwohl von der Regierung des 
Jemen keine Anschuldigungen 
erhoben wurden, wird weiterhin 
angenommen, daß die Saudis 
hinter der Operation standen, 
weil sie den möglichen Erfolg der 
Vereinigung .des Jemen und der 
demokratischen Reformen fürch- 
ten. 


Dem Londoner »Guardian« zu- 
folge beschuldigte Scheich Ali 
Shami der gemäßigten islami- 
schen Partei Al Haq offen die 
Saudis: «Saudi-Arabien läßt Un- 
mengen von Geldern in den Je- 
men strömen, um seine eigene 
Version des wahabitischen Islam 
zu fördern. Dies ist eigentlich 
eine irrationale und kompromiß- 
lose Version unserer Religion, 
auf die wir gut verzichten kön- 
nen.« 
Die Vereinigten Staaten und 
Großbritannien werden auch be- 
schuldigt, versucht zu haben, den- 
Jemen wegen dessen Weigerung, 
den Golfkrieg gegen den Irak zu 
unterstützen, zu destabilisieren. 
OD 


Offene Fragen 
zu Libyens 
Rolle bei der 
Lockerbie- 
Katastrophe 


Deutsche Fahndungsbeamte ha- 
ben keine substantielle Begrün- 
dung für die Anklagen der Verei- 
nigten Staaten und Britannien er- 
mittelt, daß Libyen den Bomben- 
anschlag auf den Flug 103 der 
Luftverkehrsgesellschaft Pan- 
Am am 21. Dezember 1988 über 
Lockerbie, Schottland, bei dem 
270 Menschen ums Leben ka- 
men, durchgeführt hat. 


Volker Rath, der Frankfurter 


Staatsanwalt, der mit der amtli- 


chen Untersuchung des Falles be- 
auftragt ist, äußerte in einem In- 
terview mit dem Hessischen 
Rundfunk, daß die Untersuchun- 
gen in dieser Angelegenheit we- 
gen Mangel an Beweisen einge- 
stellt werden müssen. 


Rath sagte, daß mehr als drei 
Jahre Fahndung in den Vereinig- 
: ten Staaten, Schottland und 
Deutschland - wo die Maschine 
startete -, keinerlei Beweise er- 
geben hätten, die Licht auf die 


. . Täter und die Vorgeschichte des 
. Lockerbie-Zwischenfalls werfen 


könnten. Rath erklärte, daß 
seine Fahndermannschaft wenig 
Substanz hinter den amerikani- 
schen ‚und britischen Beschuldi- 
gungen festgestellt hätten, daß 
“ zwei libysche Agenten, Basset el 
Megrahi und Khalifa Fhimah, 
den Bombenanschlag verübten. 
Er meinte, diese Anschuldigun- 


gen befinden sich eher im Be- 


reich der Vermutung als.in dem 
der Beweisführung. Ei 


Neue Konfron- 
tationen zwi- 


schen den USA 
und Jordanien 


Die Beziehungen zwischen den 
Vereinigten Staaten und Jorda- 
“ nien über die Sanktionen gegen 
den Irak sind seit einer geheimen 
Reise des Leiters der US Central 
- Intelligence Agency (CIA), Ro- 
- bert Gates, nach Jordanien sehr 


gespannt. Einer . Informations- 
- quelle aus dem Nahen Osten zu- 


folge fuhr Gates dorthin, um die 
Jordanier zu bitten, zuzulassen, 
daß »Aufseher« der Vereinten 
Nationen und der USA den Ex- 
port und Import von Waren in 
den Irak aus Jordanien kontrol- 
lieren und im Hafen von Akaba 
zu diesem Zweck eine Sonder- 
mission einrichten. 


Aus gleicher Quelle verlautet: 
»Die Jordanier haben dies rund- 
weg abgelehnt.« Nachrichten- 
agenturen berichten, Präsident 
George Bush habe Jordanien per- 
sönlich wegen dessen Weigerung, 
bei den Sanktionen zu kooperie- 
ren, kritisiert und gleichzeitig ver- 
kündet, daß die Sanktionen ge- 
gen den Irak verdichtet werden 


müssen. Als Folge der Weigerung 


Jordaniens werden, wie berichtet 
wird, Pläne geschmiedet, Inspek- 
toren innerhalb des Irak damit zu 
beauftragen, Lastkraftwagen mit 
Waren, die dem Embargo unter- 
liegen, anzuhalten und zurückzu- 
schicken. oO 


Gefahr des 
Faschismus in 
Israel 


Sam Lehman-Wilzig von. der Uni- 
versität Bar Ilan in Israel warnte 
in einem Artikel in der »Jerusa- 
lem Post«, daß sich angesichts 
des Unvermögens sowohl der Ar- 
beiter- als auch der Likudpartei, 
mehr zu tun als sich gegenseitig 
bei ihrem Wahlkämpfen in den 
Haaren zu liegen, eine Unzufrie- 
denheit mit beiden Parteien aus- 
breite. 


In diesem Zusammenhang 
könnte eine sogenannte popu- 
läre, nicht politische öffentliche 
Persönlichkeit«, wie Ross ‚Perot 
nach vorne treten und die Wahl 
zum Ministerpräsidenten 1996 
gewinnen, wenn dies eine Posi- 
tion wird, die direkt vom Volk ge- 
wählt wird. 


Lehman kam zu der Schlußfolge- 
rung, daß, falls die politischen 
Parteien sich nicht ernsthafter 
mit Problemen und Programmen 
befassen, das parlamentarische 
System zusammenbrechen und 
dies zum Faschismus führen 
werde. »In diesem Stadium be- 
ginnen wir die Gefahren zu er- 
kennen, die der Neigung zum Hy- 


Be: 


per-Negativismus, der. Suche 
nach dem unpolitischen Führer, 
der Umkehr zur direkten Mas- 
sen-Demokratie innewohnen. 
Alle drei stellen Hauptbestand- 
teile des Faschismus dar, wie wir 
zu unserem Leidwesen das ganze 
zwanzigste Jahrhundert hindurch 
erfahren haben. Und in einem 
Land, wo die politische Kultur 
bereits Elemente des Autoritaris- 
mus enthält, ist die Gefahr, daß 
die Demokratie auf die Schnelle 
zu ihrer Antithese verkommt, 
umso größer!« D 


Rabin-Regie- 
rung in Israel 
fest im Sattel 


Die 15jährige Regierungszeit der 
Likud-Partei endete als Folge der 
Wahlen in Israel vom 30. Juni die- 
ses Jahres. Yitzhak Rabin begann 
mit der Bildung einer neuen von 
der Arbeiter-Partei angeführten 
Regierung, die in den kommen- 
den vier Jahren im Amt bleiben 
wird. 

Es wird damit gerechnet, daß die 
Arbeiter-Partei innerhalb einer 
stabilen Koalition regieren wird. 


Beieiner Gesamtzahl von 120Sit- 


zen in der Knesset (Parlament), 
erhöhte die Arbeiter-Partei die 
Zahl ihrer Sitze von 38 auf 45, 
während einer ihrer »linken« Ver- 
bündeten, Meretz, sich von 10 
auf 12 Sitze verstärkte. Ein weite- 
rer Koalitionspartner, die Shas, 
eine sephardistische religiöse Par- 
tei, gewann sieben Sitze und 
bringt damit die Arbeiter-Koali- 
tion auf 64 Stimmen. Darüber- 
hinaus haben drei andere religiö- 
sen Parteien, von denen die mei- 
sten den Likud unterstützt hat- 
ten, bekanntgegeben, daß sie be- 
reit sind, sich einer von der Ar- 
beiter-Partei geführten Koalition 
anzuschließen. Obwohl die arabi- 
sche und kommunistische Partei 


(5 Sitze) nicht aufgefordert wur: 


den, der Regierung beizutreten, 


wird damit gerechnet, .daß.sie mit. .: 


der Arbeiter-Partei stimmen wer- 
den, besonders bei Mißtrauens- 
abstimmungen. . 


Palästinensern in den besetzten, 


Gebieten, Jordaniern, Agyptern 


und anderen zufolge hatte die 


Wirtschaft im Wahlkampf Vor- 
rang. Wähler zogen die Regie- 
rung dafür zur Rechenschaft, 
Ressourcen vergeudet zu haben 
und für die hohe Arbeitslosigkeit 


und hohe Inflation verantwort- - 
lich zu sein. »Sie stimmten mit ih- . 


rem Notizbuch ab«, sagte einer. 
»Die russischen Juden - es gibt 


jetzt 250.000 potentielle Wähler 


unter den russischen Einwande- 
rern — stimmten mit überwälti- 
gender Mehrheit für die Arbeiter 
Partei. Die Arbeitslosigkeit be- 
läuft sich in vielen Einwanderer- 
gebieten auf 50 Prozent«, sagte 
ein anderer. 

Der Likud verlor ebenfalls seine 
Parteibasis. »Der Likud konnte 
in Tel Aviv Projekte, die er seiner 
Basis versprochen hatte, nicht 
liefern, weil er Gelder zum Bau 
von Siedlungen abzweigen 
mußte«, meinte einer. »Ich 
wolite, ich könnte sagen, dies 
war so, weil die Israclis Frieden 
mit den Arabern wollen, aber sol- 
che Fragen waren rein sekundä- 
rer Natur.« 

Die Wähler erkannten auch, daß 
die Auseinandersetzung des ehe- 
maligen Ministerpräsidenten 
Yitzhak Shamir mit Präsident 
Bush zu einer Wirtschaftskata- 


strophe führte. »Die Israelis be- 


fürchteten nicht nur, die Darle- 
hensgarantien zu verlieren, son- 


dern auch alles andere. Israel ist : 


eine subventionierte . Gesell- 
schaft«, stellte einer fest. »Dies 
war ein Sieg der Bush-Regie- 
rung, und es ist eine Nachbildung 


von 1977. 1977 wollten die Ameri- ‚ 


kaner den Likud an die Macht 
bringen und taten das auch. Jetzt 
haben sie das Umgekehrte ge- 
tan.« DO 
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Naher Osten 


tererunde 


des Golf- 


krieges 


P Samuel Foner 


Der Senatsausschuß für die bewaffneten Streitkräfte der USA, der 
derzeit einen Fall von Lügen und Vertuschung seitens der Regierung 
im Zusammenhang mit dem Abschuß einer iranischen Verkehrsma- 
schine untersucht, hat jetzt Gelegenheit, der Öffentlichkeit einen 
, ‚Dienst zu erweisen, indem er eine frühere Vertuschung seitens des 
US-Verteidigungsministeriums entlarvt. ; 


Es ist Präsidentschaftswahljahr 
in den USA, und die Republika- 
ner regieren im Weißen Haus. Es 
ist daher keine‘ Überraschung, 
daß die Demokraten, die in bei- 
* den Kammern des Kongreß die 
: . Mehrheit haben, nach Skandalen 
suchen, die. sie der Grand Old 
‘ Party anlasten können. 


“ US-Präsident George Bush und 
die Verwicklung der Amerikaner 
- in den Krieg am Persischen Golf 
‘ bieten nicht enden wollende Ge- 
legenheiten dazu. 


‘Die Irreführung 
der Öffentlichkeit 


‚. Der Demokrat aus Georgia, Sam 
: Nunn, Vorsitzender des mächti- 
gen Senate Armed Services Com- 
mittee, möchte alle Einzelheiten 
über den Abschuß einer irani- 


schen Verkehrsmaschine im Juli 
1988 über der Straße von Hor- 


. muz durch die »USS Vincien- 
nes«, bei der alle 298 Menschen 
.. an Bord ums Leben kamen, erfor- 


.. schen: Er könnte dem amerikani- 


schen Volk einen wirklichen 
Dienst erweisen, indem er einen 
weiteren Zwischenfall am Persi- 
schen Golf, der sich ein Jahr vor- 
her zutrug, in seine Untersuchun- 
gen einbeziehen würde, nämlich 
den Angriff auf die Fregatte 
»USS Stark« durch irakische Dü- 
senjäger im Mai 1987. 


Im Zusammenhang mit dem Zwi- 
schenfall mit der »Vinciennes« 
hielt Admiral William Crowe, der 
für die US-Navy und für die Re- 
gierung sprach, am 3. Juli 1988 
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eine Pressekonferenz ab. Er gab 
bekannt, daß das amerikanische 
Schiff sich in internationalen Ge- 
wässern befunden habe, daß die 
iranische Maschine einem An- 
griffsschema gefolgt sei, und daß 
sie sich nicht identifiziert habe. 
Deshalb sei auf sie geschossen 
und die Maschine dabei zerstört 
worden. Der jetzt im Ruhestand 
lebende Crowe sagte zu Nunn - 
und wiederholte seine Erklärung 
in dem landesweit ausgestrahlten 
Programm eines amerikanischen 
Fernseh-Nachrichtenmagazins -, 
daß die »Vinciennes« sich - unter 
Verletzung des Völkerrechts - in 
iranischen Gewässern befunden 
habe, und daß das Flugzeug ei- 
nen Erkennungskode ausge- 
strahlt habe. 


Bei dem »Stark«-Zwischenfall im 
Mai 1987 schossen zwei irakische 
Düsenmaschinen Exocet-Rake- 


‚ten französischer Bauart auf:das 


amerikanische Schiff ab, wobei 
diesem schwerer Schaden zuge- 
fügt wurde und 37 amerikanische 
Seeleute ums Leben kamen. 


Ja, sie haben richtig gelesen. Der 
Angriff wurde von zwei iraki- 
schen Düsenmaschinen durchge- 
führt. Und doch scheint es so zu 
sein, daß die gesamte amerikani- 
sche Machtstruktur — das Weiße 
Haus, der Kongreß und die Joint 
Chiefs of Staff - der Offentlich- 
keit einreden ‚wollen, es sei nur 
ein irakisches Flugzeug gewesen. 


Das ist der Schlüsselpunkt. Wenn 
es zwei Flugzeuge waren, dann 
kann der Angriff kaum ein Irr- 
tum gewesen sein, wie die Regie- 


rung und die Medien des Esta- 


blishments der Öffentlichkeit 


weismachen wollen. Ein Pilot | 


könnte einen Kampffehler ma- 


schießen, aber zwei Piloten? 
Nicht sehr wahrscheinlich. Ob- 
wohl es theoretisch möglich ist, 
sind die Erwägungen, die dage- 
gen sprechen, daß ein solches 
Ding passiert ist, astronomisch. 


Der Angriff durch zwei Maschi- 
nen deutet auf einen Plan hin. Es 
obliegt nicht den Piloten, solche 
Entscheidungen zu treffen. Wer 
oder was anzugreifen ist und un- 
ter welchen Umständen, wird auf 
höherer Ebene entschieden. 


Lügen über 


den Zwischenfall 


In dem ursprünglichen Bericht 
der United Press International 
(UPI) des Reporters Richard 
Sale, der am 1. August 1987 zu 
den Akten gegeben wurde, heißt 
es, zwei irakische Maschinen 
seien in den Zwischenfall verwik- 
kelt gewesen. Dies wurde nur 
von sehr wenigen Zeitungen in 
den USA übernommen, darunter 
die »Salt Lake City Tribune« in ih- 
rer Ausgabe vom 2. August. Un- 
sere Schwesterzeitung »The 
Spotlight«, die sich auf ihre eige- 
nen Quellen verließ, berichtete 


. ebenfalls, daß zwei irakische Ma- 


schinen beteiligt waren. Aber 
dann geschah etwas Seltsames. 
Der Bericht selbst wurde einer in- 
ternen Redigierung durch UPI 
unterzogen. In späteren Depe- 
schen des Drahtdienstes hieß es, 
daß nur eine Maschine die 
»Stark« angegriffen habe. Diese 
Lesart wurde regierungsseitig 
wiederholt. 


»USS Stark« explanation a lie« 
(»Erklärung des »USS Stark«- 
Zwischenfalls eine Lüge«), 
schrieb »The Spotlight« am 17. 
August in großer Aufmachung 
auf der ersten Seite. Unter der 
Schlagzeile »Wahrheit von Me- 
dien verzerrt« schrieb der Spot- 
light-Redakteur Vincent J. Ryan: 


»Ein UPI-Bericht vom 1. August, 


in dem es heißt, daß zwei iraki- 
sche Düsenjäger - nicht nur einer 
- am 17. Mai die »USS Stark« im 
Persischen. Golf angegriffen 
habe, wurde von der »Los Ange- 
les Times«, der »New York Times«, 
der »Washington Post« oder der 
»Washington Times< nicht über- 
nommen.« 


Die Story wurde jedoch von der 
»Salt Lake City Tribune« und 
dem »Richmond (Virginia) Ti- 


"mes-Dispatch« aufgegriffen. . 
chen und auf ein unbefugtes Ziel i 


Ein Sprecher für die »Washing- 
ton Post« sagte zu einem »Spot- 
light«-Reporter: »Wenn die 
»Post« sie (die UPI-Meldung) 
nicht verwendet hat, dann .des- 
halb, weil die »>Post« nicht 
glaubte, daß sie den Tatsachen 
entsprach.« 


Der Experte für nationale Sicher- 
heit bei der »Washington Post« 
sagte, er wisse von der Depesche, 
sei aber nicht in der Lage, sie un- 
abhängig zu bestätigen. 


Ironischerweise hat »The Spot- 
light« erfahren, daß die Version 
des Berichtes, die UP] als Draht- 
meldung herausgegeben hatte, 
tatsächlich »im Hause« zensiert 
wurde. 


Ursprünglich sollte in dem Be- 
richt erwähnt werden, daß Ge- 
heimdienste innerhalb des Vertei- 
digungsministeriums zu dem 
Schluß gekommen seien, daß die 
Irakis von Israel veranlaßt wur- 
den die »Stark« anzugreifen, und - 
daß das Außenministerium be- 
hauptet habe, der Angriff sei ein 
Teil von arabischen Machen- 
schaften, um in diesem Teil der 
Welt einen Krieg heraufzube- 
schwören. 


Ryan erklärte, die Nachrichten- 
sperre durch UPI sei nur ein klei- 
ner Teil der Verschwörung. 


In der gleichen Ausgabe berich- 
tete der. diplomatische Korre- 
spondent von »The Spotlight«, 
Warren Hough, unter der Über- 
schrift: »Zwei Maschinen in An- 
griff verwickelt«: 


»Die »USS Stark«, .die von zwei 
Exocet-Raketen getroffen wurde, 
als sie im vergangenen Mai im 
Persischen Golf Patrouille fuhr, 
wobei 37 Amerikaner ihr Leben 
verloren, war nicht Opfer einer 
Verwechslung. Sie war Ziel eines 
vorsätzlichen Angriffs, der an- 
scheinend von israelischen Agen- 
ten arrangiert wurde, um die 
Reagan-Regierung zu einer mili- 
tärischen Aktion : im Nahen 
Osten aufzustacheln. 


In einer Reihe von Interviews mit 
einigen der am besten informier- 
ten Diplomaten und Informan- 
ten aus dem Verteidigungsmini- 
sterium erfuhr »The Spotlight«, 


yes 


daß die tatsächlichen Ereignisse 


dieses Zwischenfalles, die für die 
Öffentlichkeit freigegebene Ver- 
sion Lügen strafe.« 


Die Flugzeuge wurden 
von Söldnern geflogen 


Hough berichtete dann im einzel- 
nen über diese Tatsachen. In Sa- 
les ursprünglichem Bericht, in 
Washington datiert, heißt es: 
»Amerikanische Militär- und Re- 
gierungsexperten kamen zu der 
Schlußfolgerung, daß zwei iraki- 
sche Düsenjäger, nicht nur einer, 
die »USS Stark« im Mai angegrif- 
fen haben - und einige Leute 
glauben, der Angriff habe vor- 
sätzlich darauf abgezielt, die Ver- 
einigten Staaten dazu aufzusta- 
cheln, ihre Präsenz im Persischen 


* Golf zu verstärken.« 


»Aus Geheimdienstkreisen er- 


fuhr UPI, es habe den Anschein, 


als ob Kommandeure der iraki- 
schen Luftstreitkräfte die beiden 
Piloten zu einem Einsatz befoh- 
len hätten, erst nachdem sie von 
gefälschten Geheimdienstnach- 
richten aus einem benachbarten 
arabischen Staat hinters Licht ge- 


- führt wurden. 


- Die Kommandeure hätten offen- 


bar keine Ahnung gehabt, daß sie 


- einen Angriff auf ein amerikani- 
sches Schiff befahlen, erfuhr UPI 
aus diesen Kreisen.« 

Die Untersuchung durch »The 
= Spotlight« ergab, daß die Maschi- 


nen Allwetter-Jäger französi- 


- scher Bauart vom Typ Mirage F-1 


waren, die ihren Stützpunkt in 


- Shaibah, in der Nähe von Basra 
- im südlichen Irak hatten. Und die 


Maschinen wurden nicht von Of- 
fizieren der irakischen Luftstreit- 
waffe, wie die Version des Esta- 
blishments lautete, sondern von 
Söldner-Piloten geflogen, die 


* ägyptische, französische, west- 


oder ostdeutsche Bürger gewe- 


sen sein könnten. 


Sale schrieb: »Einer der Piloten 
könnte ein Israeli gewesen sein. 


- Einige von ihnen arbeiten näm- 

lich für die irakische Luftwaffe. 
Sie verbergen entweder ihre Na- 
tionalität - sie sprechen arabisch 
- oder sie behaupten, Abtrünnige 


oder Freiberufliche zu sein, de- 


ren Loyalität ihren Zahlmeistern 
- gehört. Und die Israelis gelten als 


Experten für die Mirage. Die Ira- 
kis brauchen technisch versierte 


Flieger; es kümmert sie oft nicht, 
wo sie herkommen.« 


US-Senator Sam Nunn soll die Wahrheit über Amerikas Aktivitä- 


ten am Persischen Golfs ans Tageslicht bringen. 


Es muß in diesem Zusammen- 
hang festgestellt werden, daß 
eine größere Rolle der USA am 
Persischen Golf einem nahöstli- 
chen Land hilft - Amerikas »be- 
sten Verbündeten«: Israel. Nach 
dem alten römischen Gesetz 
wurde auf jeden Vorfall stets die 
Frage angewendet: »Cui bono?« 
Das heißt: »Wem nützt es?« 


Historisch gesehen, haben An- 
griffe auf Schiffe bei späteren In- 
terventionen des amerikanischen 
Militärs eine große Rolle ge- 
spielt. Da war Lyndon Johnsons 
Zwischenfall am Golf von Ton- 
kin, Franklin Roosevelts Pearl 
Harbor und Woodrow Wilsons 
Versenkung der »Lusitania«. 
Teddy Roosevelt und seine 
Rough Riders stürmten San Juan 
Hill und riefen »Denkt an die 
»Maine««. 


Im Juni 1967 griff Israel die »USS 
Liberty« an. Wäre sie. versenkt 
worden, dann hätte man Agyp- 
ten die Schuld in die Schuhe ge- 
schoben, und die USA hätten 
Agypten den Krieg erklärt. 


Wenn die »Stark« versenkt wor- 


den wäre, dann hätten die USA 
empört dem Iran den Krieg er- 
klärt, der seinerzeit dabei war, 
den Krieg gegen unseren damali- 
gen Verbündeten, Saddam Hus- 
sein von Irak, zu gewinnen. 


Im Oktober 1987 kam die ameri- 
kanische Regierung mit ihrem of- 
fiziellen Bericht über den Zwi- 
schenfall mit der »Stark« heraus. 
Darin hieß es, es sei nur ein iraki- 
sches Flugzeug gewesen, und das 
ganze handele sich um ein Verse- 
hen. 


Sale sagte jedoch zu »The Spot- 
light«, er bleibe bei seinem uy- 
sprünglichen Bericht, trotz der 
Zensur durch seine Vorgesetzen 
im Drahtdienst. 


Ryan wies in einem »Spotlight«- 
Artikel vom 2. November darauf 
hin, daß der Leiter der Mann- 
schaft, die den Angriff unter- 
suchte, öffentlich identifiziert 
und in dem Bericht namentlich 
als Konteradmiral Grant Sharp 
genannt worden sei. Die US- 
Navy habe es jedoch abgelehnt, 
»The Spotlight« die Namen der 
sechs Offiziere zu nennen, die 
auch zu dem Kontingent gehör- 
ten, das den Zwischenfall unter- 
sucht hat. Nach Mitteilung der 
Navy waren diese Namen jedoch 
»klassifiziert«, das heißt einer be- 
stimmten Geheimhaltungsstufe 
zugeordnet worden. Der Grund 
für die Geheimhaltung, die diese 
Namen umgibt, muß noch ge- 
klärt werden. 


Ein Jahr nach dem Angriff setzte 
»The Spotlight« seine Untersu- 


chung fort. Mike Blair berich- 
tete: »The Spotlight« hat nicht 
weniger als sechs Beweisstücke 
entdeckt, die beweisen, daß das 
amerikanische Schiff von zwei 
Flugzeugen angegriffen wurde.« 


Die Untersuchung 
geht weiter 


Blair berichtete, daß die iraki- 
schen Düsenjäger Luft-Boden- 
Raketen zur Bekämpfung von 
Schiffen vom Typ Exocet Am-39, 
wie diejenigen, die während des 
Falkland-Krieges im Jahre 1982 
mit großer Wirksamkeit von der 
argentinischen Luftwaffe gegen 
die britische Kriegsmarine einge- 
setzt wurden, verwendet haben. 


»Das bedeutendste neue Beweis- 
material, das für einen Angriff 
mit mehr als einem Flugzeug auf 
die »Stark< spricht«, berichtete 
Blair, »besteht aus dem Text ei- 
ner Entschuldigung bei den Ver- 
einigten Staaten für den Angriff 
durch Saddam Hussein, Präsi- 
dent des Irak.« 


In einem Schreiben an Präsident 
Ronald Reagan vom 18. Mai 
1987, einen: Tag nach dem An- 
griff, schrieb Hussein: 


»Ich glaube, Sie wissen, daß die 
irakischen Flugzeuge, die in der 
Gegend operierten, in der. sie 
schon vorher feindliche Ziele an- 
gegriffen hatten, überhaupt nicht 
vor hatten, ein Schiff anzugrei- 
fen, das Ihrem Land oder irgend- 
einem anderen Land außer dem 
Iran gehört.« 


Die »New York Post« berichtete 
am 20. Mai, Konteradmiral Ha- 
rold J. Bernsen, der Komman- 
deur der Einsatztruppe am Persi- 
schen Golf habe gesagt, daß die 
Seeleute an Bord der »Stark« aus 
mehreren Gründen zu »sitzenden 
Enten« geworden seien, unter 
anderem, weil »Botschaften an 
die irakischen Düsenjäger, die 
die Raketen abschossen, entwe- 
der niemals empfangen oder 
nicht verstanden wurden. 


Nunns Bemühungen, die Wahr- 
heit über Amerikas Aktivitäten 
am Persischen Golf ans Tages- 
licht zu bringen, verdienen Aner- 
kennung. Jetzt ist er am Zuge, 
seine Untersuchung im Interesse 
Amerikas zu erweitern, indem er 
die historische Wahrheit über den 
Angriff auf die »USS Stark« un- 
tersucht. = 
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Die Opfer des 
Golfkrieges 
sind Frauen 
und Kinder 


Andrew Arnold 


Die Irakis sind eifrig damit beschäftigt, ihre Hauptstadt Bagdad wie- 
deraufzubauen und konzentrieren enorme Ressourcen und Energie 
auf dieses Ziel. Wenn der Sachschaden auch repariert wird, so stei- 
gen die Verluste an Menschenleben weiter an. 


Ein halbes Jahr nachdem ameri- 
kanische Bomben aufgehört ha- 
ben, auf die Hauptstadt des Irak 
niederzuschlagen, gibt es nur 
noch verhältnismäßig wenige 
Narben des Krieges in Form von 
Sachschäden. Bis auf ein Ge- 
bäude oder eine Brücke hier und 
dort, die noch repariert werden, 
könnte dies für jede andere mo- 
derne Großstadt in der Welt gel- 
ten. 


Die Irakis haben 
Gewaltiges geleistet 


Erst wenn man etwas genauer 
hinschaut, auf Anhaltspunkte 
wie die großen schwarzen Banner 
mit den Namen von zivilen Fami- 
lienmitgliedern, die bei den er- 
barmungslosen und beinahe stän- 
digen Luftangriffen damals getö- 
tet wurden, oder die Kranken- 
häuser, denen es in gefährlichem 
Ausmaß an Ausrüstungen und 
Arzneimitteln fehlt, wird man an 
den furchtbaren Schaden erin- 
nert, der dieser Stadt zugefügt 
wurde. 


»Die meisten Stadtteile Bagdads 
und überall im Lande sind inner- 
halb von drei Monaten wieder- 
aufgebaut worden«, sagte Naji al- 
Hidithi, Herausgeber des »Bag- 
dad Observer«. »Die Irakis ha- 
ben in den vergangenen 15 Mona- 
ten Gewaltiges geleistet.« 


Während Gebäude, Brücken in- 
standgesetzt und sogar menschli- 
che Verletzungen geheilt werden 
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SEEN 


Dr. Q.M. Ismail, Leiter der Zen- 
tralen Kinderklinik in Bagdad: 
»Bush führt einen biologischen 
Krieg gegen uns.« 


können, bereiten die quälenden 
Fragen nach tausenden von Zivil- 
toten und nach der völligen Zer- 
störung, der Infrastruktur des 
Landes den Irakis heute Kopf- 
zerbrechen, und sie fragen sich, 
warum dies alles geschehen 
mußte — vor allem im Lichte der 
Behauptung von George Bush, 
daß die Vereinigten Staaten nicht 


»mit dem irakischen Volk im 
Krieg stehen«. 


Zum Beispiel fiel in den sechs 
Wochen des Kampfes im Irak und 
in Kuwait eine größere Bomben- 
last als im ganzen Zweiten Welt- 
krieg in Europa abgeworfen 
wurde. Ungeachtet gegenteiliger 
Behauptungen des amerikani- 
schen Militärs - in denen der Er- 
folg des »Präzisions«bombarde- 
ments, der »chirurgischen« Ein- 
griffe und der Verwendung von 
»klugen« Bomben gelobt wurden 
- waren 93 Prozent der Bomben 
solche des freien Falles, und 75 
Prozent verfehlten ihre Ziele, 
wie aus kürzlichen Berichten in 
amerikanischen Zeitungen her- 
vorgeht. 


»Die Mehrheit der getroffenen 
Ziele waren ziviler Natur«, sagte 
Hidithi. »Schulen, Universitä- 
ten, Fabriken, eine Tankstelle, an 
der gerade viele Autos auftank- 
ten. Die Maschinen flogen zwei- 
mal vorbei; dann, beim dritten 
Anflug, schlugen sie zu.« »Neun- 
undvierzig Personen wurden ge- 
tötet.« 


Amerikanische Fernsehzuschauer 
erinnern sich genau an einen Re- 


porter des Cable News Network 
(CNN) am Standort einer Milch- 
pulverfabrik, die bombardiert 
worden war., Das US-Militär, er- 
klärte, es sei eine Fabrik für Che- 
mikalien zur Kriegsführung. 


Die Feindpropaganda 
mit der Milchpulverfabrik 


Eine Handvoll Journalisten ent- 
nahmen Milchproben aus den 
Trümmern der Fabrik als Beweis 
dafür, was in Wirklichkeit dort 
hergestellt wurde. Sie wurden 
von der amerikanischen Regie- 
rung als Verräter gebrandmarkt, 
weil sie »Feindpropaganda« ver- 
breitet hätten. 


Heute leiden und sterben iraki- 
sche Babies an Unterernährung 
in einer in der heutigen Welt nie 
gehörten Anzahl, sagen die 
Arzte. Als der Irak die Anschul- 
digung erhob, daß alliierte Flug- 
zeuge einen zivilen Bomben- 
schutzbunker angegriffen hätten 
- und 250 Leichen als Beweis da- 
für zur Schau stellten - beharrten 
Sprecher des US-Militärs immer 
noch darauf, dort sei ein iraki- 
scher Befehlsstand unterge- 
bracht gewesen. 


Naji al-Hadithi, Herausgeber des »Bagdad Observer«: »Die Irakis 
‚haben in den vergangenen 15 Monaten Gewaltiges geleistet.« 
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»Journalisten standen vor dem 
Bunker und weinten, als die Lei- 
chen herausgetragen wurden«, 
sagte ein irakischer Sprecher, zu 
dessen Aufgaben es gehört, aus- 
ländische Journalisten zu beglei- 
ten. »Sie wußten nicht, was sie 
tun sollten.« 


Heute ist der Bunker in Amaria 
eine Gedenkstätte für Iraks Zivil- 
tote. Er ist eingezäunt. Ein paar 
gedämpfte Lichter innerhalb des 
Bunkers führen Besucher zu ei- 
nem roten Teppich in der Mitte 
des Bunkers. Dort wenden sich 
die Gäste nach links zu dem am 
besten beleuchteten Teil des Rau- 
mes — das sechs Meter große 
Loch in der Decke gibt genügend 
Licht. Nur ein paar verbogene 
Stahlrohre, die einst eine 2,10 
Meter dicke Betondecke mit 
stützten, verdunkeln das Sonnen- 
licht. Der von einer Durch- 
schlagsbombe innerhalb des Bun- 
kers aufgewühlte neun mal zwölf 
Meter große Krater ist von Krän- 
zen umsäumt. Es gibt auch Foto- 
grafien und eine Zeichnung von 
den vielen Menschen, die in jener 
dunklen Nacht ihr Leben verlo- 
ren, von der ein amerikanischer 
Offizier sagte: »Man muß schon 
ein paar Eier zerschlagen, um ein 
Omelett zuzubereiten.« 


Anklage wegen 
Kriegsverbrechen 


»Die Alliierten suchten sich 
Brücken in Bagdad, Kut, Ra- 
_ mani heraus - diese sind 960 km 
von Kuwait entfernt«, sagte Hi- 
dithi. »Sie hatten nichts mit den 
Kämpfen zu tun.« 


In einem Bericht des amerikani- 
schen Verteidigungsministeriums 
wird jetzt in bezug auf die vielen 
Angriffe auf die Infrastruktur des 
Iraks - vor allem auf Kraftwerke 
- eingeräumt, zuviel des Guten 
beziehungsweise Schlechten ge- 
tan zu haben. 


Eine im April veröffentliche Stu- 
die des US-Verteidigungsministe- 
riums besagt zum Beispiel, daß 
Fehler der Geheimdienste und 
des Kommunikationswesens, 
von den Amerikanern dirigierte 
Bomber dazu veranlaßt hätten, 
‚mehr Schaden an Iraks Kraftwer- 
ken anzurichten »als. beabsich- 


tigt«. 


- Der Irak ist zum größten Teil Wü- 
ste. Elektrische Energie ist le- 
benswichtig für Kraftpumpen, 


die Wasser in die Städte bringen. 
Ohne sauberes Wasser waren die 
Menschen im Winter von 1991 ge- 
zwungen, zu trinken, was sie ge- 
rade hatten. Außerdem wurden 
die Pumpen für das Abwassersy- 
stem elektrisch betrieben. Als 
das Wasser nicht mehr lief, häufte 
sich der Unrat auf den Straßen. 


Diese Auswirkungen haben zu- 
mindest einen Arzt dazu veran- 
laßt, Anklage wegen Kriegsver- 
brechen gegen Bush zu erheben. 


Bushs biologischer 
Krieg 


»Ich habe, abgesehen von Unter- 
ernährung, niemals so viele Fälle 
von Cholera, ansteckende Leber- 
entzündung, Typhus und Hirn- 
hautentzündung gesehen«, sagte 
Dr. Q.M. Ismail, Leiter der Zen- 
tralen Kinderklinik Saddam in 
Bagdad. »Bush wußte sehr ge- 
nau, daß dies geschehen würde. 


Warum hat er sonst wohl jede 
Stromanlage im Lande und jede 
Abwasseranlage bombardieren 
lassen?«, fragte er. »Jeder Iraker 
und Irakerin weiß, was vor sich 


ging.« 


»Bush führte einen biologischen 
Krieg gegen uns. Er tat dies nicht 
direkt, sondern indirekt. Er 
wußte sehr genau, daß sich in un- 
serem Lande alle Arten von Ver- 
schmutzungen und ansteckende 
Krankheiten ausbreiten wür- 
den.« 


Viele im Irak zweifeln an Bushs 
Ehrlichkeit, als er sagte, der 
Krieg werde nicht gegen das ira- 
kische Volk geführt. 


»Sie (die Vereinigten Staaten) ha- 
ben gesagt, dies seien Fehler ge- 
wesen«, sagte Hidithi. »Weiter- 
hin Kraftwerke zu bombardie- 
ren, bedeutet, daß man alles 
lahmlegen will. Man will an dem 
Land Rache üben.« DO 


Irak 


Bushs Kampf 
gegen Saddam 
Hussein geht 


weiter 


Andrew Arnold 


Nach Aussagen von Experten setzt das amerikanische Militär seine 
Offensive gegen das irakische Volk fort. Der Liste, der von US-Präsi- 
dent George Bush gegen das irakische Volk begangenen Verbrechen, 
muß noch ein weiteres und weitaus scheußlicheres hinzugefügt wer- 
den, behaupten verärgerte irakische Bauern, die erleben mußten, 
wie eine ihrer besten Weizenernten buchstäblich in Flammen auf- 


ging. 


Irakische Bauern im nördlichen 
Irak, deren Familien diese Felder 
in der Nähe der alten Ruinen- 
stadt Nineveh schon seit Jahrhun- 
derten bearbeiten, behaupten, 
daß alliierte Streitkräfte, die im- 
mer noch den Irak eingeschlos- 
sen haben, abgesehen von den 
Wirtschaftssanktionen, die dar- 
auf abzielen, Saddam Hussein 
aus der Macht zu verdrängen, zu 
einer Politik der verbrannten 
Erde übergegangen seien. Der 
Irak legte nach Berichten dar- 
über, daß Felder verbrannt wur- 
den, bei den Vereinten Nationen 
Mitte Juni eine offizielle Be- 
schwerde ein, schrieb der »Bag- 
dad Observer«. 


Leuchtkugeln in die 
reifen Weizenfelder 


Eine Mannschaft von »The Spot- 
light«-Reportern war das erste 
nicht irakische Nachrichtenme- 
dium, das die verbrannten Stand- 
orte besuchte. Dies geschah am 
17. Juni dieses Jahres, innerhalb 
von 48 Stunden nach dem letzten 
Zwischenfall, wie die Bauern be- 
richten. Während die Journali- 
sten ein verbranntes Feld unter- 
suchten und mit Bauern spra- 
chen, brausten zwei nicht identi- 
fizierte Militärdüsenmaschinen 
in einer Höhe von etwa 1200 Fuß 
(400 Meter) über die Gruppe hin- 
weg. Irakische Maschinen sind 


Andy Arnold, CODE-Mitarbei- 
ter, reiste mit einer internatio- 


nalen Journalisten-Gruppe 
durch den Irak. 


aus diesem Luftraum verbannt 
worden. 

Über den Zwischenfall wurde 
noch am gleichen Abend im iraki- 
schen Fernsehen berichtet. Am 
darauffolgenden Tag machte das 
irakische Handelsministerium 
das Gebiet für eine Fernseh- 
Mannschaft des Cable News Net- 
word (CNN) zugänglich. 


Die Bauern behaupten, daß die 
Angriffe in einer von drei For- 
men durchgeführt werden: 


Leuchtkugeln werden in die trok- 
kenen, reifen Weizenfelder ge- 
schossen, wodurch Brände ent- 
stehen; die Nachbrenner (für Zu- 
satzschub) niedrig fliegender Dü- 
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Irak 


Bushs Kampf 
gegen Saddam 
Hussein geht 
weiter 


senmaschinen — schätzungsweise 
nur 100 Meter, etwa die Länge ei- 
nes Fußballplatzes entfernt - wer- 
den abgeschossen und entfachen 
am Boden Brände; niedrig flie- 
gende Flugzeuge scheinen es dar- 
auf angelegt zu haben, Hoch- 
spannungsleitungen umzustür- 
zen, wodurch Funken entstehen, 
die zu Bränden führen. 


Der irakische Handelsminister 
Dr. Mohammed Mehdi Saleh, be- 
hauptet, flammende »Ballons«, 
die von der Türkei aus gestartet 
werden, vernichten auch Felder 
im Norden. 


Vereinte Nationen 
lehnen Stellungnahme ab 


Vertreter der Vereinten Nationen 
in Bagdad lehnen jede Stellung- 
nahme ab... 


Sowohl irakische Regierungsbe- 
amte als auch Bauern machen die 
Bush-Regierung für die Angriffe 
verantwortlich. 


»Sie sehen, daß wir kein militäri- 
sches Ziel sind«, sagte ein wüten- 
der Bauer in der Nähe des Dorfes 
Mahallabiya in der Region Nine- 
veh. »Sie können die Bauernhöfe 
und die Dörfer, die sie angreifen, 
sehen.« 


»Waren es Ziele?«, fragt.er. »Sind 
unsere Häuser Ziele?« 


»Bush ist ein Verbrecher«, setzte 
ein anderer Bauer hinzu. »Er tö- 
tete die Kleinkinder und Alten, 
er strich die Milch für Babies und 
er verbrannte unser Feld.« 


»Er ist nicht anderes als ein Ver- 
brecher«, sagte er noch. »Das 
amerikanische Volk muß gegen 
ihn Protest einlegen. Es sind 
Menschen wie wir. Sie müssen 
ihm Einhalt gebieten.« 


Der Irak beschuldigte die Verei- 
nigten Staaten, zwei der drei 
Brände, die im Zeitraum von ei- 
ner Woche ausbrachen, gelegt zu 
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haben, heißt es in einem an den 
Generalsekretär der Vereinten 
Nationen Dr. Butros Ghali ge- 
richteten Schreiben. Aus dem 
Brief geht hervor, daß amerikani- 
sche Flugzeuge am 7. Juni aufein 
Feld in der Nähe von Bakhira 
»Fackeln« geworfen hätten. Ein 
nicht identifiziertes Flugzeug soll 
zwei Tage später in der Nähe von 
Mahallabiya Leuchtkugeln abge- 


verantwortlich gemacht. Dies 
war jedoch nicht das Ende der 
Angriffe. 


Eine Zusammenkunft am späten 
Abend des 15. Juni zwischen den 
»Spotlight«-Mitarbeitern und Sa- 
leh in Bagdad wurde unterbro- 
chen, als er einen dringenden Te- 
lefonanruf von einem seiner Mit- 
arbeiter erhielt. Saleh sagte, in 


Bauern im Nordirak klagen die Amerikaner an, sie würden ihre 
Felder in Brand stecken. 


Die Journalisten-Gruppe konnte sich von einem in Brand ge- 
steckten Weizenfeld überzeugen. Der Weizen hätte ausgereicht, 
18000 Menschen ein Jahr lang zu ernähren. 


schossen haben. Ein amerikani- 
sches Flugzeug wurde auch für 
ein Feuer bei Tarjlia am 7. Juni 


dem Bericht sei die Rede von ei- 
nem vierten Feuer: 
»Amerikaner werfen Feuerbal- 


lons ab, um Weizenfelder abzu- 
brennen«, sagte er nach einem 
Blick auf seine Notizen. »Hier- 
mit wird die Schlacht nicht _ge- 
wonnen.« 


Die Amerikaner 
verbrennen Eelder 


Augenzeugen konnten die Natio- 
nalität, der in den jüngsten An- 
griff verwickelten Flugzeuge, 
nicht ausmachen. 


Zeugen sagten aus, daß um 9.30 
Uhr zwei Maschinen an dem Feld 
vorbeigeflogen seien. Eine schoß 
mehrere Leuchtkugeln ab. Bau- 
ern berichteten darüber, daß 
»Studenten bis zu alten Män- 
nern« versucht hätten, die Flam- 
men einzudämmen, aber sie hat- 
ten nur wenige Feuerlöscher, mit 
denen sie arbeiten konnten. 


Feuer verwüstete ein Feld von 
15000 Hektar - rund 58 Quadrat- 
meilen. Nach Schätzungen von 
irakischen Offiziellen hätte der 
Weizen ausgereicht, 18000 Men- 
schen ein Jahr lang zu ernähren. 
»Sie versuchen, die in dem Dorf 
lebenden Menschen durch Tief- 
flüge zu terrorisieren«, sagte ein 
Bauer. »Wenn die Dorfbewohner 
jetzt ein Flugzeug hören, dann 
laufen. sie ihm in den Feldern 
nach, um einen Überblick zu be- 
kommen, was geschieht.« 


»Sie wissen, daß etwas geschehen 
wird«, setzte er hinzu. »Sie haben 
das Feuer an vielen Stellen gese- 
hen. Der Beweis dafür, was die 
Flugzeuge angerichtet haben, ist 
auf den Feldern zu finden.« 


In der irakischen Protestnote 
heißt es: »Die feindseligen Hand- 
lungen der Amerikaner :stellen 
flagrante und nicht zu rechtferti- 
gende Verstöße dar.« 


Irakische Regierungsbeamte sag- 
ten, die Verbrennung von Wei- 
zenfeldern hat »nichts mit den 
Einsätzen zu tun, die die Ameri- 
kaner, wie sie sagen, durchfüh- 
ren«. 


f 


"Irak 


Saddam 
Hussein ist der 
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Wirtschaftssanktionen, die dem Irak von den Vereinten Nationen 
auferlegt wurden, bereiten dem irakischen Volk Not und Elend. Es 
weigert sich jedoch immer noch, Saddam Hussein dafür verantwort- 
lich zu machen, wie US-Präsident George Bush das gerne möchte. 
Stattdessen macht es Bush selbst verantwortlich. 


Wenn die auf George Bushs Be- 
treiben von den Vereinten Natio- 
nen gegen den Irak verhängten 
Sanktionen die Irakis dazu veran- 
lassen sollten, die Waffen gegen 
Saddam Hussein zu erheben, 
dann hat der Diktator eigentlich 
den Krieg gewonnen. Trotz eini- 
ger unzufriedener Stimmen ge- 
gen Hussein steht seine Herr- 
schaft im Irak außer Zweifel; und 
Husseins Aktien in der arabi- 
schen Welt stehen höher als je zu- 
vor, erfuhr CODE von Informan- 
ten aus der Region. 


Saddam Hussein 
wird Bush überleben 


- Dadurch, daß er zum Trotz gegen 
die Vereinigten Staaten an der 
Macht bleibt, wird Hussein als 
der Underdog angesehen, der 
vom Westen nicht besiegt werden 
konnte. George Bush und seine 
internationalistischen Alliierten 
werden als fremde Feindmacht 
betrachtet. 


Die Menschen im Nahen Osten, 
vom Regierungsbeamten bis zum 
- Mann auf der Straße, sagen, daß 
‚sie Außenseitern nicht gestatten 
werden, der Region ihren Willen 
aufzuzwingen: 


»Das irakische Volk würde lieber 
sterben als Almosen anzuneh- 
men, und es den USA zu erlau- 
ben, die interne Politik des Lan- 
des zu diktieren«, sagte der Han- 
delsminister Dr. Mohammed Sa- 
leh in einem Interview. 
Araber im Nahen Osten machen 
- die Vereinten Nationen für die 
Gründung des Staates Israel ver- 


Dr. Mohamed Mehdi Saleh, 
Iraks Handelsminister: »Das 
irakische Volk würde lieber 
sterben als Almosen anzuneh- 
men.« 


antwortlich, die wiederum jahre- 
lange Schwierigkeiten mit sich 
gebracht habe. Sie sehen die staa- 
tenlosen Palästinenser von Land 
zu Land wandern und sagen »nie 
wieder«. Sie erleben wie westli- 
che Regierungen moralisch ver- 
kommene Regime in Saudi-Ara- 
bien, Kuwait und Syrien stützen. 
Und wie kranken Kindern im 
Irak Medikamente vorenthalten 
werden — und sie machen Bush 
dafür verantwortlich. 

»Wenn George Bush die Wieder- 
wahl gewinnen sollte, wird er 


noch weitere vier Jahre im Amt 
sein. Saddam Hussein ist für die 
verbleibende Zeit seines Lebens 
im Amt«, sagte einer der jordani- 
schen Geschäftsleute. »Wer hat 
also gewonnen? Saddam Hussein 
wird noch Präsident sein, wenn 
von Bush und seiner Politik 
längst nicht mehr die Rede ist.« 


Er setzte hinzu: »Hussein ist ein 
Mann des Volkes. Bush verkehrt 
nur mit oft unpopulären Füh- 
Tern.« 


Ablehnung westlicher 
Marionetten 


Dieser Mann, Abed Thaher, ein 
weit gereister Beamter für Ju- 
gendsport in Jordanien, forderte 
die Amerikaner dazu auf, sich ei- 


Osama al-Hiti, Iraks Ölmini- 
ster: »Die Sanktionen sind un- 
gerecht. Sie hätten schon 
lange aufgehoben werden 
müssen.« 


ner Philosophie der »Änderung 
des Gedankens, nicht des Man- 
nes« im Nahen Osten zu befleißi- 
gen. Er regt an, sich mit den be- 
stehenden Mächten zu befassen, 
anstatt zu versuchen, westliche 
Marionetten zu schaffen. Viele, 
besonders Leute aus der Ge- 
schäftswelt, verliehen der glei- 
chen Meinung Ausdruck. 


Eine der ersten Handlungen der 
Vereinten Nationen nach Ende 
des Kriegs am Persischen Golf 
war die Verhängung von schwe- 


ren Wirtschaftssanktionen gegen 
den Irak. Diese schlossen zu- 
nächst Verbote für Lebensmittel, 
Medikamente und medizinische 
Präparate ein. Nachdem Mann- 
schaften der Vereinten Nationen 
über weit verbreitete Hungers- 
not und mit Entbehrung zusam- 
menhängende medizinische Not- 
fälle berichteten, stimmte die in- 
ternationale Körperschaft zu, 
dem Irak zu gestatten, Nahrungs- 
mittel und Medikamente zu kau- 
fen, ohne erst die Bedingungen 
einer Resolution der Vereinten 
Nationen, die darauf abzielen, 
die irakischen Anlagen zur Her- 
stellung von Atomwaffen zu zer- 
stören, erfüllen zu'müssen. 


Irakische Regierungsbeamte be- 
haupten, die Lockerung des Em- 
bargos sei ein Trick des Westens, 
der darauf abziele, international 
Achtung für westliche Barmher- 
zigkeit zu erzeugen, das Em- 
bargo aber effektiv weiterlaufe. 
»Es sind fünf Milliarden Dollar 
an privaten, irakischen, und Re- 
gierungs-Vermögenswerten im 
Westen eingefroren worden«, 
sagte Saleh. »Wir können an die- 
ses Geld nicht heran Wir dürfen 
unser Öl nicht verkaufen. 


»Wie sollen wir also Lebensmit- 
tel und Medikamente kaufen?« 
fragte er. »Unter realen Aspek- 
ten gesehen, fallen Lebensmittel 
und Medikamente unter die 
Sanktionen.« 


Das Beispiel mit 
den Herzpillen 


Westliche Länder gehen manch- 
mal bis zum Außersten, um zu 
verbieten, daß Medikamente ins 
Land kommen. »The People«, 
eine britische Zeitschrift, berich- 
tete Mitte Juni, einer britischen 
pharmazeutischen Firma sei von 
der Regierung untersagt worden, 
100000 Herzpillen in den Irak zu 
schicken. 


Die für kurdische Flüchtlinge be- 
stimmten Pillen enthalten win- 
zige Mengen Nitroglyzerin. Ob- 
wohl von diesem Sprengstoff 
kaum genug zusammenkäme, 
um eine Ein-Pfund-Bombe her- 
zustellen - und Irak sein Nitro 
selbst auf eine weit weniger kost- 
spielige Art herstellen kann, als 
dieses Medikament zu destillie- 
ren — weigerte sich das britische 
Handelsministerium, das Medi- 
kament zum Versand freizuge- 
ben. 
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»Auch nur daran zu denken, die 
Irakis könnten das Medikament 
zu einer Form von Sprengstoff zu- 
rückdestillieren, ist lächerlich«, 
sagte Dr. Musti Rasoul. »Der 
Irak ist ein Land das theoretisch 
in der Lage ist, Atomwaffen her- 
zustellen, und ich bin daher ganz 
sicher, daß die Irakis weit bessere 
Möglichkeiten entwickelt haben, 
Sprengstoffe herzustellen als das 
Herumexperimentieren mit Pil- 
len.« 


Rasoul, ein Arzt in Britannien, 
half mit, die humanitäre Hilfe an 
den Irak in die Wege zu leiten. 


»In der Theorie könnte etwas Ni- 
troglyzerin aus dieser Pille her- 
ausdestilliert werden«, sagte ein 
britischer Sprengstoffexperte. 


»Aber wir wissen, daß Saddams 
Wissenschaftler viel billigere und 
wirksamere Möglichkeiten ha- 
ben, Sprengstoffe herzustellen, 
als Herzpillen umzuwandeln.« 


Während das Beispiel mit den 
Herzpillen witzig ist, ist das Lei- 
den im Irak alles andere als spa- 
Big. 


Die Folge der Granaten 
aus verbrauchtem Uran 


Die Versorgung mit Medikamen- 
ten wurde mit Beginn der Bom- 
bardierung im Januar 1991 fast 
gänzlich eingestellt, da Kraft- 
werkgeneratoren betriebsunfä- 
hig gemacht wurden. Da ein 
Großteil der Medikamente in 
Kühlschränken lagerten, wurden 
die Vorräte zerstört. Irakische 
Ärzte sagten, sie hätten einen 
Anstieg der Fälle von Leukämie 
im Süden — dem Bereich des Bo- 
denkriegs - festgestellt. Aus kürz- 
lich veröffentlichten Berichten 
geht hervor, daß alliierte Streit- 
kräfte im Süden Artilleriegrana- 
ten mit Spitzen aus verbrauchtem 
Uran einsetzten. Die Granaten 
sind supergehärtet und werden 
verwendet, um Panzerungen zu 
durchschlagen. Dadurch erklä- 
ren sich auch die zunehmenden 
Krebsfälle, sagen Arzte. 
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Eine Mutter am Bett ihrer kranken Tochter. Es fehlen Medika- 
mente um eine Masern-Epidemie einzudämmen. 


Es herrscht jedoch immer noch 
ein gefährlicher Mangel an Arz- 
neimitteln zur Bekämpfung der 
Krankheit. Außerdem ist eine 
sonst leicht zu bekämpfende Ma- 
sern-Epidemie, die das Land 
heimsucht, tödlich geworden, 
was teilweise auf die weitverbrei- 
tete Unterernährung und auf den 
Mangel an Impfstoff zurückzu- 
führen ist. Wegen der strengen 
Rationierung bekommen Klein- 
kinder nur drei Dosen Babymilch 
pro Monat, berichten irakische 
Beamte. 

»Das ist nicht genug«, sagte ein 
Arzt. »Ein Baby braucht alle drei 
Tage eine Dose. Jetzt greift die 
Mutter zu anderen Mitteln. Ent- 
weder sie verdünnt ihre Milch 
oder benutzt einen Ersatzstoff 
wie Reiswasser:oder Zucker und 
Wasser.« 


Die zivilen Todesopfer 
erhöhen sich weiter 


»Daher haben wir es mit dem 
Problem der Defizienz der Er- 
nährung zu tun. Es kommen 
noch andere Probleme hinzu. 
Unterernährung bedeutet ge- 
ringe Immunität, geringe Immu- 
nität bedeutet Infektion, und In- 
fektion bedeutet Tod.« 

Eine Studie des öffentlichen Ge- 
sundheitswesens, die im vergan- 
genen Herbst von westlichen Ex- 
perten im Irak durchgeführt 
wurde, ergab, daß sich die Kin- 
dersterblichkeitsziffer seit 
Kriegsende mehr als verdreifacht 
hat. 


Erwartungsgemäß wird sich die 
bereits monströse Zahl der zivi- 
len Todesopfer des Krieges um 
weitere Zehntausende erhöhen. 
Genaue Zahlen sind nicht be- 
kannt, weil weder die amerikani- 
sche noch die irakische Regie- 
rung das Ausmaß dieses Blutbads 
zugeben wollen. 


Außerdem steigt die Zahl der To- 


desopfer in dem Maße weiter an, 
wie sich die Auswirkungen des of- 
fenen Krieges auf die irakische 
Infrastruktur weiterhin bemerk- 
bar machen. Gut informierte 
Kreise geben die Zahl mit mehr 
als 200000 an. 


Außer den wachsenden Besorg- 
nissen in medizinischer Hinsicht, 
wird das Volk von mehr als 17 Mil- 
lionen Einwohnern von Nah- 
rungsmittelknappheiten heimge- 
sucht. Der Irak importiert fast 
zwei Drittel seines jährlichen Be- 
darfs an Lebensmitteln. 


Die irakische Ernte 
sabotiert 


Geldknappheit und das Embargo 
haben die Einfuhr von Lebens- 
mitteln stark eingeschränkt. Die 
Regierung des Irak reagierte 
durch Erhöhung der Preise für 
einheimische Produkte, in der 
Hoffnung, die Bauern dazu an- 
spornen zu können, mehr anzu- 
bauen. Der Irak hat eindringlich 
darauf hingewiesen, daß die der- 
zeitige Ernte die beste seit Jahren 
sei. 


Indessen behaupten Bauern, daß 
alliierte Luftstreitkräfte versu- 
chen, die Ernte zu sabotieren, in- 
dem sie Leuchtkugeln auf reife 
Felder abwerfen und dadurch 
Brände entfachen. Vom Verfas- 
ser dieses Artikels untersuchte 
Weizenfelder brannten völlig nie- 
der,. das heißt, es war nur noch 
ein schwarzer Rückstand auf vie- 
len Halmen vorhanden. Andere 
Teile des Feldes wiesen ebenfalls 
geschwärzte Stoppeln auf, die 
darauf hindeuten, daß man ver- 
sucht hat, das Feuer einzudäm- 
men. 


Die irakische Regierung versorgt 
ihr Volk mit Nahrungsmittelratio- 
nen von 1300 Kalorien pro Tag. 
Wenige gedeihen davon, aber die 
meisten können überleben, sagt 
Saleh. Die Regierung könne den 
Massen die Grundnahrungsmit-. 
tel nicht beschaffen, solange der 
Westen dem Land Sanktionen 
auferlegt. 


Anstatt Saddam Hussein ver- 
antwortlich zu machen, richten 
die Irakis einen anklagenden Fin- 
ger auf Bush, wenn sie das Wort 
»Sanktionen« hören. »Seit zwei 
Jahren leiden wir schon unter 
den Sanktionen«, sagte ein 
Bauer. »Wann wird das amerika- 
nische Volk die Tatsachen erfah- 
ren?« 


»Wir sind alle Menschen«, setzte 
er hinzu. »Wir brauchen Sprit- 
zen, um das Fieber zu bekämp- 


fen. Wir brauchen Medika- 
mente,« 
»Wir wollen mehr Medika- 


mente«, rief eine Mutter auf Ara- 
bisch aus, als sie ihr Kind in 
einem Krankenhaus in Bagdad 
pflegte. oO 


‚Irak 


Zur Position 
von Saddam 
Hussein 


Andrew Arnold 


Die Vereinten Nationen haben die Chancen für Frieden und Stabili- 
tät in der Region des Persischen Golfs weiter untergraben, indem sie 
irakisches Land an Saudi-Arabien und Kuwait abtraten. Kuwait zum 
- Beispiel erhielt sechs irakische Ölbrunnen als Reparationen und au- 
Berdem noch einen Teil des Marinestützpunktes Um Qasr. Die Ge- 
- schichte lehrt, daß die Sanktionen der Vereinten Nationen wahr- 
scheinlich zu noch mehr Blutvergießen in der Region führen werden. 


Britannien legte Anfang der 
zwanziger Jahre die heutigen 
Grenzen in der Region fest, 
schnitt Kuwait und die anderen 
Golf-Emirate aus dem Irak her- 
aus, um den Aufstieg einer star- 
ken Macht in der Gegend zu ver- 
hindern und somit die britische 
Vorherrschaft in dem Gebiet zu 
sichern und den Zugang zu dieser 
strategisch wichtigen, ölreichen 
Gegend offen zu halten. Als 
Folge davon wurde der Irak fast 
ganz vom Zugang zum Meer ab- 
geschlossen, während Kuwait 190 
km Küstenland und den größten 
natürlichen Hafen zugesprochen 
bekam. 


Der Streit 
um die Olfelder 


Sechs Tage nachdem Kuwait 1961 
seine Unabhängigkeit erklärte, 
verkündigte der Irak seine Sou- 
veränität über Kuwait und nahm 
für sich in Anspruch, daß die bei- 
den Länder ethnisch, kulturell, 
historisch und geographisch eins 
seien. 


Streitigkeiten darüber, welche 
Olfelder welchem Land gehören, 
führten schließlich dazu, daß der 
Irak im August 1990 in Kuwait 
einmarschierte. Kuwait sicherte 
sich seinen Anspruch auf meh- 
 rere Olvorkommen und Pump- 
‚stationen durch Schrägbohrun- 
- gen, die unter die politischen 
Grenzen hindurchgingen und 
zapfte somit von Olbrunnen auf 
irakischem Gebiet ab. Der Irak 
verlangte Bezahlung und eine 


»spiegelt die Seichtigkeit der 
Mentalität der US-Regierung wi- 
der. Merkwürdige Statements 
und Beschlüsse wie diese haben 
keine Macht, Tatsachen der Ge- 
schichte und der Geographie ein- 
fach auszulöschen.« 


Mit anderen Worten: Die grund- 
legenden Ursachen der Unstabi- 
lität in der Region, die zum Golf- 
krieg führte, ist durch Einmi- 
schung aus dem Ausland nur 
noch verschärft worden. 


Kinder sprechen 
vom »blutigen Bush« 


Ungeachtet eines auf breiter Ba- 
sis geführten Krieges und einer 
geheimen Kampagne in der Grö- 
ßenordnung von mehreren Mil- 
lionen Dollar, um das Regime 
von Saddam Hussein zu destabili- 


Saddam Hussein wird in die Geschichte eingehen, als ein Mann, 
der es gewagt hat, der ganzen feindlichen westlichen Welt zu trot- 
zen. 


Einstellung dieses Vorgehens. 
Die Kuwaitis ignorierten die For- 
derungen, und die Bush-Regie- 
rung und der CIA bemerkten 
nicht, daß sich hier ein Krieg zu- 
sammenbraute. 

Die irakische Presse hat die jüng- 
sten Grenzveränderungen kriti- 
siert. 


Die Tageszeitung der regieren- 
den Baath-Partei, »al Thawra«, 
schrieb, daß die kürzlich be- 
kanntgegebenen Grenzen »eine 
Landmine gelegt haben, die je- 
derzeit hochgehen kann«. 


Eine Zeitung des Verteidigungs- 
ministeriums schrieb, die Grenze 


sieren, ist dessen Popularität grö- 
Ber als je zuvor; und sein Griff 
auf.die Zügel der Macht ist 
ebenso fest. 


Die irakische Regierung hat eine 
sehr erfolgreiche Kampagne 
durchgeführt, um die Position 
Saddam Husseins im Lande zu fe- 
stigen, während die Schuld für 
den ganzen Kummer des Landes 
George Bush angelastet wird. 
Husseins Popularität steht trotz 
der amerikanischen Bemühun- 
gen, ihn zu unterminieren, höher 
als je zuvor. 


Iraks Kranke und Hungrige, be- 
sonders die Kinder, werden aus- 
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ländischen und einheimischen 
Medien immer wieder gezeigt, 
während Regierungskreise ; im- 
mer wieder auf Saddam Hussein 
als Retter und auf den »blutigen 
Bush« hinweisen, wie viele Kin- 
der ihn jetzt, wie berichtet wird, 
nennen. Er ist der ausländische 
Teufel, der soviel Leid über das 
Volk gebracht hat. 


Das Ergebnis war eine Verstär- 
kung der Position Saddam Hus- 
seins, trotz der von den Vereinten 
Nationen auferlegten Wirt- 
schaftssanktionen. Wie die Irakis 
behaupten, liegen die Dinge an- 
scheinend so: Je mehr der Westen 
tut, um den Irak zu schwächen, 
desto einiger steht das Volk hin- 
ter seinem Führer. 


»Die Sanktionen sind ungerecht. 
Sie hätten schon lange aufgeho- 
ben werden müssen«, sagte 
Osama al-Hiti, der irakische Ol- 
minister. Al-Hiti wies, wie alle 
vom Verfasser dieses Artikels be- 
fragten Beamten der irakischen 
Regierung, auf den beträchtli- 
chen Wiederaufbau der zerschla- 
genen Infrastruktur des Landes 
und darauf hin, daß Saddam Hus- 
sein immer noch an der Macht 
ist. 


Husseins Bild scheint überall zu 
sein. Es erscheint in jeder Zei- 
tung und immer bei den Nach- 
richten. Die von der Regierung 
geleistete Informationsbehörde 
stellt ihn als»einen Mann des Vol- 
kes« dar. Obwohl einige Men- 
schen verbittert sind, weil »viele 
in den Kriegen am Persischen 
Golf und Irak gegen Iran Kinder 
verloren haben«, sagt ein Infor- 
mant außerhalb der Hörweite 
des uns von der Informationsbe- 
hörde zugeteilten Dolmetschers, 
»wird Saddam Hussein gut ge- 
schützt, und läuft, wie Experten 
sagen, nicht die Gefahr, einem 
Staatsstreich zum Opfer zu fal- 
len«. 


Die Sanktionen 
greifen nicht 


Viele Irakis verweisen auf die 
Überfülle von Waren auf den pri- 
vaten Märkten hin, angeheizt 
durch Preiserhöhungen bis zu 
4000 Prozent, als »Beweis« dafür, 
daß die Sanktionen nicht greifen. 


»Machen Sie eine Aufnahme da- 
von und schicken Sie sie an Ge- 
orge Bush«, sagte ein unterer Be- 
amter herausfordernd, als in der 
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Irak 


Zur Position 
von Saddam 
Hussein 


nördlichen Provinz Mosul für 
eine auf Besuch weilende Journa- 
listen-Gruppe ein Fest ausgerich- 
tet wurde. 


Wer Geld hat, findet im Irak 
leicht Möglichkeiten, es auszuge- 
ben. »Diese Sanktionen betref- 
fen Leute wie mich nicht«, sagte 
ein irakischer Geschäftsmann. 
»Ich werde mir immer leisten 
können, was ich haben will. Aber 
es trifft die Armen«, räumte er 
ein. 


Die irakische Regierung veröf- 
fentlicht keine Zahlen darüber, 
wieviele »Armen« es im Lande 
gibt, auch nicht darüber wie diese 
Schicht charakterisiert wird. 


Aber ein Großteil der Wirtschaft 
blüht und gedeiht anscheinend. 
Außer den einheimischen land- 
wirtschaftlichen Produkten, die 
mit großzügigen behördlichen 
Anreizen für private Bauern ge- 
stützt werden, um die Produktion 
zu erhöhen, gelangen viele Wa- 
ren über Jordanien nach Irak hin- 
ein. Gerüchte besagen, daß auch 
die Franzosen, Deutschen und 
Italiener Kontakte im Irak aufge- 
nommen haben und bereit sind, 
Geschäfte abzuschließen, wenn 
die Gelegenheit kommt — Sank- 
tionen oder nicht. 


Mittlerweile gehen amerikani- 
sche Farmer bankrott. Irak 
pflegte 25 Prozent des von den 
USA ins Ausland versandten 
Reis, mehr als eine Million Ton- 
nen Roggen und Weizen pro Jahr, 
und Bauholz einzuführen. 


Der Irak gewinnt 
Vertrauen in der 
arabischen Welt 


Außerden haben die Irakis nach 
dem Golfkrieg des vergangenen 
Jahres einen Großteil ihrer Infra- 
struktur wiederaufgebaut. Die 
Regierung hat schätzungsweise 
161 Milliarden Dollar für den 
Wiederaufbau ausgegeben, ob- 
wohl verläßlichere Zahlen den 
Dollar-Betrag näher an 30 Mil- 
liarden heranbringen. 
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Niemals zuvor hatte diese Gene- 
ration von Irakis Brücken gebaut 
oder groß angelegte Baupläne 
durchgeführt. Jetzt besitzen sie 
blühende Industriebetriebe und 
technisches Wissen. 


»Wir zahlten keine Dollar um un- 
ser Land wiederaufzubauen«, 
sagte der irakische Handelsmini- 
ster, Dr. Mohammed Saleh. »Wir 
taten es mit unseren eigenen 
Händen. Wenn die UN-Sanktio- 
nen weitergehen, brauchen wirin 
naher Zukunft keinen Reis mehr 
von den Vereinigten Staaten.« 


Regierungsstellen messen gegen- 
seitig ihre Kräfte im Wettlauf zur 
Fertigstellung von Wiederaufbau- 
projekten. Gruppen arbeiteten 
24 Stunden rund um die Uhr. Die 
Arbeit wird als Teil einer Thera- 
pie für Arbeitskräfte erachtet, 
die von der verheerenden Zerstö- 
rung des Krieges demoralisiert 
worden waren. Sie lenkt auch die 
Gedanken der Öffentlichkeit von 
der demütigenden militärischen 
Niederlage ab. 


»Wenn uns der Westen seinen 
Willen nicht aufzwingen kann, 
sind wir die Gewinner«, sagte 
Hiti. »Ein starker Irak kann die 
ganze Region einigen. Unser Ziel 
ist es, in Zukunft eine Stimme zu 
haben - die gleiche Hoffnung.« 


Mehr Dollar für die 
Beseitigung Husseins 


»Der Krieg sollte den Irak daran 
hindern, eine moderne Technolo- 
gie zu haben und überall im Ge- 
biet stark zu sein«, setzte er 
hinzu. »Ich glaube, ein starker 
Irak führt zu einer stärkeren Re- 
gion.« 


Wie berichtet wird schlug die 
Bush-Regierung im Mai dieses 
Jahres vor, ihren Haushalt für ge- 
heime Aktionen, die darauf ab- 
zielen, Saddam Husseins Regime 
zu destabilisieren, zu verdreifa- 
chen und dem CIA 40 Millionen 
Dollar zur Verfügung zu stellen, 
um Hussein zu beseitigen — eine 
Erhöhung um 15 Millionen Dol- 
lar gegenüber dem bestehenden 
Haushaltsansatz für diesen 
Zweck. 


Eine solche Erhöhung werde un- 
geachtet der amerikanischen 
Analyse kommen, die besagt, 
daß Saddam Hussein unter Um- 
ständen »unbegrenzt« an der 
Macht bleiben kann. oO 


John Demjanjuk 


Eine Blamage 
für die USA 


Peter Blackwood 


Der Fall, der die traurige Geschichte des Office of Special Investiga- 
tion (OSI) - CODE berichtete mehrmals darüber - in das Rampen- 
licht der Öffentlichkeit gebracht hat, ist der des 72jährigen im Ruhe- 
stand lebenden Automechanikers aus Cleveland, Ohio, John Dem- 
janjuk. Mitte der siebziger Jahre hatte eine der Kommunistischen 
Partei der USA nahestehende ukrainisch-amerikanische Zeitung 
fälschlicherweise die Beschuldigung erhoben, Demjanjuk sei der als 
»Iwan der Schreckliche« bekannte Wachmann und Mörder des Kon- 
zentrationslagers Treblinka gewesen. 1981 entkleidete das OSI Dem- 
janjuk ohne ordnungsgemäßen Prozeß seiner amerikanischen 
Staatsbürgerschaft. 1986 wies OSI ihn nach Israel aus, um sich dort 
wegen Kriegsverbrechen vor Gericht zu verantworten. 


Es war ein Schauprozeß, der nur 
noch der Strafverfolgung Adolf 
Eichmanns nachstand. Aber im 
Falle Demjanjuk war das wäh- 
rend des 14-monatigen Prozesses 
eingebrachte _ Beweismaterial 
samt und sonders falsch. Doku- 
mente, die erst jetzt ans Licht 
kommen, beweisen ohne jeden 
Zweifel, daß OSI-Beamte, das 
amerikanisch Außenministe- 
rium, ‘die israelische Staatsan- 
waltschaft und hochstehende 
kommunistische Beamte in der 
Sowjetunion und Polen alle wuß- 
ten, daß sie den falschen Mann 
erwischt hatten. Der inzwischen 
verstorbene »Rote Milliardär« 
Armand Hammer flog höchstper- 
sönlich gefälschte sowjetische 
Dokumente von Moskau nach Is- 
rael, um mitzuhelfen, Demjan- 
juk zu verurteilen, zu einem Zeit- 
punkt, als es den Anschein hatte, 
daß ein Teil des wirklichen Be- 
weismaterials im Prozeß auftau- 
chen könnte. 


Die Unschuld war 
seit Jahren bekannt 


1988 wurde Demjanjuk von ei- 
nem israelischen Gericht für 
schuldig gesprochen und zum 
Tode verurteilt. Der Hauptzeuge 
der Anklage gegen Demjanjuk, 
ein Überlebender des Lagers Tre- 
blinka, hatte 1945 eine eidesstatt- 
liche Erklärung des Inhalts unter- 
zeichnet, daß er zwei Jahre zuvor 
persönlich an dem Mord an 
»Iwan dem Schrecklichen« betei- 
ligt war. Und dennoch ging er 


John Demjanjuk wird nach der 
Verkündigung des Todesurteils 
aus dem Gerichtssaal in Jeru- 
salem geführt. 


1988 vor dem israelischen Ge- 
richt von seiner eidesstattlichen 
Erklärung ab und behauptete, er 
sei sicher, daß Demjanjuk 
»Iwan« ist. 


Vier Jahre nach seinem Schuld- 
spruch und der Verurteilung zum 
Tode könnte John Demjanjuk 
kurz davor stehen, aus seinem 
Alptraum befreit zu werden. 

Bei einer Verhandlung vor dem 
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Obersten Gericht Israels am 9. _ 
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“ Juni 1992, klagte Demjanjuks 


Verteidiger Yoram Sheftel an, 


daß die Sowjetunion schon seit 48 
Jahren weiß, daß der wirkliche : 


. »Iwan:. der :Schreckliche« Iwan 


“ -Martschenko und nicht Iwan 


Demjanjuk war, und daß sowohl 
die amerikanische als auch die is- 
raelische Regierung schon min- 
destens vor 14 Jahren wußten, 
daß Demjanjuk unschuldig ist. 


 Warnende Worte 


wurden ignoriert 


- Sheftel basierte seine Behaup- 
tungen auf neu erworbenen Do- 


kumenten, aus denen hervor- 
geht, daß mindestens 20 Zeugen, 
meist Treblinka-Wachleute, ei- 
desstattliche Erklärungen abge- 
geben hatten, in denen Mart- 
schenko als »Iwan« identifiziert 
wurde. Jene Dokumente - über 
100 Seiten - befinden sich schon 
seit dem 12. Dezember 1979 - 


- schon bevor das Office of Special 


Investigations (OSI) offiziell ins 
Leben gerufen wurde - in der 
Hand des amerikanischen Justiz- 
ministeriums. 


Ein ehemaliger Anwalt, der an 
dem Fall Demjanjuk arbeitete, 


George Parker, sagte am 13. Juni 


1992 zur »New York Times«, daß 


_ erseinem Chef, Allan Ryan (spä- 


ter OSI-Direktor) schon 1978 ge- 


sagt habe, er hege hinsichtlich 
der Anklage gegen Demjanjuk 
ernsthafte Zweifel. 


Seine war- 


_ nenden Worte seien aber igno- 


. ziert worden. 


Der israelische Ankläger im Falle 
 Demjanjuk bekam sogar Feuer 


# 


vom israelischen Gericht, als er 
in der gleichen Verhandlung von 
Anfang Juni versuchte, in über- 


_ heblicher Weise dahingehend zu 
_ argumentieren, daß, selbst wenn 


Demjanjuk nicht »Iwan« war, er 
irgendeines Kriegsverbrechens 
schuldig ist und daher in Haft 


: bleiben sollte. Die Richter des 
Obersten Gerichts, die in der Be- 


zufung verhandelten, wiesen die 


Ansicht des Staatsanwalts zurück 


- und wiesen warnend darauf hin, 
daß, sollten sich die Treblinka- 
 Anklagepunkte auf Grund neuer 


4 


- Beweismittel als falsch erweisen, 
‚es dann keine Grundlage mehr 
zgebe, Demjanjuk in Israel zu be- 
halten. 


- Vor dem Hintergrund dieser dra- 
 matischen Ereignisse in Israel 
‚ordnete das US-Sixth Circuit 
Court (Appellationsgericht) am 
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Richter Dov Levin (rechts hinten) verkündet das Urteil im Demjan- 
juk-Prozeß in einem Kino. 
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Der Ausweis strotzt von bösen Fehlern was Sachkundige nicht 
verwundert, da der KGB nicht für Präzision bekannt ist. 


5. Juni dieses Jahres an, daß das 
Justizministerium alle in seinem 
Besitz befindlichen Beweise vor- 
zulegen habe, aus denen hervor- 
geht, daß Demjanjuk unschuldig 
ist. Dies war ein höchst unge- 
wöhnlicher Schritt des Appella- 
tionsgerichts, das es somit selbst 
in die Hand nahm, seine 'eigene 
frühere Entscheidung, die Aus- 
bürgerung Demjanjuks aufrecht 
zu erhalten, zu überprüfen. Das 
Justizministerium hatte bis zum 
15. Juli Zeit, dem Gericht das 
Material vorzulegen. Das Ge- 
richt könnte den früheren Aus- 
bürgerungs- und Ausweisungsbe- 
schluß annullieren, Demjanjuks 
sofortige Entlassung aus dem is- 
raelischen Gefängnis fordern, 
und seine amerikanische Staats- 
bürgerschaft wiederherstellen. 


Der Abgeordnete James Trafi- 
cant, ein langjähriger Kritiker 
des OSI, schlug noch am gleichen 
Tage, als das Appellationsgericht 


vom Justizministerium die Vor- 
lage der besagten Dokumente an- 
ordnete, im Repräsentantenhaus 
vor, daß der Kongreß sich eben- 
falls mit diesem Fall befassen 
sollte. Er sagte: »Heute hat end- 
lich ein Bundesberufungsgericht 
das Ausweisungsverfahren gegen 
John Demjanjuk neu eröffnet ... 
wegen der Tatsache, daß ein is- 
raelischer Ankläger erstmals zu- 
gegeben hat, daß es Zweifel dar- 
über gibt, wer »Iwan« wirklich ist. 


Es bestehen allerdings erhebli- 
che Zweifel. Es gibt genug Zwei- 
fel, daß man eine ganze LKW-La- 
dung US-Verfassungen hindurch- 
fahren kann... 


Die Tragödie besteht darin, daß 
der Kongreß nicht den Mut hatte, 
das Offensichtliche zu sehen, da 
er immer noch den heiklen 
Aspekt der Sensibilität des Falles 
fürchtete. Wenn der Kongreß es 
zuläßt, daß das Recht eines einzi- 
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gen Amerikaners gefährdet wird, 
dann gefährdet er am Ende das 
Recht aller amerikanischen Bür- 
ger ... Es wird Zeit, daß der Kon- 
greß diese Sache überprüft und 
sein großes Unrecht wiedergut- 
macht«. Soweit der Abgeordnete 
Traficant. 


Eine Einheit der 
»politischen Polizei« 


Selbst wenn der Fall Demjanjuk 
eine Abweichung von der norma- 
len Praxis des OSI wäre, würde 
der Skandal immer noch nach 
strafrechtlicher Verfolgung aller 
darin verwickelten Regierungs- 
beamten und die Schließung der 
ganzen Einheit erfordern. Aber, 
wie schon seit über einem Jahr- 
zehn bekannt ist, war das abge- 
kartete Spiel mit Demjanjuk tat- 
sächlich ein typischer Fall der 
Boshaftigkeit und der Kriminali- 
tät des OSI. Die ganze Ge- 
schichte dieser Einheit ist eine 
solche Perfidie der geheimen Ab- 
sprache mit dem KGB, dem Mos- 
sad und der von Mitgliedern ge- 
leiteten Anti-Defamation Lea- 
gue of B’nai B’rith (ADL). Wie 
der Sohn eines anderen OSI-Op- 
fers kürzlich sagte, ist die Einheit 
die erste Abteilung für »politi- 
sche Verbrechen« des amerikani- 
schen Justizministeriums. 


Über das OSI wurde von den So- 
wjets gefälschtes Beweismaterial 
zum ersten Mal bei amerikani- 
schen Gerichtsverfahren zugelas- 
sen - ohne Fragen zu stellen. Of- 
fensichtlich unechte Doku- 
mente, vom KGB und seiner ost- 
deutschen Schwesterbehörde, 
dem Stasi, herausgegeben, oft im 
Bündnis mit sogenannten nazija- 
genden Einheiten privater zioni- 
stischer Interessengruppen wie 
die ADL, das Simon Wiesenthal- 
Center in Los Angeles, die bun- 
desdeutsche - vom Stasi gelenkte 
- Vereinigung der Verfolgten des 
Nazi-Regimes (VVN) und Edgar 
Bronfmans Jüdischer Weltkon- 
greß (WIC). 


Wenn erst einmal ein Präzedenz- 
fall der geheimen Absprache zwi- 
schen dem US-Justizministe- 
rium, dem KGB, dem Mossad 
und der internationalen zionisti- 
schen Lobby geschaffen worden 
ist, würden sich die Schleusen für 
weitere geheime Absprachen öff- 
nen, weit über die bloße Suche 
nach angeblichen Kriegsverbre- 
chern des Zweiten Weltkriegs 

Oo 
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- Naher Osten Östen 


Die schweren 
Fehler der 
US-Politik 


Alfred Lilienthal 


Der Wahlkampfausschuß der Republikaner trat am 15. Juni dieses 
Jahres in Washington zusammen, um Zeugenaussagen über Ameri- 
kas »besonderes Verhältnis« zu Israel anzuhören. Thomas Dine, lei- 
tender Direktor von AIPAC, und andere zionistische Befürworter 
erhöhter finanzieller und politischer Unterstützung für Israel wurde 
eine volle und wohlwollende Anhörung zuteil. Dr. Alfred Lilienthal, 
der für eine faire und gerechte Behandlung des palästinensischen 
Volkes eintrat, durfte lediglich eine schriftliche Erklärung vorlegen. 
Nachstehend Auszüge aus seiner Stellungnahme. 


Was den Terrorismus betrifft, so 
trifft es leider zu, daß weder die 
Israelis noch die Palästinenser 
mit reinen Händen vor Gericht 
treten können. Niemand kann 
natürlich jemals den brutalen 
Mord an Leon Klinghoffer durch 
palästinensische Entführer an 
Bord der »Achille Lauro« - über 
den viel geschrieben wurde und 
der sogar Thema einer Oper 
wurde - gutheißen. Man sollte je- 
doch nicht vergessen, daß der Ter- 
ror im Nahen Osten 1948 begann, 
als die Irgun Zvai Leumi unter 
der Führung des späteren Mini- 
sterpräsidenten Menachem Be- 
gin das King David Hotel in die 
Luft sprengte, die Leichen von 
drei britischen Sergeanten in Na- 
thanya am Galgen aufhängten 
und 254 Frauen und Kinder im 
Dorf Deir Yassin ermordeten. 
Man erinnere sich auch an den 
Mord an dem Vermittler der Ver- 
einten Nationen, Graf Folke Ber- 
nadotte, am 7. September 1948, 
ein Akt bei dem der ehemalige 
Ministerpräsident von Israel, 
Yitzhak Shamir, der führende 
Kopf war. 


Die Wahrheit 
hinter den Mythen 


Tatsachenverdrehungen durch 
die Medien und die Schaffung 
von Mythen haben der Weltöf- 
fentlichkeit die volle Wahrheit 
über Terrorismus verschleiert. 
Eine ausgesprochen doppelte 
Moral findet es richtig, daß über 
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»Washington Post« berichtet 
wird, während die Bombardie- 
rung palästinensischer und liba- 
nesischer Dörfer vielfach nicht 
einmal erwähnt wird. Aber unter 
fetten Schlagzeilen wird unwei- 
gerlich über den Mord an einem 
jüdischen Siedler am Westufer 
ausführlich berichtet. Und nir- 
gendwo haben die Medien jemals 
festgestellt, daß die PLO nicht 
ein einziges Flugzeug besitzt. 


Die Araber werden 
ständig verleumdet 


Erst in Zusammenhang mit der 
Intifada, die vor vier Jahren da- 
mit begann, durch das Westufer 
und den Gazastreifen zu fegen, 
wurde die Weltöffentlichkeit mit 
dem neuen Terrorismus bekannt- 
gemacht, dem unschuldige und 
hilflose junge Palästinenser, 
Frauen und Kinder am Westufer 
und in Gaza zum Opfer fielen. 
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Graf Folke Bernadotte war im Mai 1948 im Auftrag der UN in Palä- 
stina. Er wurde am 7. September 1948 ermordet. 


an Palästinensern begangene Ver- 
brechen, wenn überhaupt, klein- 
gedruckt auf den hinteren Seiten 
der »New York Times« und der 


Vielleicht zum ersten Mal konnte 
das amerikanische Volk die To- 
desangst, die Unterdrückung der 
Menschen wahrnehmen, die seit 


1967 in eroberten Gebieten dee 
ben. Aber mitdemGolfkriegund 


.der unglücklichen Umarmung 


Saddam Husseins durch , Jassir 
Arafat verschwand dies alles von 
den magischen Bildschirmen des 
Fernsehens. 


Nach den Gesetzen der Medien 
hierzulande sind die Israelis im- 
mer schon »die Freiheitskämp- 
fer«, die Araber die »Terrori- 
sten« gewesen. Die Israelis füh- 
ren »Repressalien« durch, wäh- 
rend die Palästinenser »Greuelta- 
ten begehen«. Die Araber wer- 
den ständig verleumdet, die Is- 
raelis glorifiziert. 


Viele Christen fühlten sich vom 
Banner des Zionismus angezo- 
gen und wurden von der streng 
fundamentalistischen Auslegung 
des Alten’ Testaments, nach der: 
das heutige Israel als die Erfül- 
lung der biblischen Prophezeiung 
gilt, irregeleitet. Hoffentlich wer- 
den republikanische Politikma- 
cher die bombastische Rhetorik, 
die aus dieser irrigen Argumenta- 
tion heraustrieft, zurückweisen. 


Im Gegensatz zur Mythologie un- 
termauert die Geschichte die Be- 
hauptung der Zionisten, Palä- 
stina gehöre ihnen allein, nicht. 
Zwölf Stämme zogen vor 35 Jahr- 
hunderten in Kanaan aus, und 
nicht nur zehn von ihnen sind ver- 
schwunden, sondern mehr alsdie 
Hälfte der anderen beiden kehr- 
ten niemals aus dem Exil in Baby- 
lon zurück. Wie kann also je- 
mand behaupten, direkt von der 
verhältnismäßig kleinen Ge- 
meinde abzustammen, die das 
Heilige Land zur Zeit Abrahams 
Vereinbarung mit Gott bewohn- 
ten, wonach dem Land sein Sa- 
men übergeben wurde? Wenn es 
eine solche Vereinbarung gab, 
wird die Tatsache vergessen, daß 
die Araber ein Teil des Samens 
Abrahams sind und von Ismael, 
dem Sprößling seiner Nebenfrau 
Hagar, die Abraham zu sich 
nahm, abstammen. 


Die Begriffe Israelit, Judäer, Ju- 
daismus, Jude und das jüdische 
Volk werden von den Mythenver- 
breitern als Synonyme verwen- 
det, um eine historische Konti- 
nuität zu suggerieren. In Wirk- 
lichkeit sind es verschiedene Völ- 
ker in der Geschichte mit unter- 
schiedlicher Lebensart, die konti- 
nuierlich Mischehen mit Amori- 
ten, Kanaaniten, den Midianiten 
und anderen semitischen Vorfah- 
ren der heutigen Araber, die sie 


“ dort: antrafen, eingingen. Und _ 


“ wir sollten nicht vergessen, daß 
der Judaismus vor und sogar 
nach dem Erscheinen von Jesus 
eine missionierende Kraft war. 


Anerkennung des Rechts 
der Palästinenser 


In seinem Buch »Der Dreizehnte 


Stamm« führte Arthur Koestler 
aus, daß die heutigen Juden zum 
größten Teil Nachkommen der 
Khasaren seien, die vor sieben 
Jahrhunderten nach der Zerstö- 
rung Jerusalems Anno 70 nach 
Christus zum Judentum übertra- 
ten. Die überwältigende Mehr- 
heit der heutigen Juden sind 
Nachkommen der Konvertierten 
aus Khazaria und anderswo, die 
das Judentum zu einer Zeit an- 
nahmen, als es nur einen mono- 
theistischen Glauben gab, vor 
dem Aufkommen des Christen- 
tums und des Islams. Menschen, 
die nur einem Gott folgen woll- 
ten, wurden im achten Jahrhun- 
. dert mit einer bunten Zeremonie 
. zu Juden und verbreiteten dann 
das Judentum überall durch die 
Täler des Rheins und der Rhone 
hindurch. 


‚Diese Ansicht über die nicht völ- 
kische Abstammung des größten 
‚Teils der Judenheit wird von sol- 
chen prominenten Anthropolo- 
“gen wie Ripley, Weissenberg, 
Hertz, Boaz, Pittard, Fishberg, 
. Mead und anderen gestützt. Dies 
+ macht den Anspruch der israeli- 
. ‘schen Expansionisten hinfällig, 
- die das Westufer des Jordans als 
: Judäa und Samaria bezeichnen 
und ganz Palästina, einschließ- 
lich dessen, was sie »Eretz Yis- 
‘rael« nennen, ausschließlich für 
sich zu beanspruchen. 


Die erste Voraussetzung für Frie- - 


den in dem Gebiet besteht darin, 
den Palästinensern das volle 
- Recht auf Selbstbestimmung, 
darunter die Option, einen eige- 
nen Staat zu haben, falls sie dies 


- > wünschen, zuzusichern. Die Re- 


. publikanische Partei sollte daher 
den bislang von der Bush-Regie- 
-. Tung vertretenen Standpunkt ge- 
gen die Errichtung eines palästi 
“ nensischen Staates revidieren. 


Die Anerkennung des Rechts der 
Palästinenser auf Selbstbestim- 
mung ist nichts anderes als die 
"Wiederholung unseres Glaubens 
-- an das grundlegende Menschen- 
recht, das wir stets honoriert und 
‘nach dem wir andere Länder be- 


urteilt haben. Nicht nur muß 
Frieden unser Ziel für den Nahen 
Osten sein, sondern Frieden mit 
der Gerechtigkeit. Und dieskann 
nur durch eine Zwei-Staaten-Lö- 
sung — der Staat Israel und ein 
Staat Palästina, die friedlich ne- 
beneinanderleben - erreicht wer- 
den. 


Um die Sache des Friedens vor- 
anzutreiben, sollte Washington 
die Gespräche mit der PLO wie- 
der aufnehmen und diese 
Gruppe als alleinige, legitime 
Vertretung des palästinensischen 
Volkes anerkennen. Ein solcher 
Dialog sollte ungeachtet des Aus- 
gangs der bevorstehenden Frie- 
denskonferenz fortgesetzt wer- 
den. Die PLO sollte nicht wie bis- 
her als Paria behandelt werden, 
und Arafat sollte nicht, nach sei- 
nen eigenen Worten, »ständig ge- 
zwungen werden, einen Strip- 
tease zu vollziehen«. 


Die Menschenrechte 
werden mit Füßen 
getreten 


Aus den zunehmenden Proble- 
men der PLO und dem für beide 
Seiten vernichtenden Krieg, der 
die Führung von Jassir Arafat be- 
droht, kann kaum Beruhigung er- 
wachsen. Diejenigen, die dann 
die Führung der PLO überneh- 
men würden, werden zweifellos 
viel amerikafeindlicher sein und 
in der Tat noch mehr Gewalttätig- 
keit und Instabilität herbeifüh- 
ren. 


Um das gewünschte Ziel zu errei- 
chen, sollte Ministerpräsident 
Shamir oder seinem Nachfolger 
klar und deutlich gesagt werden, 
daß die Vereinigten Staaten die 
von Angehörigen der israeli- 
schen Verteidigungsstreitkräften, 
der israelischen Polizei und Sied- 
lern am Westufer gegen Palästi- 


nenser begangenen Gewalttaten- 


nicht länger dulden werden. Vor 
dem Golfkrieg sahen Amerika- 
ner im Fernsehen und lasen in der 
Druckpresse Berichte über die 
Intifada, dem Aufstand der Palä- 
stinenser am Westufer und in 
Gaza. Arafats Umarmung Sad- 
dam Husseins bildete den Schluß- 
effekt dieser Reportage. Man 
muß jedoch das Westufer und 
Gaza persönlich besuchen, um zu 
verstehen, wie. sehr die Men- 
schenrechte mit Füßen getreten 
werden, und warum Kinder jetzt 
in der Kunst des Steinewerfens 
unterrichtet werden, anstatt ih- 


nen Lesen und Rechnen beizu- 


bringen. 


Man sollte nicht vergessen, daß 
die derzeitige große Unstabilität 
in dem, was einst Palästina war, 
von der amerikanischen Politik 
mit herbeigeführt wurde. Wäh- 
rend US-Präsident Carter die is- 
raelischen Siedlungen nach sei- 
ner Auslegung der Camp-David- 
Abkommen illegal nannte, hielt 
es US-Präsident Reagan für an- 
gemessen, sie nur »Hindernisse 
für den Frieden« zu nennen. Und 
erst kürzlich hat die Bush-Regie- 
rung eine entschlossene Haltung 
angenommen, um von dem Bau 
von neuen oder der Erweiterung 
von alten Siedlungen in den be- 
setzten Gebieten dringend abzu- 
raten. Die Verknüpfung der Sied- 
lungsfrage mit dem Antrag der 
Shamir-Regierung auf Anleihe- 


garantien in Höhe von zehn Mil- 


liarden Dollar muß aufrecht er- 


"halten werden. Es kann keinen 


Fortschritt zum Frieden geben, 
wenn die USA die Schaffung 
neuer Tatsachen an Ort und 
Stelle durch das Hereinholen 
neuer sowjetischer Einwanderer 
mitfinanzieren, und es somit Pa- 
lästinensern erschweren würden, 
in die Häuser und auf das Land 


. zurückzukehren, die ihnen einst 


gehörten. Es ist schwierig, die 


‘Tragödie am Westufer und in 


Gaza von dem einzigartigen, be- 


sonderen Verhältnis Amerikas 


mit Israel, das 1988 während des 
Besuches des Ministerpräsiden- 
ten Shamir in Amerika weiter ge- 
festigt wurde, zu trennen. Zehn 


Millionen Dollar, tagein und tag- . 


aus, 30 Tage im Monat, 365 Tage 
im Jahr, gehen nach Israel. 


Die Kosten 
steigen 
in den Himmel 


Diese Verwandtschaft hat den 
amerikanischen Steuerzahler be- 
reits rund 75 Milliarden Dollar an 
Militär- und Wirtschaftshilfe, 
mehr als 15000 Dollar pro Ein- 
wohner in Israel gekostet. Seit 
Gründung des Staates Israel im 
Jahre 1948 ist der Preis für diesen 
Verbündeten jedes Jahr gestie- 
gen, ebenso wie die Komplikatio- 
nen in unseren Bindungen zu an- 
deren Ländern als Folge davon. 


Als ich 1953 schrieb »What Price 
Israel?« hätte ich mir kaum träu- 
men lassen, daß die Kosten 
unendlich in den Himmel steigen 
würden. 


Man kann Politik für den Nahen 
Osten nicht realistisch disKutie- 
ren, ohne das Thema Holocaust 
anzuschneiden. Die.;unaufhörli- 
che Hervorhebung des Völker- 
mords der Nazis und anderer Ge- 
sichtspunkte des Antisemitis- 
mus, darunter den gegen das so- 
wjetische Judentum gerichteten, 
hat uns daran gehindert, den Na- 
hen Osten in seiner wahren Per- 
spektive zu sehen. Die Leute ha- 
ben mehr Angst davor, Antisemit 
genannt zu werden, als sie jemals 
Angst davor hatten, als »Kom- 
munist« etikettiert zu werden. 


Das letztere hätte man durch 


Hinweis auf seine politischen An- 
sichten entkräften können. Aber 
was Vorurteile und Diskriminie- 
rung betrifft, wer weiß schon, 
was innerhalb .der Seele eines 
Menschen vor sich geht? Nichts 
ist stärker an der Bildung von 
Mythen schuld als die Überbeto- 
nung des Holocaust. 


Emotionale Verwicklung 
in ausländische Probleme 


Einer unserer schwerwiegenden 
Fehler der Vergangenheit be- 
stand darin, den Nahost-Konflikt 
lediglich von einer Ost-West-Per- 
spektive aus zu betrachten. Präsi- 
dent Bush und Außenminister 
Baker hätten schon vor langer 
Zeit ihren Ausblick auf die »Ur- 
sünde« erweitern sollen, die nach 
den Worten des eminenten Zioni- 
sten Dr. Nahum Goldman die 
»Enteignung der eingeborenen 
arabischen Bewohner Palästinas 
war, um für die jüdischen Überle- 
benden Hitlers Platz zu ma- 


chen«. 


Bei der Entscheidungsfindung 
bezüglich der Nahost-Politik kön- 
nen Republikaner nichts besseres 
tun als der Richtschnur eines gro- 
Ben Amerikaners, Amerikas er- 
stem Präsidenten, zu folgen, der 
mit unheimlicher Scharfsinnig- 
keit in seiner Farewell Address 
gegen die Schlangengruben einer 
Politik - einer emotionalen Ver- 
wicklung in ausländische Angele- 
genheiten - warnte, die leider zu 
viele nachfolgende Präsidenten 
betrieben haben. 


Zionismus 


Israel und 
der Anti- 
semitismus 


Israel Shahak 


Aus »Ha’aretz«: Die Endwaffe, diejenige, die von dem jüdischen 
Staat nicht geheimgehalten wird, wurde in dieser Woche durch die is- 
raelische Regierung gegen Ziele in der ganzen Welt eingesezt: »Man 
haßt uns, oh weh, wie sehr die ganze Welt uns haßt!« 


Der Vorsitzende des interministe- 
riellen Ausschusses für antise- 
mitische Angelegenheiten ver- 
kündete feierlich eine Zunahme 
antisemitischer Vorfälle in der 
ganzen Welt. Nachdem die Regie- 
rung einen ins Detail gehenden 
Bericht über die Untersuchungs- 
ergebnisse des Forums von des- 
sen Vorsitzenden, dem Staatsse- 
kretär Elyakim Rubinstein, ange- 
“ hört hatte, wurde der Bericht 
freigegeben. Es sei- eine Ver- 
schlechterung in jeder Hinsicht 
eingetreten, angefangen von der 
Verleugnung des Holocaust und 
des Vertriebs der »Protokolle der 
Weisen von Zion« bis zur Diffa- 
mierung in.den Medien und sogar 
Mord, heißt es darin. 

Die Regierung hat jetzt dem weit- 
hin bekannten israelischen Kla- 
gebuch mit dem Titel »Die ganze 
Welt ist gegen uns« - dies bezieht 
sich auf die ungeheuer populäre 
Weise von 1970 bis 1972 (als Is- 
rael tatsächlich sehr populär war) 
gleichen Titels, während etwa die 
Hälfte der Israelis sie ironisch 
verwenden, benutze die andere 


Hälfte sie ernsthaft - ein weiteres ' 


Kapitel hinzugefügt. 


Die Geschichte hört sich in der 
Tat sehr traurig an. Wir in Israel 
tragen Schmerzen im Herzen, 
wenn wir diese Tatsachen hören, 
der Haß gegen Juden. verstärkt 
sich. Rubinstein führte die Ver- 
schlechterung auf die Wirt- 
schaftsflaute der Welt, auf das 
Stärkerwerden der islamischen 
Bewegung, auf die ethnischen 
Konflikte und aufeine Intensivie- 
rung des Chauvinismus zurück. 
Das Forum zog es vor, sich nicht 
in-Bush und Baker zu verfangen 
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chen Anhang enthalten sein soll- 


ten. 


Der Antisemitismus wurde stär- 
ker, als Israel gegen alle Staaten 
der Welt stand. Abgesehen von 
allen anderen Gründen, die je- 
nen alten, gräßlichen Haß immer 
verstärkt haben, trägt die israeli- 
sche Regierung auch eine 
schwere Verantwortung dafür. Je- 
desmal wenn irgendein Streit zwi- 
schen ihr und anderen Regierun- 
gen entsteht, wird Kritik an der 
Politik der israelischen Regie- 
rung als antisemitisch angesehen. 


Seit Jahren werden in den Gedan- 
ken der israelischen Offentlich- 
keit israelfeindliche Gefühle mit 
judenfeindlichen Gefühlen durch- 
einandergebracht. Es war die 


»Mr. Rabin, ein Mann im Weißen Haus schenkt Ihnen zehn Milliarden Dollar.« 


und wies nur andeutungsweise 
auf eine Verbindung zwischen 
dem, was in Amerika vor sich 
geht, und dem, was man »die po- 
litische Atmosphäre« nennt, hin. 


Kritik an Israel 
ist Antisemitismus 


Außenminister David Levy regte 
an, den Bericht als »Weißbuch« 
der israelischen Regierung her- 
auszubringen. Wenn jedoch ein 
solches »Weißbuch« über die zu- 
nehmende Feindschaft gegen Ju- 
den verbreitet wird, ist es wertlos 
ohne einen Anhang, indem‘ aus- 
drücklich gesagt wird, ‚was die 
Regierung uns nicht sagen will, 
nämlich: Wer genau ist. es, der 
den Haß schürt? Nachstehend 
der Entwurf für mehrere lebens- 


. wichtige Punkte, die in einem sol- 


enge und einmalige Verbindung 
zwischen Israel und dem Weltju- 
dentum, welche die häufige Aus- 
legung herbeiführte, eine politi- 
sche Kritik an Israel sei ein An- 
zeichen des Antisemitismus. 
Aber als der amerikanische .Au- 
Benminister sagte »F...« the Je- 
wish .voters in this country 
(»S...B« auf die jüdischen Wähler 
in unserem Land), wurde dieser 
Ausdruck vor dem Hintergrund 
eines ernsthaften politischen 
Kampfes mit Israel gesehen, 
nicht, weil er unbedingt von den 
amerikanischen Juden die. Nase 
voll hat. 


Nach dem engstirnigen Verständ- 
nis des Berichts haben die israe- 
lisch-amerikanischen Beziehun- 
gen zur Verschlechterung der 
Lage der Juden beigetragen. Es 
ist natürlich eine jüdische Tragö- 


e 


die, daß der Staat der eigens ge- 
gründet wurde, um das uralte ; 
Problem der Juden zu lösen, die- 

ses noch vertieft. Sich die Haare 

raufen nützt nichts, solange wir 

eine Schlußfolgerung nicht ak- 
zeptieren, die schwer zu ver- 
dauen ist: »Wir, die israelischen 

Juden, tragen einen großen 

Schuldanteil an der sich verstär- 

kenden Feindschaft gegen unsere 

jüdischen Brüder in der ganzen 

Welt.« Viele Leute betrachten Is- 

rael als wichtiges Beispiel für das 

typische Verhalten aller Juden. 

Diejenigen, die den Status Israels 

in der Welt herabwürdigen, fügen 

dem Status aller Juden Schaden 

zu. 


Die Lage hat sich wegen der 
Mentalität der absichtlichen Iso- 
lation und der Verachtung für alle 
anderen Staaten, die in immer 
stärkerem Ausmaß vom Likud- 
Regime propagiert : wird, ver- 
schärft. Israel Eldad, ein altge- 
dienter Ideologe der Lehi sagte 
einmal, ‘er fühle sich wohler, 
wenn Großmächte uns gegen- 
über feindlich gesinnt sind. Begin 
war Meister in der Verhöhnung 
aller Arten von anderen Regie- 
rungen. Shamirs Regierung hat 
uns in einen Konflikt gebracht, 
der der schlimmste sein könnte, 
den wir jemals mit einem Staat 
hatten, wo die zweitgrößte jüdi- ° 
sche Gemeinde der Welt lebt, 
und wir sind es, die diese feindli- 
che Atmosphäre herbeigeführt 
haben. 


Ereignisse, die von der israeli- 
schen Regierung dem. Antise- 
mitismus zugeschrieben werden, 
sind manchmal, wie dem Bericht 
zu entnehmen ist, ein Nebenpro- 
dukt völlig unterschiedlicher Ent- 
wicklungen. Die Stärkung von 
Le Pen in Frankreich, zum Bei- _ 
spiel, ist in erster Linie die Folge. 
einer Verstärkung der fremden- 
feindlichen und speziell araber- 
feindlichen Gefühle.- 


Viele gefährliche 
Vereinfachungen 


Die hebräische Presse berichtet, 
daß viele französische Juden tat- 
sächlich mit Le Pen als »Feind 
der Araber« sympathisieren. Er 
selbst bewundert Israel. ; 


Diejenigen, die den Antisemitis- . 
mus in ein Instrument der jüdi- 
schen Selbstrechtfertigung ver- 
wandeln wollen, werden die Er- 
rungenschaften der extremen - 


Rechten in Europa als Demon- 


“ stration des Hasses gegen Juden 


- begrüßen. Einen Politiker wie 


Pat::Buchanan als Antisemiten; 
stattals den Sprecher eines einge- 
borenen amerikanischen Isola- 
tionismus während einer 
schmerzvollen wirtschaftlichen 
und sozialen Krise zu betrachten, 
ist auch eine gefährliche Vereinfa- 
chung. 


Es ist besonders gefährlich, zu 
versuchen, uns der Gehirnwä- 
sche zu unterziehen, daß ein anti- 
semitischer Teufel für jedes Miß- 
geschick verantwortlich sei, das 
der israelischen Regierung Kum- 


‘ mer bereitet. Wir werden ohne- 
“ hin genug von alten Ängsten ver- 


folgt, die Überlebende des Holo- 


: .caust zum Ausdruck bringen; wir 
‚sind von arabischer Feindschaft 


: umgeben. Jetzt gibt die Regie- 
rung vor, die Anzeichen des Has- 
ses von Nichtjuden ermessen zu 
. wollen. Diese Regierung, die bei 
jeder bedeutsamen Frage ver- 
sagte, sah in dieser Woche sehr 

„begeistert aus, als sie mit den Un- 


. ‚tersuchungsergebnissen eines ih- 


“rer vielen Ausschüsse herumwe- 
delte. Macht uns nicht mit Hor- 
tor Angst, pflegte Begin zu sa- 
gen. Sagt nicht, Nichtjuden seien 


...anallem Schuld. 


i 


- »Allle sind 
gegen uns!« 


"Aus »Yediot Ahronot«: »Eine 


amerikafeindliche Orgie«. 


Die Anti-Defamation League 


- (ADL) ist eine amerikanisch-jü- 


dische Organisation, die sich mit 
Judenhassern befaßt. Für die 


»  ADL ist jede Kritik an der Politik 


Israels Antisemitismus. Die ei- 


.. gentlichen Ziele dieser Organisa- 


Kir sind die Verstärkung der zio- 
nistischen Macht in Amerika und 
-der israelischen Macht überall i in 
- der Welt. 


Ein Amerikaner, der zum Bei- 
spiel sagen würde »E... the Jews«, 
wird es sofort mit ADL-Ange- 
“ stellten, begleitet von PR (Public 
Relations)-Männern und Anwäl- 


‘ten zu tun bekommen. 


$ Vor diesem Hintergrund geschah 


“während der Zusammenkunft ei- 


nes der ADL-Leiter, Abe Fox- 


-- man, mit Yitzhak Shamir etwas 


-überraschendes. Foxman be- 
suchte Shamir am 13. April, um 


"ihn zu warnen, -daß persönliche 
"Angriffe auf Bush und Baker, 


wenn sie so weitergehen sollten, 
unliebsame Konsequenzen ha- 
ben könnten. Während er mit 
Shamir sprach, war er besonders 
über das Verhalten einiger der 
Spitzenleute in der zionistischen 
Lobby (AIPAC) in den Vereinig- 
ten Staaten und einiger israeli- 
scher Minister und stellvertreten- 
der Minister verbittert, die Bush 
und Baker immer wieder als An- 
tisemiten brandmarkten. 


Politisch gesprochen, bestand 
der Sinn und Zweck der Reise 
Foxmans nach Israel darin, sich 
Versicherungen einzuholen, daß 
die israelische Regierung und de- 
ren Handlanger in den Vereinig- 
ten Staaten Bush während der 
amerikanischen Wahlen nicht auf 
die Zehen treten werden. Fox- 
man suchte anschließend Benya- 
min. Netanyahu - Shamirs Stell- 
vertreter im Amt als Ministerprä- 
sident -, einen besonders eifrigen 
Antisemitenjäger, auf. Er verließ 
die Zusammenkunft mit Net- 
anyahu erregt: »Wenn die unbe- 
dingt eine antisemitische Orgie 
haben wollen«, sagte er zu mir, 
»dann werden sie die ganze ame- 
rikanische Öffentlichkeit nervös 
machen. Die Amerikaner mögen 
es nicht, wenn Ausländer ihren 
Präsidenten und Außenminister 
züchtigen.« 


»Baker mußte fünfmal bestrei- 
ten, gesagt zu haben »f... the 
Jews«. Fünfmal, und dennoch ge- 
lang es ihm nicht, sie zu überzeu- 
gen. Wer immer ihm diesen Aus- 
spruch angedichtet haben mag, 
bleibt anonym. Und doch glaubt 
man ihm und nicht Baker. Alsich 
nach Israel kam, sagte ich zu ih- 
nen: »Passen Sie auf, die US-Re- 
gierung fängt jetzt an, anders zu 
reden«. Sie antworteten: »Un- 
sinn, dies ist nur Rhetorik«. Wor- 
über haben wir uns dann über- 


haupt beklagt: Nur über Rheto- - 


rik.« 


»Sie sind ein Jude in der Dia- 
spora« sagen die Israelis zu mir. 
»Das sind alles Antisemiten. Alle 
sind sie gegen uns«. Ich antwor- 
tete immer: Glauben Sie nicht, 
daß dies Sie allein schmerzt. Es 
schmerzt sie auch. O.K., Bush 


und Baker hatten Unrecht mit ih- 
‚ren Erwartungen hinsichtlich des 


Verhaltens der Araber bei den 
Friedensgesprächen. Sie waren 
im Unrecht im Hinblick auf die 
Garantien. Aber wir können 
doch ihre Rolle bei der Einwan- 
derung der sowjetischen und 


äthiopischen' Juden nach Israel, 


ihr Beharren darauf, daß die Frie- 
densverhandlungen direkt sein 
werden,. und ‚vor allem ihren 
Krieg gegen den Irak nicht ver- 
gessen. Und sie haben auch die 
Gespräche mit der PLO, die von 
unserem großen Freund Ronald 
Reagan in die Wege geleitet wur- 
den, eingestellt. Nun Dreck auf 
Bush zu schleudern ist leicht. Das 
jüdische Establishment in den 
USA bekommt eine große Publi- 
zität dadurch. Aber klug ist es 
nicht.« 


Nicht nur eine 
Sache der Religion 


Aus » Yediot Ahronot«: Der Anti- 
semitismus feiert Feste. 


Kürzlich sah ich im Fernsehen 
den Staatssekretär Elyakim Ru- 
binstein, wie er früh morgens 
über Antisemitismus sprach. Zu- 
nächst wollte ich ihn fragen: Ist 
dies, was Sie im Fernsehen »Gu- 
ten Morgen« nennen? Wollen Sie 
uns schon am frühen Morgen mit 
Elyakim Rubinstein behelligen? 
Und muß ich mir das Gerede 
über das Anwachsen des Antise- 
mitismus anhören, während ich 
meinem kleinen Jungen beim An- 
kleiden helfe? 


Zwischen Butterbrote machen 
und Kakao servieren fiel mir ein, 


daß Mr. Rubinstein irgendwie für 


Angelegenheiten des Antise- 
mitismus verantwortlich ist, oder 
daß er der Chef eines Ausschus- 
ses für Antisemitismus ist, und 
ihm kürzlich mitgeteilt wurde, 
daß es einen Antisemitismus 
gibt, und daß er überall in der 
Welt blüht und gedeiht, und daß 
Juden verfolgt werden, weil Sie 
Juden sind. Es gibt Angehörige 
des rechten Flügels in Frank- 
reich, es gibt solche des linken 
Flügels in Deutschland, es gibt 
viel Fundamentalismus in arabi- 
schen Ländern, und im amerika- 


. nischen Außenministerium wer- 


den Juden sogar als Sexualobjekt 
behandelt. 


BE 
Er 
Fe 


Bis ich das begriffen hatte, hatte 
ich meinem kleinen jüdischen 
Jungen schon die Schnürsenkel 
geschnürt, aber die ganze Zeit 
hatte ich das Gefühl, daß der 
Staatssekretär etwas vergessen 
hatte. Erst als mein kleiner Junge 
sich seine Zähne putzen ging, fiel 
mir das ein. Elyakim Rubinstein 
hatte vergessen, Israel zu erwäh- 
nen, einen Staat, in dem Juden 
ununterbrochen belästigt wer- 
den, nur weil sie Juden sind. Ken- 
nen Sie irgendeinen anderen 
Staat in der Welt, wo es Juden 
nicht gestattet ist, eine bürgerli- 
che Ehe einzugehen? Kennen Sie 
irgendeinen anderen Staat wo Ju- 
den gezwungen werden, sich mit- 
ten in einer schändlichen Prozes- 
sion von Bettlern zu verstecken, 
während die erpreßt werden? 
Können Sie sich irgendein ande- 
res Land vorstellen, das Juden 
verbietet, im April (während der 
Passah-Zeit) Brot zu essen? Wel- 
chen Aufschrei über Antisemitis- 
mus würden wir dann veranstal- 
ten. 


Es ist jedoch nicht nur eine Sache 
der Religion. Werden alle Juden 
in Israel nicht gezwungen, in der 
Armee zu dienen? Und was ist 
mit den Steuern, die hier von Ju- 
den eingezogen werden? ... Und 
was ist mit der hier zwischen Ju- 
den verschiedener Art bestehen- 
den Diskriminierung? Aber mitt- 
lerweile war mein kleiner Junge 
auf dem Weg zur Schule, das jüdi- 
sche Gehirn mit dem er geboren 
wurde zu zerstören, und. wenn 
dies kein Antisemitismus ist, 
dann weiß ich nicht was Antise- 
mitismus ist. oO 


Dr. Israel Shahak, ein Überle- 
bender des Holocaust, ist Vorsit- 
zender der Israelischen Liga für 
Menschen- und Bürgerrechte. 


Vertrauliches 


Vereinte Nationen 
Geplant ist eine 
eigene Armee 
und ein eigener 
Spionagedienst 


"Die Vereinten Nationen bekom- 
men endlich das, was sie und die 
internationalistische Elite schon 
seit langem anstreben: Ein ste- 
hendes Heer und einen Geheim- 
dienst. Durch Zustimmung zu 
dieser Entwicklung hat US-Präsi- 
dent George Bush sein Land aus- 
verkauft und die amerikanische 
Souveränität an die Weltregie- 
rung übergeben. 


Präsident George Bush, der wie 
berichtet wird, glaubt, daß nur 
eine zweite Runde des hochtech- 
nischen Krieges gegen den Irak 
seine Wiederwahl im Herbst ga- 
rantieren werde, mobilisiert 
seine UN-Verbündeten zu einem 
zweiten Ansturm auf Saddam 
Hussein. 


Als Gegenleistung dafür hat 
Bush in aller Stille versprochen, 
das seit langem angestrebte Ziel 


dieser internationalen Bürokra- 


tie zu unterstützen: Ein perma- 
nentes stehendes Heer und einen 
eigenen Geheimdienst für den Si- 
cherheitsrat der Vereinten Natio- 
“nen, Elemente, die diese Welt- 
körperschaft in eine Weltregie- 
rung verwandeln würden. 


Bush brauchte damit nicht hinter 
dem Berg zu halten. Die »New 
York Times«, das Sprachrohr des 
Council on Foreign Relations 
(EC FR), das Poltik- und Planungs- 
direktorium der Eine-Weltler, 
ging voran mit der Erwähnung 
der internationalen Gendarme- 
rie schon in der Schlagzeile zu ei- 
nem Leitartikel, in dem rundher- 
aus erklärt wird: »Die Armee von 
morgen ist nicht die US-Armee 

. Frieden wird von UN-Streit- 
kräften gesichert, die durch den 
turbulenten Globus patrouillie- 
ren.« 


“ Andere. Beobachter waren weni- 
ger begeistert. »Die Bush-Regie- 
rung verwandelt die Vereinten 
Nationen von einem Instrument 
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des Friedens in eine -Kriegs- 
waffe«, warnte Dr. Aino Heiko- 
nen, ein Berater für Politik für 
den Wirtschafts- und. Sozialrat 
der Vereinten Nationen. »Im Au- 
genblick trifft sie Vorbereitun- 
gen, den Irak wieder einmal un- 
ter einem Vorwand - eine techni- 
sche Verletzung der Vereinba- 
rung zur Feuereinstellung - zu 
bombardieren. Führende Nah- 
ost-Experten, wie Britanniens 
angesehener Norman Lewis, ha- 
ben dies jedoch schon im voraus 
als zynische Lüge abgetan.« 


Am schlimmsten ist, warnt Pro- 
fessor Demaree Robinson, ein 
junger Verfassungswissenschaft- 
ler an der Harvard University, 
daß »Bush zu glauben scheint, 
daß die Durchführung von militä- 
rischen Expeditionen unter der 
Flagge der Vereinten Nationen es 
unnötigmache, den Kongreß, die 
Wähler oder eine andere Verfas- 
sungsbehörde zu Rate zu ziehen. 
Es ist eine klare und deutliche 
Demonstration, wie ein solches 
internationales Konstabulat un- 
ser Verfassungswesen, unsere ge- 
setzliche Ordnung und letztend- 
lich unsere nationale Identität 
zerstören wird.« 


Eine kleine, permanente Militär- 
organisation unter dem Kom- 
mando der Vereinten Nationen 
wurde schon in der Charter von 
1948 dieser Weltorganisation avi- 
siert. Auf Grund der Spannungen 
des Kalten Krieges kam diese 
Idee jedoch niemals zum Tragen. 
Ironischerweise begannen die 
Vereinten Nationen unter der 
»patriotischen« Reagan-Regie- 
rung damit, sich in eine große mi- 
litärische Präsenz zu verwandeln. 


»In ihren ersten 30 Jahren starte- 
ten die Vereinten Nationen nur 
sechs militärische Operationen«, 
sagte Heikonen. »Aber ab 1981 
stieg die Anzahl solcher Opera- 
tionen rapide. Trotz seiner Reden 
muß Reagan im Herzen ein Ein- 
Weltler sein.« 


Es geschah in dieser kriegeri- 
schen Atmosphäre, daß der neue 
Generalsekretär der Vereinten 
Nationen, Butros-Ghali, ein in- 
nerdienstliiches Memorandum 
unter den Mitgliedern des Sicher- 
heitsrats umlaufen ließ, in dem 
dahingehend argumentiert wird, 
daß die Vereinten Nationen ihren 
eigenen CIA haben müssen. 


»Butros-Ghali vertrat die An- 
sicht, daß, wenn die UNO eine 


Armee aufstellt und sie irgendwo 
in der Welt einsetzt, sie dann 
auch einen eigenen Geheim- 
dienst brauche, um sie davor zu 
schützen, »hintergangen« oder 
»manipuliert« zu werden«, berich- 
tete ein Mitarbeiter der Verein- 
ten Nationen. 


Erfahrene diplomatische Beob- 
achter machten sich in Privatge- 
sprächen über die Beweggründe 
des Generalsekretärs lustig. »Die 
bereits tätigen Geheimdienstor- 
ganisationen sind schon die größ- 
ten Manipulierer und Roßtäu- 
scher der Welt«, höhnte Oberst 
Joao Pinha, ein brasilianischer 
Attach£. »Stellen Sie sich einmal 
den CIA, die britischen Spione, 
den Mossad und einen Haufen 
neu geprägter UNO-Geheima- 
genten vor, wie sie sich zusam- 
mensetzen um eine Krise zu erör- 
tern. Es wäre ein Täuschungsma- 
növer; ein Marathon der Manipu- 
lation.« 


Aber ungeachtet solcher ausge- 
sprochenen Vorbehalte scheint es 
möglich zu sein, daß Butros- 
Ghali sowohl seine langbegehrte 
internationale Armee und seinen 
Geheimdienst bekommen wird. 


»Bush ist Globalist geworden, 
fast so wie eine gierige Bank au- 
Ber Landes tätig wird; um: sich 
von den Zwängen, Kontrollen 
und Gegengewichten unserer 
Verfassung zu befreien«, schluß- 
folgerte Robinson. »Er wird sie 
schließlich zerstören, wenn ihm 
nicht Einhalt geboten wird - dies 
ist im Moment das Wichtigste was 
amerikanische Wähler tun müs- 
sen.« OD 


Philippinen 
Präsident 
Ramos setzt sich 
für die Todes- 


strafe ein 


“Fidel Ramos, der am 30. Juni 


1992 als neuer Präsident der Phi- 
lippinen vereidigt wurde, sagte in 
einem Interview, er wolle den 
elektrischen Stuhl zurückbrin- 
gen, berichtete Reuters aus Ma- 
nila. Ramos hatte vorher ange- 
deutet, daß er beabsichtigt, ener- 


'gische Programme zur Bevölke- 


rungsbeschränkung zu betrei- 
ben. Der erste protestantische 


‚ Präsident des weitgehend katho- 


; erhalten. 


lischen Landes äußerte, er werde ' 
den philippinischen Kongreß auf-'-: 
fordern, ein: Gesetz zu: verab- : 
schieden, um für »scheußliche: : 
Verbrechen«, wie den illegalen 
Drogenhandel und Vergehen un-: 
ter Benutzung von nicht geneh- 
migten Schußwaffen die Todes- 
strafe wiederaufleben zu lassen. 


Die Todesstrafe sollte auch über 
unverbesserliche Verbrecher ver- 
hängt werden, meinte er. »Unter : 
unseren heutigen Gesetzen kann 
der Verbrecher seine Verbrechen 
wiederholen, weil er durch Kau- 
tion freikommen kann, aber das 
ist genau das, was ihn anspornt, 
in sehr scheußliche und brutale 
Arten von Verbrechen einzustei- 
gen«, sagte Ramos. 


Ramos kündigte an, er beabsich- 
tige, mehrere Gesetzesentwürfe 
wiederaufleben zu lassen, die er 
als Verteidigungsminister unter 
der früheren Regierung von Co- 
razon Aquino vorgeschlagen, auf 
die der Kongreß aber nicht rea- 
giert habe. mE 


Vereinte Nationen 
Truppen zum _ 
Einmarsch ohne 
jeden Vorbehalt 


Der Generalsekretär der Verein-. 
ten Nationen, Butros-Ghali, leg- 
te einen Bericht vor, in demer die 
Mitgliedstaaten der UNO auffor- 
derte, »Friedensdurchsetzungs-: 
Einheiten« dem Sicherheitsrat: 
der Vereinten :Nationen auf 
Dauer zu unterstellen. Die ste- 
hende Streitmacht könnte jeder- 
zeit von ihrer jeweiligen nationa- 
len Armee abgerufen werden, 
um auf »direkte Aggression, un- 
mittelbar bevorstehend oder ak- 
tuell«, zu reagieren, berichtete 
die »Washington Post«. Der Vor-: 
schlag wäre ein großer Schritt in. 
Richtung auf das Ende nationa-: 
ler Streitkräfte und nationaler‘ 
Souveränität. 


Die »Friedensdurchsetzungs- 
Einheiten« wären schwerer be-: 
waffnet als »Friedenerhaltungs- 
Streitkräfte« und würden inner-: 
halb ihrer Landesstreitkräfte: . 
eine umfangreichere Ausbildung; . 
Die höhergestuften: 

Streitkräfte der Vereinten Natio= 
nen würden auch zur »präventi< , 


“ ven Ausschwärmung« im Falle 


. nationaler Krisen oder Sttreitig- 


keiten zwischen Staaten einge-: 
setzt. Der. Sicherheitsrat soll: er-: 


mächfigt werden, »Streitkräfte 
zu entsenden auf Anforderung ei- 
ner einzelnen Regierung, die den 
Angriff eines Nachbarstaates be- 
fürchtet«, schreibt die »Washing- 
ton Post«. 


In Butros-Ghalis Vorschlag sind 
dies keine »Friedenserhaltungs«- 
Streitkräfte mehr, sondern Ver- 
bände, die in Spannungsgebiete 


‚ eingesetzt werden können, um ei- 


. nen Konflikt im Keim zu erstik- 


ken. oder einen Einmarsch abzu- 
wehren. Butros-Ghali sagte: »die 


Zeit. der absoluten und aus- 


. schließlichen Souveränität ist 


vorbei. Ihre Theorie konnte nie- 
mals der Wirklichkeit standhal- 


:“ten.« Er setzte hinzu, daß eine 


andere Möglichkeit zur einigen- 
den Konfliktlösungen darin be- 


..stehe, daß Regierungen die Ge- 
- richtssprechung des Internatio- 
“nalen Gerichtshofes in Den Haag 


. Grundsatzes 


»ohne jeden Vorbehalt« akzeptie- 
ren. 


Die spanische Nachrichtenagen- 
tur EFE berichtete, der Vor- 


‘schlag sei von der Völkergemein- 


schaft, die über den Verlust des 
der Nichteinmi- 


-- schung in die inneren Angelegen- 


heiten anderer Länder, der still- 


“schweigend aus dem Butros- 


Ghali-Vorschlag hervorgeht, mit 
Beunruhigung und mit Zurück- 


haltung aufgenommen worden. 


: Panama 


. Regierung 


beschuldigt 
- US-Beamte 


= Julio Linares, der Außenminister 
“ der von den USA eingesetzten 
..panamaischen Regierung, berief 


den US-Botschafter Deane Hin- 
ton zu sich, und beschuldigte die 


: Vereinigten Staaten »grober Ver- 


. stöße gegen die Kanal-Verträge«. 


# 


-* Am: 16. Juni dieses Jahres mach- 


..ten amerikanische Soldaten eine 
.. Razzia auf das Haus des opposi- 


.. tionellen Kongreßabgeordneten 
Gerado Gonzäles und verletzten 
„damit dessen pärlamentarische 
. Immunität und die Souveränität 


. Panamas. Die Razzia, vorgeblich 


"zur. Untersuchung der Todes- 


schüsse auf einen US-Soldaten 
und der Verwundung eines ande- 
ren am Vorabend des Besuchs 
von US-Präsident Bush in Pa- 
nama, war eine Repressalie für 
das Fiasko vom 11. Juni, als Bush 
gezwungen wurde, Panama mit 
Tränen in den Augen zu verlas- 
sen, nachdem die Polizei gegen 
Demonstranten, die gegen den 
Besuch protestierten, Tränengas 
eingesetzt hatte. Linares sagte, 
Hinton habe sich wegen der Mili- 
tärstreifen entschuldigt. Das 
Ganze beruhe auf »einem Miß- 
verständnis«. Den Vereinigten 
Staaten war die Erlaubnis erteilt 
worden, die Sicherheitsvorkeh- 
rungen für den Besuch von Bush 
zu- verstärken, aber das galt nur 


‚für einen Tag, sagte Linares, wie 
die mexikanische Zeitung »La ' 


Jornada« schrieb:‘ »Niemand 
dachte daran, daß dies für meh- 
rere Tage sein werde.« 2 


Japan 
Reichstag billigt 


' Truppeneinsatz 


in Übersee 


Nach Jahren der Debatte wurde 
das UN-Peace-Keeping Opera- 
tions Bill (Gesetz über friedens- 
erhaltende Einsätze der Verein- 
ten Nationen), das es japani- 
schen Truppen zum ersten Male 
seit dem Zweiten Weltkrieg ge- 
stattet, im Ausland eingesetzt zu 
werden, vom japanischen Reichs- 
tag verabschiedet und trat inzwi- 
schen in Kraft. Das unmittelbare 
Ziel der Befürworter der Maß- 
nahme besteht darin, mitzuhel- 
fen, die völkermordenden Roten 
Khmer in Kambodscha in Schach 
zu halten, so daß Japan und Thai- 
land damit beginnen können, 
ihre langfristige Strategie für das 
Entwicklungsprogramm am Me- 
kong in die Tat umzusetzen. 


In dem Gesetzesentwurf wird er- 
schöpfend festgelegt, daß die Sol- 
daten angefordert werden müs- 
sen und nur zu rein friedlichen 


‚Zwecken eingesetzt werden dür- 


fen. Effektiv schafft die -Maß- 
nahme ein »japanisches Armee- 
Korps von Pionieren«. 


Der Gesetzesentwurf wurde ge- 
gen heftigen Widerstand seitens 
der amerikanischen Botschaft in 
Tokio durchgesetzt, die die sich 
in der Minderheit befindlichen 


er ge, WE 


"Sozialistische Partei Japans dazu 


ermunterte, am Tage der Abstim- 
mung den Sitzungssaal zu verlas- 
sen und die Regierung durch den 
Aufruf zu einer allgemeinen 
Wahl über den Gesetzesentwurf 
zu stürzen. Ministerpräsident 
Kiichi Miyazawa weigert sich je- 
doch, ihren Rücktritt entgegen- 
zunehmen oder den Reichstag 
aufzulösen. 


Südafrika 
Buthelezi 
warnt vor einem 
Bürgerkrieg 


Der Inkatha-Häuptling Mango- 
suthu Buthelezi wies warnend 
darauf hin, daß Südafrika durch 
die Weigerung des African Natio- 
nal Congress (ANC), die Gesprä- 
che über eine neue Verfassung 
fortzusetzen, in einen Bürger- 
krieg gestürzt werden könnte, be- 
richtete die »Washington Post«. 


Die Rivalität zwischen der Inka- 
tha und dem ANC ist dermaßen 
eskaliert, daß professionelle 
Mordbanden des ANC 80 Inka- 
tha getötet haben, seitdem der 
ANC im Februar 1990 legalisiert 
wurde. Andere trachten jedoch 
danach, sich die Krise zunutze zu 
machen, um die Polizeikontrolle 
der Vereinten Nationen zu erwei- 
tern. 


In einer Rede in Dakar, Senegal, 


auf einer dreitägigen Gipfelkon- 


ferenz der Organization.ef Afri-: 
can Unity (OAU), sagte der Ge- 
neralsekretär der Vereinten Na- 
tionen, Butros-Ghali, daß die 
UNO in die südafrikanische 
Krise eingreifen werde. 

»Es kann ein Beobachter der Ver- 
einten Nationen sein, was wir.be- 
reits getan haben. Es kann ein 
Vermittler der Vereinten Natio- 
nen sein. Es kann auch nur eine 
Tatsachenfeststellungs-Mission 
sein«, sagte Butros-Ghali. Er 
meinte weiter, die an Südafrikas. 
festgefahrenen Gesprächen über 
Demokratie beteiligten Parteien 
hätten im Prinzip zugestimmt, 


daß irgendeine Hilfestellung 
durch die Vereinten Nationen 
notwendig ist. 


Butros-Ghali traf den Führer des 
ANC Nelson Mandela in Dakar, 
wo er mit dem südafrikanischen 
Außenminister Pik Botha 
sprach. Mandela wird von Reu- 
ters dahingehend zitiert, daß er 
drei Monate zuvor dazu aufgeru- 
fen habe, eine Friedenserhal- 
tungs-Streitmacht der Vereinten 
Nationen nach Südafrika zu ent- 


senden. 


Die OAU rief zur »dringenden 
Einberufung einer Sitzung des Si- 
cherheitsrats der Vereinten Na- 


- tionen auf, um die Frage der An- 


wendung von Gewalt in Süd- 
afrika zu untersuchen und alle an-. 
gemessenen Schritte zu unter- 
nehmen, um dem ein Ende zu be- 
reiten«. 


ec 


II; 


Betr.: Bonn »Keine 
Enteignungen nach 
Besatzungsrecht«, 
Nr. 8/92. 


Mit großem Interesse las ich als Bezieher 
von CODE Ihre Abhandlung über den 
riesigen Eigentumsraub in der ehemali- 
gen Sowjetzone, beziehungsweise DDR. 
Ihre Ausführungen sagen mir natürlich 
weitgehend zu. Mich wundert aber, daß 
Sie das grundlegende Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts (BVG) Karlsruhe 
vom 23. April 1991 nur am Rande erwäh- 
nen. Sie schreiben indes, hier scheine 
sich »aber ein neuer gewaltiger Skandal 
anzubahnen«. 


Ich meine aber, dieses »Urteil« stellt be- 
reits einen unglaublichen Skandal dar. 
Dieses Urteil ist eine unglaubliche Fehl- 
entscheidung - gelinde ausgedrückt. 
Man hört nichts, wie man dieses Urteil 
zu überwinden gedenkt. Seit Erlaß die- 
ser verfehlten Entscheidung ist mehr als 
ein Jahr vergangen. Eine Kritik von 
amtlicher Seite konnte ich nicht wahr- 
nehmen. Nur in Leserbriefen Betroffe- 
ner las man mehr:als abfällige Meinun- 
gen, auch in einzelnen Zeitungsberich- 
ten. 


Das »Urteil« des BVG erwähnt nicht mit 
einem Wort die Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreihei- 
ten vom 4. November 1950 und das Zu- 
satzprotokoll hierzu vom 20. März 1952, 
obwohl Artikel 1 des Zusatzprotokolls 
ausdrücklich den Schutz des Eigentums 
garantiert und die Entziehung des Privat- 
eigentum grundsätzlich untersagt. 


Beide Abkommen hat die Bundesrepu- 
blik Deutschland mit den anderen EG- 
Staaten damals unterzeichnet und also 
selbst als rechtens anerkannt. 


Diese Abkommen standen also anderen 
Regelungen des sogenannten Einigungs- 
vertrages entgegen. Der ehemalige Mini- 
ster Schäuble soll sich in seinem Buch 
über den Einigungsvertrag über die von 
ihm inszenierte Klausel des Verbots der 
Rückgabe des geraubten Eigentums an 
die beraubten Opfer gebrüstet haben. 
Die Herren Modrow, de Maiziere und 
Genossen waren also nicht die einzigen 
»Mittäter«. Wollten sich die Herren Ver- 
fassungsrichter etwa gar noch einen Le- 
nin-Orden verdienen? 


‘Wenn die Verfassungs-Richter unsere 
freiheitliche Verfassung wirklich schüt- 
zen wollten, hätten sie zu dem Schluß 
kommen müssen, daß die sogenannten 
»Enteignungen« keine Verwaltungsakte, 
sondern Raubtaten waren, die minde- 
stens durch »räuberische Erpressungen« 

I nach $$ 253/255 StGB schon damals 
strafbar waren. Denn in der SBZ/DDR 
herrschte kein rechtsfreier Raum, son- 
dern das alte Reichsrecht. Denn nur die 
Wehrmacht, nicht aber das »Reich« hat 
kapituliert. 
Nach früherer Entscheidung des BVG 
besteht das Reich noch fort. 


Hubert Nerlich, Nürnberg 
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Betr.: Deutschland 

»So kommt in Deutschland 
die politische Wende«, 

Nr. 6/92. 


Mit Interesse verfolge ich das politische 
Geschehen. Ich hatte schon von früh an 
ein großes Interesse für Geschichte und 
Politik und, geprägt durch die Tatsache, 
daß meine Großeltern aus Ostpreußen 
vertrieben wurden und durch ein konser- 
vatives nationalgesinntes Elternhaus 
wurde mir bewußt gemacht, daß 
Deutschland mehr ist, als BRD und 
DDR oder nun die neue BRD. 


Während BRD und DDR noch durch 
eine unmenschliche Mauer geteilt wa- 
ren, gingen die Heimatvertriebenen da- 
von aus, daß bei einer möglichen »Wie- 
dervereinigung« natürlich Ostdeutsch- 
land einbezogen sein würde. Umso 
schlimmer war dann das Erwachen, als 
die Mächtigen der BRD ihre Verspre- 
chen brachen und den deutschen Osten 
Polen und der UdSSR überließen. 


Spätestens an diesem Tag wurde mir be- 
wußt, daß »unsere« Politiker nicht die In- 
teressen Deutschlands vertreten. Seit- 
dem ist die Wiederherstellung der Hand- 
lungsfähigkeit des Deutschen Reiches 
für mich die wichtigste Aufgabe gewor- 
den, die die Deutschen, um wirkliche 
Freiheit zu erlangen, anpacken müssen. 
Nach dem kläglichen Abrutschen der 
sich national gebenden Parteien (Repu- 
blikaner, DVU) bei der Bundestagswahl 
1990 sah ich nur noch eine Organisation, 
die vor allem ostdeutsche Interessen ver- 
tritt und zwar die Vereinigten Länder des 
Deutschen Osten im Deutschen Reich, 
welche auf der Grundlage der Weimarer 
Reichsverfassung und den Regeln des 
allgemein gültigen und zwingenden Völ- 
kerrechts das Deutsche Reich in gerech- 
ten Grenzen zu neuem Leben erwecken 
will. 


Die erwähnten »nationalen« Parteien 
sind für mich kein Ausweg mehr und das 
Besatzerprotektorat BRD habe ich ei- 
gentlich auch schon abgeschrieben. 
Doch nun beginnen wieder nationale 
Knospen aufzubrechen. In Mittel- 
deutschland erstarken nationale Rand- 
gruppen, die durch ihre Zersplitterung 
leider nur ein Strohfeuer darstellen. In 
der alten BRD erzielen REP und DVU 
beträchtliche Gewinne, die Zahl der 
Nichtwähler steigt ünd steigt, die Partei- 
enverdrossenheit erschüttert die BRD. 


Und nun kommen Sie in CODE mit der 
Ankündigung einer neuen deutschen 
Partei, die wirklich deutsche Interessen 
vertreten und Ihrer Meinung nach 1994 
erdrutschartige Veränderungen in der 
BRD-Parteienlandschaft bewirken 
würde. Es ist für mich allerdings fraglich, 
ob über den Weg der BRD das Deutsche 
Reich rechtlich einwandfrei wieder hand- 
lungsfähig gemacht werden kann, wo 
dies doch die Voraussetzung für die Er- 
langung der wirklichen Freiheit ist. 


Wenn eine neue politische Bewegung mit 


diesem Ziel bei den Wahlen 1994 an- 


” Briefe ' 


treten sollte will ich ihr gerne meine 
Stimme geben. Ich bin noch jung und 
Schüler an einer konfessionellen Schule. 


Robert Woelk, Berlin 


Betr.: Deutschland 
»Die deutsche Rechte ist 
vogelfrei«, Nr. 8/92. 


Die generalstabsmäßige Lenkung einer 
Progromhetze gegen die patriotischen 
Deutschen findet ihren Niederschlag im 
neuesten Verfassungsschutzbericht, der 
die »Rechtsextremen« als Gewalttäter 
ersten Ranges herausstellt. 


Das Weiterbestehen der mörderischen 
RAF wird als selbstverständlich hinge- 
nommen und die nachweislichen Verbre- 
chen der anarcho-marxistischen Täter, 
denen vor allem die »Bullenschweine« 
am Herzen liegen, werden unterkühlt 
wahrgenommen. 


Grundtendenz dieses Berichtes ist die 
Unterstellung, daß alles, was rechts ist, 
als »Extremistisch« eingestuft werden 
kann. Dieses alles in einer Zeit, in der 
Mörder von angeblichen oder wirklichen 
Rechten straflos ausgehen. 


Auf Deutschlands Straßen macht sich 
langsam aber sicher die Anarchie breit 
und Scheinasylanten, die Lieblinge der 
Multikulturellen, spielen hierbei ihren 
Part. Der Verfassungsschutz wird hier 
zum verlängerten Arm der politischen 
Justiz, die jede offene Diskussion über 
Fragen schwer bestraft, die die Lebens- 
rechte des deutschen Volkes auf das 
schwerste tangieren. 


Die grundsätzliche Verurteilung der 
Rechten in diesem Lande trifft natürlich 
auch Leute in den etablierten Parteien, 
deren Meinung mit denen der Verfemten 
häufig deckungsgleich ist. SPD Bürger- 
meister bekamen es zu spüren. 


Sinn des Unternehmens ist es, die 
Rechtsparteien als unwählbar und 
potentielle Gefahr für Deutschland hin- 
zustellen. So hofft man die Dauerherr- 
schaft der ungeliebten Etablierten zu 
fixieren und den Eintritt in das fremdbe- 
stimmte Europa zu sichern. 


Jetzt fehlen bei diesem Unternehmen 
nur noch Bundeswehreinsätze für die 
UNO, die uns mit den 8$ 57 und 103 nach 
wie vor zu Parias, zu Feindstaaten stem- 
pelt. Man kann dann, um eine logische 
Schlußfolgerung zu ziehen, in diesem 
Europa auch die Bundeswehr gegen die 
eigenen Landsleute einsetzen, wenn die- 
sen der ganze Brüsselladen nicht passen 
sollte. 


Aus dem früheren Jugoslawien haben 
Kohl, Delors und Co. nichts gelernt. Die 
nächste Wahl ist die letzte Chance die 
Freiheit unseres Landes zu retten. Die 
Deutschen müssen und werden sie wahr- 
nehmen. 


Dr. R.O. Muth, Unna 


Betr.: Wahlen »Euro-Ring 
der Volkstreuen gefordert« 
Nr. 8/9. , 


Endlich werden alle Masken faltengelas- 

sen, und wir wissen, woran wir sind! Das 

»Europa von Maastricht« ist »nichts an- 

deres als der Versuch, Europa der Fi- 

nanzkrise anzupassen, einer Welt, die 

von Wucher, sozialer Brutalität und Mal-. 
thusianismus bestimmt ist. Es ist ein Eu- 

ropa, das sich gegen die Völker Europas 

selbst wendet.« So heißt es in einem ' 
Flugblatt, das quer durch Europa von ei- 

ner breiten Koalition aus verschiedenen 

landwirtschaftlichen und anderen gesell- 

schaftlichen Organisationen verbreitet 

wird. 


Die Nationalstaaten Europas müssen ge- 
gen Multikultopia gemeinsam handeln - | , 
oder jeder stirbt für sich allein! Wir volks- | - 

treuen Patrioten sind für ein Europa der 


‚ Völker und Vaterländer gegen jenes ge- 


plante multikulturelle und multirassi- 
sche Chaos. 


Rudolf Stubert, Kulmbach 


Betr.: Deutschland- 
Journal »Zeichen britischer 
Freundschaft«, Nr. 7/92. 


Zu der unwürdigen Denkmalsenthül- 
lung für »Butcher« Harris in London, ist 
in vielen deutschen Zeitungen vieles und 
auch treffendes geschrieben worden. 
Auch der Artikel in CODE fällt darun- 
ter. ; 


Leider ist dort, wie bei allen anderen das 

Wichtigste vergessen worden. Nämlich, 

daß die Alliierten 1945 extra Gesetze ge- 
macht haben, um den Nürnberger Ra- 
cheprozeß überhaupt durchführen zu 

können. Gesetze, die es ermöglichten, 

deutsche Offiziere und Politiker zu verur- 
teilen und hinzurichten. Für diese und: 
ähnlich gelagerte Taten, bekommt dage- 
gen der größte Massenmörder aller Zei- 
ten heute unter dem Beifall der Menge 

ein Denkmal gesetzt. Wer soll das verste- 
hen? Er hätte mit seinem Auftraggeber 

Churchill und Roosevelt genau so auf die 

Anklagebank und dann an den Fleischer- 
haken gehört. Aber die Stadt Aachen hat 

schon die Geschmacklosigkeit besessen, 

Churchill den Karlspreis der Stadt Aa- 
chen zu verleihen. 


Daß die 91jährige Königinmutter maß- 
geblich an der Feier teilgenommen hat, 
sollten wir nicht überbewerten. Was 
kann man von einer 91jährigen senilen 
Oma schon anderes erwarten? Bei Frau 
Thatcher ist das wesentlich anders. Sie 
weiß, was sie sagt und was sie will. Die ist 
viel gefährlicher. 


Wie die Engländer heute zu Deutschland 
stehen, haben sie erst kürzlich bewiesen 
bei der Diskussion um die Aufnahme 
von Flüchtlingen aus dem jugoslawi- 


schen Krisengebiet. Man fragt sich dabei }- - 


unwillkürlich: Ist dieses die so vielge- 
rühmte feine englische Art? 


Günter Hellmich, Wolfenbüttel 


Sehr verehrte Leser, 


bisher haben Sie CODE bei Ihrem Zeitschriftenhändler oder im Bahnhofsbuchhandel gekauft. Leider 
mußten wir laufend viele Klagen entgegennehmen. Die Leser teilten uns mit, daß CODE nicht mehr 
geführt wird, »die Zeitschrift eingestellt sei« oder »der Verlag sei pleite«. Wir haben uns alle Mühe ge- 
geben, die Verbreitung von CODE zu verbessern, es lag jedoch nicht in unserer Hand. Wir sind dabei von 
den Grossisten abhänging. 


Schweren Herzens haben wir uns entschlossen, CODE nur noch im Abonnement zu verbreiten. 


Ab der November- Ausgabe können Sie CODE nur noch im Abonnement beziehen. Wir haben uns dazu 
einiges einfallen lassen, damit Ihnen dieser Schritt leichter fällt. 


CODE wird in einem neutralen Umschlag von unserer Aboverwaltung verschickt. Wir haben ein besseres 
Papier. 


Und wer den Schritt in das Abonnement wagt, bekommt als einmaliges Dankeschön unser neues Buch 
»Das ABC der Insider«. 


CODE kostet im Abonnement DM 90,- einschließlich Porto und Mehrwertsteuer; im Ausland DM 90,- 
zuzüglich DM 15,- für den einfachen Postweg. 


Wenn Sie bei einer deutschen Bank oder Postgiroamt ein Konto unterhalten, können Sie CODE auch in 
zwei Raten von jeweils DM 45,- bezahlen. Wir buchen den Betrag dann jeweils von Ihrem Konto ab. 


Wir haben eine Bestellkarte vorbereitet. Schicken Sie uns bitte die Karte umgehend ein. 


Wir hoffen, daß Sie für unseren Schritt Verständnis haben. Wir hatten keine andere Wahl. 


Ihr 
Diagnosen Verlag 


Das ist das 


Dankeschön! 
Peter Blackwood 


DAS ABC 
DER INSIDER 


Lieber Abonnent, 


der Vertrieb von CODE über den Zeitschrifteneinzelhandel hat uns immer mehr Probleme und Kosten 
auferlegt. Es gab ganze Landstriche, wo Sie CODE nicht kaufen konnten. 


Wir gehen nun ab der November-Ausgabe aus dem Einzelhandel heraus. CODE kann man dann nur 
noch im Abonnement beziehen. 


Viele Abonnenten haben an uns immer wieder den Wunsch herangetragen, daß sie CODE verschlossen 
in einem Umschlag erhalten möchten. Mit der Umstellung zur November-Ausgabe tragen wir diesem 
Wunsch Rechnung, versenden CODE nur noch in einem neutralen Umschlag. 


Auch das Papier der Zeitschrift wird verbessert. 


Dies hat natürlich alles seinen Preis, zumal wir in der letzten Zeit mehrmals Erhöhungen der Postzei- 
tungsgebühren hatten. 


CODE kostet ab der November- Ausgabe im Abonnement DM 90,- für zwölf Ausgaben, einschließlich 
Porto und Mehrwertsteuer; im Ausland DM 90,- zuzüglich 15,- für den einfachen Postweg. 


Bitte haben Sie für unsere Preiserhöhung Verständnis. Am Kiosk hat die Zeitschrift immer schon 
DM 90,- im Jahr gekostet. 


Ihr 
Diagnosen Verlag 


Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 


DER NAMENLOSE 


Diagnosen 


Archibald Maule 
Ramsay »Der 
namenlose Krieg« 
Adolf Rossberg 
»Der Orden des 
Herrn Weishaupt« 
Karl Heise 
»Okkultes 
Logentum« 

Leon de Poncins 
»Hinter den 
Kulissen der 
Revolution« 
Konrad Lerich 
»Der Tempel der 
Freimaurer« 

Im Anhang: 

Die Konstitution 
»Alter und 
Angenommener 
Schottischer Ritus« 


»Der namenlose Krieg«, 
448 Seiten mit 

84 Abbildungen 

DMISfr 36,- 

ISBN 3-923864-04-3 
Verlag Diagnosen 
D-7250 Leonberg 

Zu beziehen über 

den Buchhandel 


Verlagsauslieferung: 
SPS-Verlagsservice 
GmbH : D-5400 Koblenz 
Telefon 02 61/8 07 06-0 
Telex 862 662 

Telefax 02 61/8 07 0654 


Ein Volk nach dem anderen wird vom Moloch “Neue Weltordnung” geschluckt. 
Über das Geld soll das politische Ziel einer Weltregierung geschaffen werden. Die Gruppe, 
die die “Neuerschaffung der Welt” will, versteckt sich hinter vielen Namen. 
Das Nachschlagewerk informiert über die Arbeit, die Pläne und die Ziele der Internationalisten. 


Peter Blackwood 


DAS ABC 
DER INSIDER 


Peter Blackwood: 

“Das ABC der Insider” 
537 Seiten mit vielen 
Abbildungen. 

DM/Sfr 40,- 

ISBN 3-923864-05-1 
Verlag Diagnosen, 
D-7250 Leonberg. 
Verlagsauslieferung: 
SPS-Verlagsservice GmbH, 
D-5400 Koblenz, 
Telefon: 02 61/8 07 06-0, 
Telefax: 02 61/8 07 06 54 
Zu beziehen über den 
Buchhandel. 


